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ueber die Linnen⸗Induſtrie Belgiens. 
(Schluß.) 


Es erheben ſich in Bezug auf die Operationen der Geſellſchaft drei 
Schwierigkeiten: 

1. Wird die Geſellſchaft, wie die im Departement der Juſtiz niederge⸗ 
ſetzte Kommiſſion vorſchlägt, die Linnenfabrikation direct organiſtren, 
oder wird ſie ausſchließlich kommerziell ſein, und ſich nur mit der 
Ausfuhr befaſſen, wofür die in Folge der Unterſuchungen im Jahre 
1845 und 1846 eingereichten Pläne ſich ausſprechen? 

2. Soll die Geſellſchaft ihre Ausfuhr nur nach fernen von dem Han⸗ 
del unſerer Privaten wenig beſuchten Märkten richten dürfen, und 
ſich die Benutzung des größten Theils der europäiſchen Märkte un⸗ 
terſagen? 

3. Wird die Geſellſchaft ſich ausſchließlich an Leinwand halten oder 
muß ſie nicht, da ihr Zweck auf Vermehrung der Arbeit in den 
leinwandfabrizirenden Provinzen gerichtet iſt, auch zu andern Zwei⸗ 
gen der Weberei Anſtoß und Aufmunterung geben und ihre Opera⸗ 
tionen auch in dieſer Richtung vornehmen? 

Die Geſellſchaft hat im Allgemeinen und als letztes Ziel zu ihrem 
Gegenſtande: auszuführen, neue Abſatzwege zu eröffnen und verloren ge⸗ 
gangene ſo viel als möglich wieder zu erobern, Korreſpondenten anzuſtellen 
und der Landesinduſtrie beſtändig die Nachweiſungen zu liefern, welche er⸗ 
forderlich find, damit ihre Produkte ausführbar werden. Auf dieſe Art 
wird die Geſellſchaft auf die Fabrikation ſelbſt einen ſteten induſtriellen 
Einfluß üben und die jetzigen Negozianten binnen Kurzem in Fabrikanten 
umwandeln, die nach dem vorgelegten Muſter werden arbeiten laſſen, wenn 
ſie den von der Direction geforderten Bedingungen Genüge leiſten wollen. 
Dieſe indirecte Einwirkung auf die Fabrikation wird größtentheils genügen, 
und die Geſellſchaft wird ſich jedesmal, wo ſie es im Stande iſt, der 
Fabrikanten als Vermittler bedienen, und dadurch zahlreiche Ausgaben und 
vervielfachte Schwierigkeiten, die mit der Ausführung der Aufträge ver⸗ 
bunden ſind, vermeiden. N 

Das Weſtphäl. Dampfb. 47. v. 18 
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1915 RN iſt kommerziell,“ ſagt Art. 3.; „ihr Zweck iſt: 
Aus der Linnenfabrikate und anderer Gewebe nach fremden Märkten; 
und der Fabrikation muß ſie den Impuls geben, damit ſich jene nach den 
Abſatzbedingungen auf gedachten Märkten richte. Die Geſellſacht ſelbſt 
darf (nach Art. 5, in der Abſicht, die Linnenfabrikation zu zentraliſiren, 
keine Spinnereien und Weberei⸗Ateliers errichten. Allein ſollte ihr jede 
directere Einmiſchung in die Fabrikation unterſagt werden? In Betreff 
der für die fernen noch unbenutzen Märkte beſtimmten Produkte war die 
Regierung nicht dieſer Anſicht. Man muß anerkennen, daß unſere Linnen 
im Allgemeinen faſt keine einzige der auf den transatlantiſchen Märkten 
geforderten Bedingungen bezüglich des Gewebes, der Appretur und Bleich⸗ 
chung erfüllen. Es wird zur Erreichung dieſes Reſultates vieler Anſtren⸗ 
gung und vielleicht ziemlich langer Zeit bedürfen. Die Geſellſchaft, die 
durch ihre Beziehungen beſſer als Jemand ſonſt dieſe Bedingungen kennen 
und mittelſt ihrer Kapitalien Verſuche vorzunehmen im Stande ſein wird, 
an die ſich einzeln daſtehende Fabrikanten nicht wagen würden, muß inner⸗ 
halb der ihr von den Statuten angewieſenen Gränzen eine gewiſſe Frei⸗ 
heit im Handeln beſitzen. Seit langem hat man gefühlt, daß die Einzel⸗ 
kräfte in den beiden Flandern nicht genügend waren. Man errichtete Lin⸗ 
nen⸗ (Weber⸗) Comités, deren urſprünglicher Zweck darin beſtand, den 
Spinnereien und Webern den Rohſtoff, den ſie nicht zu gelegener Zeit und 
zu günſtigen Preiſen einzukaufen vermögen, gut und billig zu liefern; 
Spinn⸗ und Webeſchulen einzurichten und in die Linnenfabrikation alle von 
der Erfahrung angezeigten Verbeſſerungen einzuführen. Dieſer Zweck war 
löblich und nützlich. Leider haben die Umſtände bisweilen zur Abwei⸗ 
chung von demſelben genöthigt und eine gleichmäßige Organiſation hat 
nicht hinlänglich zu Stande gebracht werden können. Durch das zwiſchen 
ihr und den Ober⸗Comité's in den beiden Flandern herzuſtellende Ver⸗ 
hältniß wird die Geſellſchaft auf die Wirkſamkeit der Comité's einen heil⸗ 
ſamen Einfluß ausüben, das ihnen Mangelnde ergänzen und ſie über die 
zu befolgende Bahn aufklären können. 

Die $$. 1, 2, 3 und 4 im Art. 5 der Statuten ſtellen die Grän⸗ 
zen feſt, innerhalb deren die induſtrielle Einmiſchung der Geſellſchaft ſtatt⸗ 
finden darf. „Die Geſellſchaft iſt ermächtigt, einige Muſterwerkſtätten für 
die Weberei zu errichten, beſonders zu dem Zweck, daß für die Ausfuhr 
geeignete Gewebe im Lande einheimiſch werden. Mit Genehmigung der 
Regierung ſoll es ihr zuſtehen, einen Theil ihrer Mittel zur Einführung 
derjenigen Verbeſſerungen in der Induſtrie zu verwenden, die erforderlich 
find, um die letztere mit den Anforderungen der Verbrauchsmärkte in Ein⸗ 
klang zu bringen. Zu dieſem Behuf kann die Regierung zwiſchen der Ge⸗ 
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ſellſchaft und den zur Ermunterung der Linnen⸗Induſtrie in den beiden 
Flandern gebildeten Ober⸗Comité's eine Wechſelwirkung begründen.“ 

Dieſer Artikel giebt der Geſellſchaft für Ausübung einer nützlichen 
induſtriellen Thätigkeit hinlänglichen Spielraum. 

Die §§. 5, 6 und 7 im Art. 5. beziehen ſich auf die europäiſchen 
Märkte. In dem von der Kommiſſion, die im April 1846 niedergeſetzt 
wurde, eingereichten Statuten⸗Entwurf, hatte man für die Geſellſchaft ein 
vollſtändiges Verbot aller vom belgiſchen Handel gegenwärtig beſuchten 
europäiſchen Märkte aufgenommen. Man war von der Idee ausgegangen, 
daß, da unſere Induſtriellen aus langer Erfahrung wiſſen, welche Art von 
Linnenfabrikaten am beſten für Frankreich, Spanien, Holland, Deutſchland 
und die Schweiz paſſen, die Dazwiſchenkunft der Geſellſchaft unnütz und 
wegen ihrer Konkurrenz dem Handel der Privaten gefährlich ſein würde. 
Dieſes unbedingte Verbot der europäiſchen Märkte ſchien der Regierung 
eine an ſich nicht zu rechtfertigende und in der Anwendung höchſt ſchwie⸗ 
rige Maaßregel. Sie wäre nicht zu rechtfertigen und würde in der That 
die Geſellſchaft dermaßen beſchränken, daß die Möglichkeit eines glücklichen 
Erfolgs ſich bedeutend verringern und die Mitwirkung der Kapitaliſten un⸗ 
möglich würde. Es hieße der Möglichkeit entſagen, unſern Webern gleich 
vom erſten Beginn an mehr Arbeit zu verſchaffen, und zwar blos aus 
Schonung gegen eine übertriebene Furcht vor Konkurrenz, die einige unſe⸗ 
rer Handeltreibenden haben könnten. Und andererſeits muß man zugeben, 
daß die meiſten europäiſchen Märkte von unſern Negozianten in unzuläng⸗ 
licher Weiſe ausgebeutet werden, und daß diejenigen, wo wir noch vor 
einigen Jahren, wie in Spanien und Frankreich, das Uebergewicht hatten, 
ſich für unſere Linnenfabrikate täglich mehr verſchließen. Warum ſollte 
demnach die Geſellſchaft verhindert werden, wenigſtens zur theilweiſen Wie⸗ 
dereroberung derſelben Anſtrengungen zu machen? Dieſe Maaßregel wäre 
aber auch unpraktiſch, denn die Feſtſtellung, nach welchen Gegenden des 
Erdballs die nach directen Aufträgen von der Geſellſchaft effektuirten Waa⸗ 
renſendungen hinexpedirt werden, würde unmöglich fein. Der Geſellſchaft 
jede Verkaufsoperation in Frankreich, Spanien und den übrigen Ländern 
des Continents unterſagen, heißt im voraus entſcheiden, daß ſie ſich aus⸗ 
ſchließlich mit der neuern Linnen⸗Induſtrie befaſſen fol. Denn in der 
That konſumiren die transatlantiſchen Länder, mit wenigen Ausnahmen, 
nur Maſchinengeſpinnſt⸗Leinwand. Beſchränkt man die Ausfuhr der Ge⸗ 
ſellſchaft blos auf jene Länder, fo wird ihr die Ausfuhr von Handgeſpinnſt⸗ 
Linnen offenbar unterſagt. 

Die Regierung hat durch Feſtſtellung der Bedingungen, unter welchen 


die Ausfuhr nach europäiſchen Ländern erfolgen kann, ein vernünftigeres 
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und zugleich wirkſameres Spſtem angenommen. Dieſe Bedingungen ent⸗ 
fernen in Betreff des Handels der Privaten jede Furcht vor ſchädlicher 
Konkurrenz. Die Geſellſchaft wird gehalten ſein, ſich zur Bewerkſtelligung 
ihrer Einkäufe in Bezug auf dieſe nahgelegenen Märkte, ſo viel als mög⸗ 
lich an die Handeltreibenden oder Fabrikanten in der Heimath auf dem 
Wege der Konkurrenz zu wenden: — ein Syſtem, welches von der Ma at⸗ 
ſchappy befolgt wird. Zweitens werden der Geſellſchaft in Betreff die⸗ 
ſer Länder alle Conſignations⸗Geſchäfte unterſagt ſein; ſie ſoll nur in 
Folge directer Beſtellungen verkaufen: Dies entfernt die Gefahr vor Ver⸗ 
luſten. Dieſes Unterſagen der Conſignations⸗Geſchäfte liegt übrigens im 
wohlverſtandenen Intereſſe der Kompagnie; denn ſie bieten zu viel Wech⸗ 
ſelfälle und Gefahren dar, und ſind zu oft Urſache des Ruins, als daß ſie 
von den Statuten erlaubt werden ſollten. Es verſteht ſich indeß von ſelbſt, 
daß die Verkäufe von Proben und für Rechnung gelaſſener Waaren nicht 
unter den Conſignationsgeſchäften begriffen ſind. 

Ich muß jetzt die Aufmerkſamkeit der Kammer auf zwei andere Be⸗ 
ſtimmungen in den Statuten: auf Art. 6, der die Appretur= und Bleich⸗ 
Etabliſſements und Art. 7, der die Ausdehnung der Operationen der Ge⸗ 
ſellſchaft auf andere Arten von Gewebe betrifft, hinlenken. 

Herr Moxhet bezeichnet in feinem Bericht die Appretur und 
Bleiche als die beiden weſentlichſten Urſachen, weshalb die flandriſche 
Leinwand der iriſchen mit Rückſicht auf die transatlantiſchen Märkte ſo 
ſehr nachſteht. Die 1841 zur Unterſuchung der Linnenfrage niedergeſetzte 
Kommiſſion hatte dieſe Lücke in unſerer Induſtrie bereits angedeutet. 
Wahrſcheinlich wird ſchon die Bildung einer Geſellſchaft, wie die in Rede 
befindliche, an ſich die Errichtung von Bleich- und Appretur⸗Etabliſſements 
veranlaſſen, da ſie Ausſicht auf eine dauernde Kundſchaft gewährt; auch 
iſt die Regierung bereits von ernſtlichen Plänen dieſer Art in Kenntniß 
geſetzt worden. Ginge dieſe Erwartung nicht in Wirklichkeit über, ſo wird 
die Geſellſchaft befugt ſein, ein ſolches Etabliſſement ſelbſt zu begründen. 

Es war nothwendig, die Operationen der Geſellſchaft nicht auf die 
bloße Linnen⸗Induſtrie zu beſchränken. Man darf nicht vergeſſen, daß ſich 
unter der Konkurrenz der baumwollenen und leichten wollenen Gewebe der 
Verbrauch der Linnenwaaren fett einigen Jahren beträchtlich vermindert 
hat. (2) Dieſe Abnahme des Verbrauchs von Linnen hat ſich beſon⸗ 
ders im ſüdlichen Europa, im Süden von Amerika und mehrern Thei⸗ 
len Oſtindiens bemerklich gemacht. Es iſt alſo mehr dahin zu ſtreben, der 
Linnenfabrikation auf eine beſſere Bahn, als zu einer größern Ausdehnung 
zu verhelfen. In gewiſſen Gegenden wird die Weberei in Wolle und 
Baumwolle mit Vortheil an die Stelle der Linnenweberei geſetzt werden 
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können. Dieſe Fabrikation in Wolle und Baumwolle findet ſich bereits 
in beiden Flandern und kann dort zu einer großen Erweiterung gelangen. 
Die arbeitſame Bevölkerung lebt großen Theils von der Baumwollen⸗, 
Seiden⸗ und Wollenweberei und von den gewöhnlich zu Hauſe verfertigten 
gemiſchten Stoffen. Die preußiſche Regierung hat neulich, um in Schle⸗ 
ſien, wo eben ſo wie bei uns eine Linnen⸗Kriſis vorhanden, die Fabrika⸗ 
tion von wollenen Geweben einzuführen, eine Maaßregel derſelben Art er⸗ 
griffen. D In Frankreich trat nach der Kaiſerzeit in der Batiſt⸗Induſtrie, 
die im Nord⸗Departement fo ausgebreitet iſt, eine gefährliche Kriſis ein. 
Zu welchem Heilmittel griff man? Es wurde in den Gegenden, wo ſeit 
dem die mächtigen Pariſer Häuſer den Mittelpunkt ihrer Fabrikation gefun⸗ 
den haben, an die Stelle der Batiſt⸗Fabrikation die Wollenweberei ein⸗ 
geführt. 

Die Geſellſchaft würde andererſeits mit den bloßen Linnenfabrikaten 
nach den überſeeiſchen Märkten nicht leicht expediren können. Unſere Cali⸗ 
cots, unſere „Madapolans,“ die baumwollenen Zeuge von Saint⸗Nicolas, 
die in türkiſch Roth gefärbten Baumwollenſtoffe und die leichten Wollen⸗ 
gewebe, laſſen wenig Fortſchritte zu wünſchen übrig, um auf den neutra⸗ 
len Märkten Amerika's und Indien's mit den übrigen Nationen zu kon⸗ 
kurriren. Die letzten Ausfuhrverſuche nach Manila, Havana und Valpa⸗ 
raiſo ſind vollkommen geglückt; engliche Häuſer haben kürzlich bei uns 
Ankäufe in dieſen Artikeln machen laſſen; die Verſuche werden ſich unter 
dem Einfluß der Geſellſchaft erweitern. Die letztere wird ſich indeß haupt⸗ 
ſächlich mit Ausführung derjenigen Gewebe zu beſchäftigen haben, deren 
Fabrikation in den gegenwärtigen Mittelpunkten der Linnen⸗Induſtrie zu 
begünſtigen ihre beſondere Aufgabe iſt. 

Da der Geſellſchaft die Befugniß zuſtehen ſoll, jede andere Waare 
in Kommiſſion wie auf directe Beſtellung zu exportiren, ſo wird ſie auf 
die Geſammtproduktion des Landes einen heilſamen Einfluß üben. 

Das Kapital der Geſellſchaft iſt auf 6 Millionen Franken feſtgeſtellt. 
Es kann durch Beſchluß der Generalverſammlung und mittelſt Genehmi⸗ 
gung Seitens der Regierung um das Doppelte erhöht werden. Ein ſol⸗ 
cher Beſchluß wird im Fall man vom Staat keine neue Geldbetheiligung 
fordert, durch königlichen Erlaß genehmigt, andernfalls aber iſt er an die 
Mitwirkung der beiden Kammern gebunden. 

Genügt das Kapital von 6 Mill. Frk. für die erſten Operationen der 
Geſellſchaft? Die Regierung wie die mit Prüfung der Statuten beauf⸗ 
tragten und mit dem Plane einverſtandenen Perſonen glauben es. In den 
Statuten für eine General⸗Ausfuhr⸗Geſellſchaft, die von den Abgeordneten 
aller Handelskammern des Landes geprüft und gebilligt wurden, ſetzte 
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man das Kapital auf 15 Mill. Frk. feſt. Mehrere Mitglieder wollten es 
auf 10 Mill. beſchränkt wiſſen. Dabei handelte es ſich aber um die Aus⸗ 
fuhr aller Landesinduſtrie⸗Producte. Für eine Geſellſchaft bloß zur Aus⸗ 
fuhr von Geweben, und ſpeziell von Linnengeweben, iſt daher die Summe 
von 6 Millionen verhältnißmäßig viel höher. Man darf nicht vergeſſen, 
daß, wenn man einer Handelsgeſellſchaft gleich anfangs ein beträchtliches 
Kapital in die Hände giebt, dieſe zu übermäßigen Ausgaben und verwe⸗ 
genen Verſuchen angereizt wird. Krönt ein glücklicher Erfolg das mit 
Klugheit betriebene Unternehmen, ſo wird der Kredit der Geſellſchaft der 
Kleinheit des Geſellſchaftskapitals zu Hülfe kommen, und die Vermehrung 
des letzteren erleichtern. Es wird dann nicht an Aktionären fehlen und 
die Unterſtützung der Kammern, falls man dieſelbe in Anſpruch nimmt, 
nicht verſagt werden. 

Die in den Statuten feſtgeſtellte Geldbetheiligung des Staats wird, 
obgleich ſie gewiſſe, genau angegebene Gränzen nicht überſchreiten darf, 
die Intereſſen der Aktionäre am Beſten gewährleiſten. Der Staat über⸗ 
nimmt für 2 Mill. Franken Aktien, das heißt, ein Drittel des Kapitals; 
auf dieſe Art ſichert er ſofort die Konſtituirung der Geſellſchaft. Indem 
er für den Fall, daß ein Drittheil des Kapitals verloren geht — ein Fall, 
der den Statuten nach zugleich die Auflöſung der Geſellſchaft nach ſich 
zieht — ſeine ſämmtlichen Aktien oder einen Theil derſelben aufopfert, 
gewährleiſtet er in der That den übrigen Aktionären ihr Kapital. Die 
Garantie von 4½ Proz. Zinſen für die erſten 3 Jahre iſt deßhalb für 
nöthig erachtet worden, weil der Staat in den erſten Jahren, während 
welcher die Geſellſchaft für die Zukunft nützliche, für die Gegenwart aber 
riskante Verſuche anzuſtellen hat, gegen die aus ſolchen Verſuchen wahr⸗ 
ſcheinlich entſpringenden Verluſte Schutz gewähren muß. Eine bloße Zin⸗ 
ſengarantie kann für Geſellſchaften, die auf lange Zeit konzeſſionirt ſind, 
wie z. B. die Eiſenbahngeſellſchaften, genügend ſein, da 1 Proz. der ga⸗ 
rantirten Zinſen zur Tilgung des Kapitals in einer beſtimmten Reihe von 
Jahren zurückbehalten uud ſomit Zins und Kapital zugleich garantirt 
wird. Dies kann auf eine Geſellſchaft, die nur 10 Jahre beſtehen ſoll, 
keine Anwendung finden. Die Tilgung des Kapitals wäre unmöglich ge⸗ 
weſen. Das in den Statuten vorgeſchlagene Syſtem erſetzt die Zinsga— 
rantie in vortheilhafter Weiſe dadurch, daß außer dieſer Garantie auf 
3 Jahre auch noch mittelſt der Art der Aktienbetheiligung das Kapital 
geſichert wird. Die Geſchäfte der Geſellſchaft werden von einer Direction 
unter Aufſicht von Kommiſſairen geleitet, welche letzteren zuſammen mit 
der Direction den oberſten Geſellſchaftsrath bilden. Ein zum Schutze der 
Linneninduſtrie niedergeſetztes Comité übt auf die Geſchäfte der Geſell⸗ 
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ſchaft ein Patronatsrecht aus. Ein oder zwei königliche Kommiſſarlen be⸗ 
aufſichtigen die Verwaltung. | 

Alle Grundlagen dieſer Organiſation find in den Verſammlungen 
der Abgeordneten aller Handelskammern in allen ihren Einzelheiten erör⸗ 


tert worden.“ 
Der Miniſter des Auswärtigen 


A. Dechamps. 
Anmerkungen des Miniſters: 


) „Aus dem beigefügten Nachweiſe geht dieſe doppelte Thatſache unwiderleglich her⸗ 
vor. Man erſieht daraus die Abnahme unſerer Linnenausfuhr wie nach Frank- 
reich ſo nach Spanien, Länder, die ſeit undenklicher Zeit in dieſem Bezug die 
Hauptabſatzmärkte für uns bildeten. Außerdem überzeugt man ſich daraus, daß 
dieſe Ausfuhr ſogar nach den transatlantiſchen Gegenden hin ſich vermindert, 
die allerdings von jeber nicht ſehr bedeutend war. Die Vereinigten Staaten 
kaufen jährlich kaum einige Hundert Kilogramme belgiſche Linnen, während der 
Werth der von Großbritannien jährlich dahin ausgeführten Leinwand 15 — 20 
Millionen Francs beträgt; und ſelbſt Frankreich ſchickt jährlich 30 — 40 Millio⸗ 
nen Kilogramme ſeiner Linnenfabrikate nach der Union, und zwar ungerechnet 
ſeiner Batiſte, die für Frankreich einen ganz ſpeziellen Handelsartikel bilden. 
Dasſelbe findet in Bezug auf Braſilien ſtatt; unſere Linnenaus fuhr dahin iſt 
unbedingt Null, während z. B. im Jahre 1843 in Rio de Janeiro für 3 
bis 4 Mill. Fr. engliſche, für mehr als 1,200,000 Fr. franzöſiſche und für 
beinahe 1 Mill. Fr. deutſche Leinwand anlangte. 

Unſere Linnenausfuhr nach allen Ländern insgeſammt belief ſich 1837 
auf nahe 4 Mill. und 1838 auf faſt 5 Mill. Kilogramme, während fie fetzt auf 
weniger als 3 Mill. Kilogr. geſunken iſt. Sie betrug von 1840 bis 1844 durch⸗ 
ſchnittlich 3,062,000 Kilogr. und 1845 nur noch 2,901,000 Kilogr. Vergleichen 
wir dieſe letzteren Ziffern mit denen der Ausfuhr nicht Großbritanniens, fon⸗ 
dern bloß des Zollvereins, fo gewahren wir für uns ein höchſt bedauerliches 
Zurückſtehen: denn der Zollverein führte von 1841 bis 1843 jährlich gegen 6 
Mill. Kilogr. Leinwand aus.“ (Der belgiſche Miniſter vergißt, daß der Zoll- 
verein, ſeine Bevölkerung mit der Belgiens verglichen, mindeſtens 18 Mill. 
Kilogr. Leinwand jährlich hätte ausführen müſſen, wenn er in dieſer Beziehung 
mit Belgien auch nur auf gleicher Stufe hätte ſtehen wollen und daß die Zoll- 
vereins⸗Ausfuhr in dieſem Artikel bloß ein Drittel der belgiſchen betragen hat.) 

2) „Zur Unterſtützung dieſer Behauptung dient ſolgende Stelle aus einem vom 16. 
Decbr. 1846 datirten Bericht der Handelskammer zu Tournay: 

„Im Augenblick, wo man ſich mit einer Geſellſchaft zur Ausfuhr von Lin⸗ 
nenfabrikaten beſchäftigt, könnte man unter die auszuführenden Gegenſtände ſehr 
wohl Beinkleiderſtoffe aufnehmen. Der Verkauf dieſer letztern Art Gewebe iſt 
viel ſicherer, als die der Leinwand ſelbſt. Unſere Beinkleiderſtoffe können — 
das ſteht jetzt durch Erfahrung feſt — auf allen Märkten der Welt jede Kon⸗ 
kurrenz aushalten und die Weber in Flandern könnten ſich mit dieſer Art Ge- 
weben ſehr vortheilhaft beſchäftigen.“ | 

) „Die Regierung hat fi) an die Gouverneure und bie Provinzial» Deputationen 
der beiden Flandern gewandt, um den Induſtriellen diejenigen Nachweiſungen 
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zukommen zu laſſen, welche geeignet ſind, fie auf der neuen Bahn, deren Be- 
tretung ſo ſehr zu wünſchen iſt, zu leiten. Folgendes iſt nun ein Auszug aus 
einer Bemerkung, welche Hr. F. Scheppers, einer der größten Induſtriellen un⸗ 
ſeres Landes, der Regierung zugeſtellt hat: 

„In Schleſien hatte die Lage der Weber mit der unſerer flandriſchen Ar- 
beiter große Aehnlichkeit. Die preußiſche Regierung hat vermittelſt der „See 
handlung“ ganz das Nämliche thun wollen, was ich in Bezug auf Flandern 
vorſchlage; allein ſie begann damit, daß ſie durch ſich ſelbſt es thun wollte. 
Da ihre Agenten nicht die nöthigen Kenntniſſe beſaßen, ſo verbrauchte ſie eine 
Menge Geld, ohne ein Reſultat zu erlangen. Die Regierung erkannte hierauf 
den von ihr begangenen Fehler; ſie wandte ſich an ein angeſehenes Berliner 
Haus, das in dieſen Artikeln große Geſchäfte machte. Das find ſehr einſichts⸗ 
volle und thätige Perſonen, die ſich gern bereit fanden, die Leitung der von der 
Regierung ausgehenden Bemühungen zu übernehmen. Seit kurzem erſt haben 
ſie die Leitung übernommen und ſchon ſind 3000 Perſonen beſchäftigt. Sie pro⸗ 
duziren gegenwärtig 1000 Stück wöchentlich und werden in drei Monaten das 
Doppelte davon liefern. In einem Jahre werden ſie England für dieſe Artikel 
ganz entbehren können. 

Von den Arbeitern, welche ſich jetzt in den beiden Flandern mit der Linnen⸗ 
Induſtrie beſchäftigen, ſind ein Drittel zu viel vorhanden. Man verwende die⸗ 
ſes Drittel zur Fabrikation von leichten wollenen Zeugen, und Ihr werdet den 
Pauperismus verſchwinden ſehen. (Eine unter der Bourgeoiſie ſehr gewöhnliche 
Illuſion). Bemächtigen wir uns zuerſt des einheimiſchen Marktes; nachher 
wollen wir ſehen, ob wir zu einem Kampfe im Auslande ſtark genug ſind. Es 
ſcheint mir aber unſinnig, in fremden Ländern Konſumenten aufzuſuchen, wäh⸗ 
rend man ſie zu Hauſe hat. Es iſt für die flandriſchen Weber kein Muß, bloß 
Leinwand zu verſertigen. Der größte Theil der wollenen Zeuge wird in Eng- 
land und Frankreich auf gewöhnlichen Webſtühlen fabricirt; dieſe Zeuge, wie: 
Lastings, Mousselines-laine, Ziegenhaar u. ſ. w. können auf Looms nicht ein⸗ 
mal gut produzirt werden. Die „Orleans,“ die „Paramatas“ und engliſchen 
Merinos macht man ſowohl auf Looms als auf gewöhnlichen Webſtühlen. In 
England verwendet man jedoch die Looms zu den letzteren Stoffen um deßhalb 
lieber, weil ſie doppelt ſo viel Arbeit verrichten, und der Arbeitslohn in England 
theuer iſt. 

Es kommen aus England, Frankreich und Deutſchland jährlich an 300,000 
Piecen wollener Zeuge nach Belgien. Der Verbrauch dieſer Artikel nimmt 
mit jedem Jahre zu und erſetzt die baumwollenen Stoffe. Dieſem Fabrikations- 
zweige eröffnet ſich eine unbegränzte Zukunft und die Regierung beginge ein 
großes Unrecht, ſich nicht ernſtlich damit zu beſchäftigen. Um mich kurz zuſam⸗ 
menzufaſſen: ich wünſchte, daß die Regierung, ſtatt die Bildung einer Gefell- 
ſchaft Behufs Ausbeutung der Linnenweberei zu begünſtigen und jährlich nutz⸗ 
loſe Opfer zu bringen, den Entſchluß faßte, in unſern beiden Flandern einen 
Fabrikationszweig, ſelbſt mittelſt Zwang, einzuführen, der nur die beſten Reſul⸗ 


tate haben kann, und der nach Verlauf einer ſehr kurzen Zeit dieſe Provinzen 
unabhängig machen würde.“ 


(Der Geſetzentwurf wegen Errichtung einer „Ausfuhrgeſellſchaft für 
Linnenfabrikate,“ der zugleich mit vorſtehender Motivirung des Miniſters 
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der Repräſentantenkammer vorgelegt worden, wird jedenfalls noch im Laufe 
des Monat März von derſelben geprüft und, wie man erwartet, mit we⸗ 
nigen Abänderungen angenommen werden. Die mit Prüfung des Ent⸗ 
wurfs von der Kammer beauftragte Kommiſſion hat bereits in dieſen Ta⸗ 
gen ihren Bericht vorgelegt.) 


Geſchichte der franzöſiſchen Journaliſtik während 
ö der Revolution. 


Die wirkliche Geſchichte der franzöſiſchen Revolutien, oder die Ge⸗ 
ſchichte der Journale und Journaliſten der Revolutionszeit ſchreiben, iſt 
eins und daſſelbe. Mein Ziel iſt viel näher geſteckt, denn ich habe es nur 
mit der Statiſtik zu thun. 

Wäre mir der Raum eines Buches gegönnt, dann verſtände ich 
aber unter der wirklichen Geſchichte nicht ein Spezimen für ange⸗ 
hende Revolutionärs, wie es Hr. Mignet ſchrieb, noch eine Reihenfolge 
anziehender Tableaux für ehrbare, aller Extravaganz feindliche Bürgersleute 
und emeritirte Voltairianer oder Anhänger Jacques des Fataliſten, wie 
ſie uns Herr Thiers präſentirte, ſondern das durch keine moderne Refle⸗ 
rion getrübte Bild jener ungeheuren, unerfchöpflich reichen, klaſſi ſchen 
Epoche der Menſchengeſchichte. 

Um meinem Zwecke näher zu kommen, hebe ich aus den Epithetis, 
die ich jener Zeit gab, nur das der Klaſſizität hervor. Ein literari⸗ 
ſches neueres Werk, das man, wäre es uralten Herkommens, claffifch 
nennte, — bezeichnen wir mit den Worten gründlich und originell. 
Dieſe Bezeichnungen ſind richtig, wir haben eine Menge vertrefflicher Werke, 
von denen kein gutes Wort zu viel geſagt werden kann — aber Elafe 
ſiſch ſind ſie nicht. Das kommt von der Verſchiedenheit zwiſchen Leben 
und Wiſſenſchaft, zwiſchen Thätigkeit und Literatur. Alle unſere vorzüg⸗ 
lichſten Schriften ſind literariſche Erſcheinungen, Reflexe des Lebens, 
aber nicht ein unmittelbarer, untrennbarer Theil deſſelben. 

Der Revolutionsjournaliſtik iſt dieſer Vorwurf nicht zu machen, und 
wenn ſie außerdem gründlich, umfaſſend und originell iſt, ſo kann ihr kein 
Menſch die Klaſſizität abſtreiten. 

Sie begreifen, daß hier nicht von gut oder bbſe, nicht von einer 
Würdigung oder Rechtfertigung oder Anklage der Revolution die Rede 
iſt — und in dieſer Beziehung kommt es mir nicht in den Sinn weder 
Sie, noch Ihre Leſer zu. dieſer oder jener Anſicht beſtimmen zu wollen: 


258 


es handelt ſich blos von der formellen Charakteriſtik einer beſtimm⸗ 
ten Erſcheinung ohne Rückſicht auf ihren Inhalt. *) Dieſer Inhalt, deſ⸗ 
ſen Bedeutung niemand widerſpricht, greife er ihn auch aus moraliſchen 
und rechtlichen Gründen noch ſo ſehr an, war aber in literariſcher Hinſicht 
ganz allein in die Form der Journaliſtik gegoſſen, — denn auf eine an⸗ 
dere Literatur, als auf dieſe macht die Revolution gar keinen Anſpruch. 
War ſie alſo ihres Gegenſtandes würdig, ſo mußte ſie groß und bedeutend 
ſein: denn ſie theilte nicht mit der Poeſie, noch mit der Hiſtoriographie 
ihren unermeßlichen Stoff. Das geſprochene Wort allein hätte dem 
flüchtigen Journalismus Eintrag thun können, aber für Männer wie Mi⸗ 
rabeau, Robespierre, Briſſot und ſo viele andere war das hörende Publi⸗ 
kum der geſetzgebenden Verſammlungen viel zu klein, ihre Reden waren 
geſprochene Zeitungsartikel, und kaum aus dem Munde — flogen ſie in 
unzähligen Auflagen der Lettres à mes commettans, des Defenseur de 
la constitution, und des patriote francais wie ein in alle Winde abge⸗ 
ſchoſſenes geſchwätziges Pfeilbündel über die revoltirte franzöſiſche Erde. 
Die franzöſiſche Literatur war alſo dem bürgerlichen Prinzip der 
Beweglichkeit gefolgt — und hatte ſich ganz in Journaliſtik aufgelöſt. Das 
alte Eis war längſt ſchon morſch geworden, und wälzte ſich nun in un⸗ 
zähligen, rieſigen Blöcken den revolutionären Strom hinab. Bis zum 
neunten Thermidor ſtieg die Fluth, und von hier ab verlief ſie ſich lang⸗ 
ſam bis in die Zeiten des Conſulats, — wo fie ſpurlos verſchwunden 
iſt. — Ich rede allein von Paris, und ich ſetze hinzu, daß ich auf 
mehrere Hunderte die Zahl der Journale, welche von 1789 — 1800 
erſchienen ſind mit Genauigkeit anzugeben nicht wage — aber ich kenne 
aus eigener Anſicht mehr als 1000 Zeitungen, die während dieſes 
Dezenniums erſchienen und wieder untergegangen find. “*) So flüchtig 
und ungewiß die Zeit war, während deren die Parteimänner ſelber ihre 


*) Dieſer Superiorität waren ſich die Revolutionsſchriftſteller vollkommen bewußt, 
und ohne Ausnahme erklärten die Redactoren ſaſt aller Parteiblätter die Ver⸗ 
theidigung Marats, des Verhaßten, auf die Anklage, ſeine Feder ſei verkauft, 
für das größte Meiſterwerk, das je in franzöſiſcher Sprache geſchrieben wurde. 
Und dem iſt alſo. Camille Desmoulins, le candide Camille, ruft in ſeinem 
Journale, nachdem er den Text abgedruckt hatte, aus: Voilà je ne diral pas 
seulement le plus beau morceau d’eloquence, que j'aie jamais lu, mais voila 
du courage, de l’äme, ei un grand caractére. Anm. des Verf. 


*) Im Jahr 1789 erſchienen ungefähr 160 neue Journale, 
— — 1790 — = 140 — — 
— — 1791 — genau 185 — — 
— — 1792 — ungefähr 60 — — 
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Rolle ſpielen konnten, fo unſicher und ephemer war auch die Exiſtenz der 
Journale. Tage wie der 10. Auguſt, der 5. Germinal, der 9. Thermidor, die 
eine Menge von Köpfen verlangten, machten auch zu gleicher Zeit der Exiſtenz 
aller Journale ein Ende, die der untergegangenen Partei das Wort redeten. “) 
Da wo jeder ſagen durfte, was er wollte, wo es jedem gegönnt war, 
ſich in der Rolle eines großen Mannes und Schriftſtellers zu verſuchen, 
aber auch unbeachtet wieder zu verſchwinden, da entſtanden in jeder Decade 
neue Zeitungen, die in der folgenden ſchon wieder untergegangen waren. 
Ich kenne deren eine Menge, die drei, ſechs, ſieben, zwanzig Nummern alt 
wurden, die ſich durch die übertriebenſten Mottos und Titel, durch die 
ſchamloſeſte ſchmutzigſte Sprache, durch den affectirteſten Sansculotismus 
und wahrhaft ſchweiniſche Embleme, Holzſchnitte und Karikaturen, durch 
abentheuerliches Format, und abſonderliche Publikationsmittel halten zu 
können verſuchten, — und denen alle dieſe Manövers nur bis zu einem 
achttägigen Leben verhalfen.“) Hatte irgend ein Journal wegen feines 
Inhalts Glück gemacht, ſo ſtahlen ihm alsbald eine Menge Nachtreter 
den Titel, und glaubten ſich ſchon durch das Renommee der Firma bes 


— — 1793 erſchienen ohngefähr 55 neue Journale, 


— — 1794 — — 35 — — 

— — 1795 — — 30 — — 

— — 1796 — — 30 — — 
— — 1797 ſtieg die Zahl auf 95 — — 
— — 1798 erſchienen dagegen nur 17 — — 

— — 1899 — — —24 — — 

— — 1800 — nur noch 7 — — 


Anm. d. Verf. 


*) So ließ z. B. die pariſer Commüne nach dem 10 ten Auguſt die „empois- 
sonneurs de l’opinion publique“ verhaften, ihre Preſſen eonfisziren u. 
ſ. w.; und verbot eine Menge von rogaliſtiſchen Journalen, namentlich den 
Mercure de France, le journal royaliste, l'ami du Roi, den fleinen Gauthier 
und viele unbedeutendere. Anm. d. Verf. 


) Le Journal des Sansculoltes mit dem Motto: Les ämes des empereurs et 
celles des savetiers sont jetees dans le m&me moule. — Le Veritable ami 
du peuple par un sacré bougre de sansculotte qui ne se mouche pas du 
pied et qui le fera bien voir. 

Le furet parisien mit dem Motto: „Je devoilerai vos intrigues, trem- 
blez!“ 

La liste des ci-devant nobles mit dem Epigraph: Si notre pere Adam 
eüt le bon esprit d'acheter un savonette à vilains, nous serions tous nobles. 

Le tailleur patriote, ou les habits des jeanf......... 

Le journal de la Rappé ou Ca- ira. Journal foutre, bougrement patrio- 
tique; liberté, libertas, foutre ... . . . I u. ſ. f. Anm. d. Verf. 
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reichern zu können. So gab es eine Menge Patriote frangais, mit allen 
nur möglichen Verſtärkungsbeiſätzen, doch hielt ſich Brissot de Warwilles 
Patriot allein; der berühmte Name von Heberts Journal lockte eine Maſſe 
von Pere Duchesne, von Mere Duchesne, eben fo deſſen Lettres boug- 
rement politiques eine Menge gleichnamiger Blätter hervor, und einige 
darunter haben Heberts Styl und Gedankengang ſo genau copirt, daß 
nur der umgeftürzte Ofen (le fourneau renversé) auf der letzten Seite 
des echten Père Duchesne ein ſicheres Merkmal iſt. 

Von der Maſſe von Journalen, die nur wenige Tage oder Wochen 
überlebten, iſt das berühmteſte: le vieux Cordelier von Camille Desmou⸗ 
lins. Es war im Jahr II der Republick. Die Jakobiner waren mit der 
fürchterlichen Epuration ihres Klubbs beſchäftigt, und der heitere, vollblü⸗ 
tige, lebſüchtige Theil der Revolutionärs, zu denen namentlich Danton 
und Camille gehörten, war den ſteifen, moraliſchen, engherzigen von Ro⸗ 
bespierre endoctrinirten Jakobinern ein Dorn im Auge. Als die Reihe an 
Camille kam, um ſich wegen ſeiner Vertheidigung des tapferen Generals 
Dillon zu rechtfertigen, ſtotterte er, ein ängſtlicher, ſchlechter Redner wie er 
war, einige unbedeutende Entſchuldigungsgründe heraus. Da unternahm 
es Robespierre ihn zu vertheidigen — und meine innigſte Ueberzeugung iſt, 
— er that es um Camille deſto ſicherer zu verderben. Die Kraft der 
Rede fehlte Camille, kein Menſch auf Erden kann ſich aber rühmen, kräfti⸗ 
ger als er geſchrieben zu haben: — er ſtürzte nach Hauſe, und bereits 
am folgenden Morgen erſchien die erſte Nummer des Vieux Cordelier — 
mit deſſen ſechſter Nummer fiel fein Haubt. — Jedoch iſt der vieux Cor- 
delier durchaus nicht das beſte von Camille's Journalen; in ſeiner gan⸗ 
zen Fülle und Kraft zeigt er ſich in ſeinen Revolutions de France et de 
Brabant; aber eine Tragödie iſt der alte Cordelier, wie nie eine geſchrie⸗ 
ben ward. Im Buſen des armen Camille ſtreiten ſich die ſämmtlichen 
Revolutionsideen; der ungeheure Wirrwar, der gigantiſche Kampf im 
Großen, ſpielt in künſtleriſcher Faſſung mikrokosmiſch im vieux Cordelier 
— Begeiſterung für alles Erhabene, Bewunderung aller großen Partei- 
männer, Stolz auf die eigene Vergangenheit — Mitleid mit den unſchul⸗ 
dig Gewürgten, Verzweifelung am Siege der Revolution, Lebensüberdruß, 
und doch wieder ſehnſüchtige, heiße Liebe zum Leben, zu ſeinem herrlichen 
Weibe — er hatte den Kopf verloren, der liebenswürdige Camille, lange 
vorher ehe die Guillotine ihn vom Rumpfe hieb! — 

Doch ich verirre mich in ein Detail, welches das Cadre meiner Ar⸗ 
beit um vieles überſchreitet. 

Außerordentlich bezeichnend auch für das bürgerliche Prinzip der Be⸗ 
weglichkeit und Theilung der Arbeit ſind die Namen der Revolutions⸗ 
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Journale. Es gab mehr als 200 Zeitungen unter dem Namen Jour⸗ 
nal. *) Dann gab es eine Maſſe von Bulletins, feuilles, Annales, 
Chroniques, Courriers, Messagers, Correspondences; ſeltener waren die 
Tribunes, die Echos, die Avantgardes und Avantcoureurs, die Sentinel- 
les, die Vedettes, die Miroirs, die Tableaux, die Fanaux und die Lan- 
ternes — ja die deutſchen Morgen⸗ Abend⸗ und Mitternachtzeitungen find 
hier noch ergänzt durch einen Point du jour, eine Etoile du matin, eine 
Aurore, und ein Lendemain reſumirte ſein Programm im Motto: Je 
cours toute la journée, je lis toute la soirée, jecris toute la nuit 
pour le lendemain! 

Dies waren lauter bannale Titel, unter denen jede Meinung verbor⸗ 
gen fein konnte. Es fanden ſich daher eine Menge geſinnungs voller 
Firmen, welche ihren Charakter und ihre Partheiſtellung, ſo wie den ſpe— 
ziellen Zweck von vornherein unzweifelhaft erwieſen. Dahin gehören die 
vielen Patriotes, die Republicains und Amis. Unter dieſen amis 
iſt der berühmteſte Marats (des divin Marat, wie ihn Camille nennt) 
ami du peuple. Er begann feine gefürchtete Laufbahn am 12. Septem⸗ 
ber 1789 und endigte im September 1792 einige Tage nach Marats 
Erwählung zum Conventsmitglied. Marat war einer von den 24 Depu⸗ 
tirten des Pariſer Departements; er fühlte ſich außerordentlich durch dieſe 
Wahl geſchmeichelt — der Convent dagegen ſchien ſchlecht dadurch erbaut. 
In dieſelbe Kategorie gehört ohngefähr ein Dutzend Defenseurs, uns 
ter ihnen auch der abgeſchmackte Defenseur de la Constitution von Ma⸗ 
rimilian Robespierre; ferner die Ennemis, die Anti- (Marat, Anti- 
fanatique, Anti- Brissotin) die Contre- (Revolutionnaires, — Contre 
poisson des Jacobins,) endlich le Bonnet Ronge, le Sans- quartier (mit 
dem Motto: Je me f. . . d ga, je porte perruque!) le Mode- 
derateur, la Boussole, l’Ecouteur aux portes, I'Espion, le Tocsin de 
Richard, sans peur. Dieſe alle zuſammen waren ſogenannte ernſthafte 
(sérieux) Journale. Die Stelle des heutigen Charivari, Corsaire — 
Satan, Tintamarre nahmen das Journal des Rieurs, le Journal en Vau- 


*) Ich wähle daraus zur Characteriſtik die bezeichnendſten Namen; fie klammern 
ſich an alle Verhältniſſe und Eventualitäten an. Le Journal de la Confedera- 
tion. Le J. des Cloubs aux Societes politiques. Le J. de la Cour et de la 
Ville (oder le petit Gauthier). Le J. de Citoyen. Le J. de l'assemblée des 
aristocrates aux Capucins. Le J. de la Liberté. Le J. de la liberté de la 
Presse von Baboeuf. Le J. des droits de l'homme. Le J. de Louis XVI. et 
de son peuple. Le J. du Soir oder le petit page, le J. des Bons et des 
mauvais, le J. des Mecontens. Le J. des Paresseux (qui donnait tout en 
peu de mots“) u, ſ. w. An m. d. Verf. 


262 


deville des Debats et Decrets de l’Assamblee nationale, les Rhapso- 
dis du jour u. ſ. w. ein. 

Mit Recht das berühmteſte Journal dieſes Schlages find: les actes 
des apötres von Peltier. *) Es war im ſtrengſten Sinne royaliftifch **) 
geſchrieben, und ſein Redakteur mußte natürlich nach der Entſetzung Lud⸗ 
wig XVI. am 10. Auguſt flüchten. Peltier redigirte von dort aus ein 
neues Journal: Pambigu, in welchem er die Revolution und ſpäterhin 
Bonaparte auf's Schärffte geißelte. Peltier war anno 1825 von London 
auf wenige Tage nach Paris gekommen — und ſtarb daſelbſt. Nament⸗ 
lich galt Mirabeau, dem abtrünnigen, die ganze Wuth der Actes des 
apötres. Zugleich um den Ton auf der Scala zu zeigen, aus dem Pel⸗ 
tier ſein Liedchen anſtimmte, führe ich ein Couplet gegen Mirabeau an: 

„De forfaits-ce crapule ex&crable assemblage 

L'enſer qui le vomit, pour l'horreur de notre äge, 

Aurait comblé nos maux, si de sa lächete 

L’exes n’etait egal à sa ferocite, 

C'est bien Catilina, mais c'est Thersite, en outre 

Et voici son vrai nom: Catilina J. f. 

Während Mirabeau's Krankheit ſcheinen ihm die Actes des apötres 
wegen deſſen berühmt gewordener Prophezeihung: J’emporte en mourant 
les lambeaux de la monarchie etc. minder gram geweſen zu fein; aber 
nach ſeinem Tode fallen ſie wie wahre Megären über ihn her. Außer 
Mirabeau geißelten ſie den jungen Barnave, ſie nennen ihn nie anders 
als le feroce, oder le boucher, weil er bei Foulon's Tode gefagt hatte: 
Le sang qui coule est-il donc si pur, qu'on ne puisse en répandre 
quelques gouttes? Dann geht es über die Brüder Lameth und über 
Talleyrand her, und ihre Sarkasmen gegen Guillotin kennen keine Grenzen. 
Dabei machen ſie den grauſamen Scherz, ob man nicht die Guillotine zu 
Ehren Mirabeau's beſſer Mirabelle genannt hätte? In was unterſchei⸗ 


*) Ich habe Nummern geſehen, bei denen dieſer Titel den Beiſatz führt, ou L'art 
de desopiler la rate, die Kraft das Zwergſell zu erſchüttern. 


*) Die Leſer der heutigen franzöſiſchen Journale mache ich darauf aufmerkſam, 
daß unter der legitimiſtiſchen franzöſiſchen Partei noch ſehr viel von dem (Verve) 
ſtechenden Witze, und von der ſcharfen, züngelnden Kritik lebt. Unübertrefflich 
witzig, boshaft, geiſtreich und amüſant iſt namentlich die „Mode,“ die unter 
der Redaktion des Herrn Vicomte Walsh alle 10 Tage erſcheint. Außer in 
den Tuilerien und den hohen legitimiſtiſchen Familien lieſ't gewiß kein Menſch 
die „Mode“ mit folder Conſequenz als ich — ſeit vielen Jahren habe ich alle 
Nummern geleſen. Ich lache eben ſehr gern — und ſich ſo recht herzlich aus⸗ 
lachen, iſt für mich eben ein großes Vergnügen. 
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det ſich dieſe Art der Argumentation und Dietion von der Sprache He⸗ 
berts? Wenn Hebert vom Guillotiniren ſpricht, gebraucht er nie an⸗ 
dere Ausdrücke als regarder par la fenelre, se chauffer les mains, 
jouer à la main chaude (weil die Franzoſen, wenn ſie am Kamin ſtehen, 
die Gewohnheit haben, die Hände gekreuzt übereinander zu legen, und ſie 
zu wärmen. 

Ich kann mich nicht enthalten zum Schuſſe noch einige Verſe hierher⸗ 
zuſetzen, die ſie unter Marats Bild ſchrieben, die letzte Zeile davon erinnert 
an den Ausdruck eines jungen deutſchen Dichters, der einſtens behaup⸗ 
tete, er liebe die Freiheit bis zum Wahnſinn. 

Peuple voyez cet oil farouche 

Ces muscles en convulsion, 

Et les efforts que fait sa bouche 
Hurlant la constitution. 

De votre ami ) voyez image: 
Que ses traits sont bien exprimes! 

Ils sont ressemblants. Connivez, 
Que s’ilaime — c'est à la rage. 

Die Aufregung aller Gemüther war unbeſchreiblich, unbezwinglich! 
Mit den herrlichſten Geſinnungen und Plänen miſchte ſich die Gemeinheit 
und Plumpheit auf allen Wegen! Man muß die Revolution ganz ken⸗ 
nen, ſonſt iſt man dem Abſcheu zu nahe, ſonſt iſt er ein begreifliches 
Gefühl. Und nur aus dem Enſemble der Journaliſtik iſt ſie ganz zu er⸗ 
faſſen. Sich in ihr zu orientiren iſt kein leichtes Geſchäft, zumal bei der 
Leidenſchaftlichkeit der Redaktionen faſt nie ein Datum oder ein an⸗ 
derer beſtimmter Anhaltspunkt für den Tag der Erſchei— 
nung der einzelnen Blätter gegeben iſt. *) Eines Mannes, der 
um dieſe Periode unſterbliche Verdienſte hat, darf ich hier nicht vergeſſen: 
Es iſt der jüngſt geſtorbene Advokat Deschiens aus Verſailles. In 
einem bloßen Kataloge feiner Sammlung von Revolutions journalen, die 
eben der Staat in Begriffe ſteht zu kaufen, iſt über die franzöſiſche Revo⸗ 
tion mehr zu lernen, als aus allen Compendien und Tendenz⸗ Geſchicht⸗ 
ſchreibungen neuerer Zeit zuſammengenommen. Möchte es mir vergönnt 
ſein in ſpäteren Jahren der Ruhe, Deutſchland mit den Bemühungen die⸗ 
ſes vortrefflichen Mannes näher bekannt zu machen. Damit ſchließe ich 
dieſe Skizze für heute, indem ich dem Publikum verſpreche, ſobald die 


*) Marats bedeutendſtes Journal hieß, wie wir eben ſahen, l'ami du peuple. 


**) Darum ſollte man wenigſtens mit feinen Verdammungs⸗Urtheilen jener Zeit 
ſehr rückhaltend fein. Anm. d. Verf. 
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deutſche Leſewelt einer ernſten Würdigung jener Zeit, deren Studtum ich 
einen großen Theil meines Lebens widme, ſich geneigt zeigen wird, auf 
meinem Poſten zu erſcheinen. Für gleichgültige, ſentenziöſe Menſchen zu 
ſchreiben iſt mir vor der Hand nicht ſehr geglückt. 
2 „ 8. 


Philipp Buonaroti. 


Ein Zeitgenoſſe erzählt: 

An Buonaroti's Namen erinnern, heißt an das Redlichſte, Tugend— 
hafteſte, Hingebendſte nicht allein in der neuern, ſondern auch in der alten 
Geſchichte erinnern. Wie Chriſtus würdig, geduldig und ergeben wie er, 
bereitet er ſich von ſeiner früheſten Jugend an durch ſein Studium auf 
die erhabenen Arbeiten vor, welche er begeiſtert unternahm, in Folge und 
während deren er mit ſeinen hochherzigen Gefährten ſeinen Untergang fand. 

Buonaroti, deſſen herrlicher Charakter damals ſehr bekannt war, 
wurde zu wiederholten Malen mit außergewöhnlichen ſehr wichtigen Sen⸗ 
dungen beauftragt. Er war außerordentlicher Geſandter der Republik zu 
Toulon nach der Verbrennung der Flotte und des Arſenals durch die 
Engländer. Es war in der That etwas Merkwürdiges, wenn man ihn 
einige Thatſachen aus dieſer traurigen Periode unſerer erſten Revolution 
erzählen hörte. Er that dies mit einer Beſcheidenheit und einer Anſpruchs⸗ 
loſigkeit, von denen es heut zu Tage nichts Aehnliches gibt. Er war die 
lebendige und die ſprechendſte Geſchichte dieſer Epoche, und nichts glich 
unſerem Eifer, mit dem wir ihm zu den verſchiedenen Scenen folgten, 
welche er uns zuweilen im Vertrauen ſchilderte. Wenn ich ihn mit ſeiner 
hohen ehrwürdigen Geſtalt, ſeiner breiten Stirn, ſeinen dünnen weißen 
Haaren ſah, glaubte ich ſtets einen Apoſtel der Glaubensperiode zu er— 
blicken. O welche edle Leidenſchaften glühten noch unter der Hülle dieſer 
alten hundertjährigen Geſtalt, der es wie aus einer jämmerlichen Ironie 
vorbehalten war, ihn, deſſen Leben nur durch die Abweſenheit einer einzi⸗ 
gen Stimme im Prozeß von Vendome erhalten worden war, alle trüben 
Tage von 89 bis 1830 erleben zu laſſen, der Zeit wo er es wagen 
konnte nach Frankreich zurückzukehren. 

Er ſah alſo auch dieſe letzte Revolution, welche den alten Verbann⸗ 
ten ſo ſüße Thränen entlockte und die Anfangs dem Volke, welches ſie in 
drei Tagen vollendet hatte, ſo viele ſoziale Verbeſſerungen verſprach. Wie 
wurde er durch die Folgen ſo grauſam enttäuſcht! Er war damals 


wur 
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70 — 72 Jahre alt, und feit länger als 50 Jahren hatte er fein Haupt 
dem erſten beſten Tyrannen blosgeſtellt, der ſich deſſelben bemächtigen wollte. 
Im Jahre 1834 (er hatte noch drei Jahre zu leben) fand ſich ein Prä⸗ 
fekt, Gisquet, der ſich nicht ſcheute, ihn feſtzunehmen. Er wurde ſeiner 
Einſamkeit und ſeinen hiſtoriſchen Arbeiten durch Agenten entriſſen und 
ohne Weiteres in die Präfekturhöhle geworfen. 

Unter dem Direktorium und Conſulat hatte er ſieben Jahre ſtrenge 
Kerkerhaft beſtanden; und das iſt nicht übertrieben, denn er trug lange 
Zeit ein eiſernes Halsband. Doch nie hatte der Apoſtel unter der 
Laſt des Schmerzes geklagt; er hatte vielmehr ſtets ſeinen Glauben an die 
Menſchheit und die Hoffnung auf den Triumph des Volkes bewahrt. 

Als er unter dem Kaiſerreich, wenn nicht in die Freiheit, doch an 
das Tageslicht gelangte, lebte er beſtändig arm und verbannt, indem er 
vor den Heeren Napoleon's, den er näher gekannt hatte und deſſen Schlaf⸗ 
kamerad er in den erſten Zeiten der Republik geweſen war, fliehen mußte. 
Er nahm ſodann ſeinen Wanderſtab und ſuchte auf der einen oder der 
andern Seite der Alpen einen Zufluchtsort, der ihn gegen den Haß Bono⸗ 
parte's ſchützen ſollte, von jenem Umſtand an, den wir mit Buonarotti's 
eignen Worten, wie er ihn dem Verfaſſer dieſes Artikels erzählte, wieder⸗ 
geben. 

„Ich kannte eigentlich Maximilian Robespierre nicht, aber ich kannte 
ſeinen Bruder genau, der ein muthvoller feſter Charakter war. Wir wa⸗ 
ren damals ſehr jung alle beide. — Ich kannte auch Napoleon, wir theil⸗ 
ten einige Zeit daſſelbe Bett. Gleichwohl konnte ich nicht umhin, ſeinen 
Ehrgeiz keimen zu ſehen; er vergrößerte ſich tagtäglich, und auf meine 
ernſten Vorwürfe darüber erfolgte ein Auftritt, welcher unſer Verhältniß 
änderte, ich ſah ihn nicht wieder.“ 

Sein fo langes Leben als Lehrer, Apoſtel, Märtyrer, ward völlig zu 
der Entwickelung und Verwirklichung des Gleichheitsprinzips verwendet. 
Die Despoten jagten ihn als den gefährlichſten Menſchen in ihren Staaten. 
Geduldig und ergeben lehrte er den Kindern Muſik, um ſeine Exiſtenz zu 
friſten; und den Männern zeigte er ihre Pflichten und ihre Rechte als 
Glieder der großen menſchlichen Geſellſchaft. Wie oft wurde nicht von 
den Fürſten Italiens und vom Kaiſer von Oeſtreich ein Preis auf ſein 
Haupt geſetzt! 

Nach Frankreich 1830, wie wir erwähnt, zurückgekehrt, verzweifelte er 
keinen Augenblick, trotz der rückgängigen Bewegung, die ſich täglich in un⸗ 
fern politiſchen Zuſtänden kund gab. Er ermahnte uns im Gegentheile 
zur Ausdauer und zur Verdoppelung unſers Eifers. Er lebte in einer in⸗ 
nigen Vertraulichkeit mit einer Zahl bewährten Freunde. Er blieb bis an 

Das Weſtphäl. Dampfb. 47. v. 19 
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fein Ende der Mittelpunkt, in dem alle jungen Hoffnungen der Nationen, 
welche ihre Freiheit zu erneuern ſtreben, zuſammenfloſſen. Er urtheilte 
vernünftig und ſicher über Menſchen und Dinge, ſeine Rathſchläge waren 
im Allgemeinen die beſten, weil ſie ſich auf Nachdenken und Erfahrung 
ſtützten. 


Er ſtarb 1837, bedauert von allen wahren Freunden der Freiheit 
und Gleichheit, in dem Haufe feines Freundes Voyer d' Argenſon. 


Korrespondenzen. 


(London, den 31. März.) Kürzlich feierte die hieſige „Deut⸗ 
ſche Bildungsgeſellſchaft für Arbeiter“ ihr 7. Stiftungsfeſt. 
Im Lauf des letzten Jahres hat ſie hinſichtlich der Mitgliederzahl wie der 
Geldmittel bedeutende Fortſchritte gemacht. Sie beſteht gegenwärtig aus 
mehr als 300 Mitgliedern und außerdem hat ſie in einem andern Stadt⸗ 
theile, Whitechapel genannt, einen Zweigverein geſtiftet, der trotz der kur⸗ 
zen Zeit, die ſeit ſeiner Gründung verfloſſen, ſchon 100 Mitglieder zählt. 
Die Verſammlungen des Hauptvereins finden ſeit einiger Zeit in einem 
großen, ſchönen Saale (im Drury⸗lane⸗Bezirk) ſtatt. Die Bibliothek be⸗ 
ſteht aus mehrern hundert Bänden. Der Vorrath von Landkarten, muſi⸗ 
kaliſchen Inſtrumenten und andern zur Belehrung und Unterhaltung der 
Mitglieder dienenden Gegenſtänden hat im vorigen Jahre, eben ſo wie die 
Bibliothek, beträchtlichen Zuwachs erhalten. Bei dem diesmaligen Stif⸗ 
tungsfeſte fehlte kein Mitglied außer den wenigen, die durch Krankheit am 
Erſcheinen verhindert waren. Der Verſammlungsſaal, der mit ſchönen 
Arabesken, Blumen und Figuren ausgemalt und mit den Porträts en me- 
daillon von Mozart, Shakespeare, Schiller und Albrecht Dürer geziert iſt, 
bot an dieſem Abende einen prachtvollen Anblick. Er war mit einer au⸗ 
ßergewöhnlichen Gasmenge beleuchtet. Und mitten in dieſem Lichtmeer er⸗ 
hob ſich ein gewaltiges Transparent, das von einem engliſchen Mitgliede 
der Geſellſchaft unentgeltlich gemalt eine weibliche Figur in Lebensgröße 
mit den Attributen der Freiheit und Gleichheit darſtellt, wie ſie die Hydra 
der Korruption mit ihren Füßen zertritt und die phrygiſche Mütze, dieſes 
Banner aus dem Schlaf erwachender Nationen, in der Luft ſchwingt. Un⸗ 
mittelbar über dem Stuhle des Vorſitzenden hing eine Landſchaft, Hamp⸗ 
ſtead Heath darſtellend, wo die Geſellſchaft im vorigen Mai ein ländliches 
Feſt feierte. An der einen Seite dieſes Bildes befindet ſich die Statue 
der Freiheit, auf der andern die der Gerechtigkeit. An den übrigen Wän⸗ 
den erblickte man zwiſchen den mächtigen Landkarten Blumengewinde und 
Kränze von Lorbeer und Epheu. In Bezug auf das herrliche Transpa⸗ 
rent muß ich noch erwähnen, daß man im Hintergrunde deſſelben zwei 
Figuren, — Krieg und Tyrannei — gewahrte, wie ſie vor den Strahlen 
der aufgehenden Sonne der Freiheit dahin ſchmelzen, während ſich über 
die glücklichen Wohnungen der entfeſſelten Millionen das warme Licht des 
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jungen Tages ergießt. Hr. Carl Schapper führte den Vorſttz. Er begann 
nach geendigtem Feſtmahle mit einem Vortrage, den ich eben ſo wie die 
übrigen Reden (deutſche und engliſche) übergehe, da man ſich in Deutſch⸗ 
land ſeit der Zeit, daß ich Abſchied von ihm genommen, wohl noch nicht 
an den kernigen Ausdruck freier Männer gewöhnt haben dürfte. — 


(Paris, den 20. April.) Chronik. Die Köpfe der drei in 
Chateauroux zum Tode Verurtheilten ſind gefallen, das Syſtem iſt für den 
Ausbruch der Leidenſchaft gerächt; die einen werden fortan hungern, ohne 
die Strafgeſetze zu kompromittiren, die andern werden in Mitten des all⸗ 
gemeinen Jammers, ruhig und wie in den Jahren der Fülle, eſſen, trin⸗ 
ken, im Winter warm haben, im Sommer ſich vor der Gluth der Sonne 
ſchützen. Alles ohne Angſt vor Eindringlingen in ihre modernen Bur⸗ 
gen, ohne Sorge für ihre Schätze, für ihre Freiheit, ihr Leben. Die 
franzöſiſche Regierung hat ein Beiſpiel ſtatuirt .. . . fie ſehnt ſich nach 
nordiſchen Sympathien .... um fie zu erwecken, muß fie Mancherlei 
thun . ... Vieles iſt bereits geſchehen, noch viel mehr ſteht zu erwarten. 
Doch ging die Regierung nur mit Zagen an die blutige Exekution. Um 
ſich von der Wirkung der That ſchadlos zu überzeugen, verfiel fie auf ein 
kleinlich ingenieuſes Mittel: ſie ließ bereits 8 Tage vor der Hinrichtung 
den Oppoſitionsjournalen die Nachricht zuſtecken, dieſelbe habe ſtattgefunden. 
Die Gazette de France ging zuerſt in die Falle, und des nächſten Tages 
druckten ſämmtliche übrigen Blätter, die Regierungsorgane: mit eingerechnet, 
die Nachricht mit den gebräuchlichen Reflexionen ab: am dritten Tage kam 
die Nachricht von Chateauroux, daß an der ganzen Erzählung von der 
Hinrichtung mit dem ſtereotyp gewordenen Aufwande von Truppenkoncen⸗ 
trationen und ſo weiter kein wahres Wort ſei. Die Regierung hatte ſich 
aber überzeugt, wie weit ſie gehen konnte, und am letzten Freitag, als ſo⸗ 
gar der „Nationul,“ der privilegirte Generalpächter der revolutionären 
Ideen bereits wieder verſtummt war, da fiel das Beil und endete das 
armſelige Leben dreier Menſchen, die nach den Geſetzen des Staates den 
Tod, wohl aber nach den Geſetzen der Natur ſchwerlich ein ſo elendes Le⸗ 
ben verwirkt hatten, als fie es hingebracht. — 

In der Kammer iſt das Geſetz endlich durchgegangen, wonach es der 
Bank freiſteht, Billets zu 200 Franken auszugeben. Bekanntlich emittirte 
ſie bisher nur Papiergeld im Werthe von 1000 und 500 Franken. Die 
Folgen dieſes Schrittes, die ſelbſt von den radikalſten Deputirten, ſelbſt 
von Garnier⸗Pagés nicht, mit der gehörigen Schärfe hervorgehoben wur⸗ 
den, ſind unermeßlich für die franzöſiſchen Zuſtände. Sie werden dann 
begriffen werden, wenn die diesjährige Handelskriſis in ein paar Jahren 
in verdoppelter Kraft eintritt, und Tauſende von Detailleurs (von Klein⸗ 
händlern) zu Grunde gerichtet hat. Doch auch der reiche Radikale hat 
Privatgründe, die mit ſeiner öffentlichen, pomphaften, journaliſtiſchen und 
rhetoriſchen Stellung ſich recht gut vertragen — hie und da nicht Alles 
zu ſagen, was er weiß. Die diesjährige Kriſe war bedeutend; im Ders 
bältniffe zu denſelben drei Wintermonaten des Jahres 18%4/,, brachen dies 
Jahr doppelt ſo viel Bankrute aus; und bei dem Ineinanderhängen der 
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Familien werfen ſolche Bankrute jedesmal eine bedeutende Menge von in⸗ 
telligenten, ſogenannten gebildeten Menſchen in die Reihen der Proletarier. 
Für die Klaſſe der Proletarier iſt dies ein offenbarer Gewinn, für die 
aber, welche aus einer wohlhäbigen, behaglichen Stellung auf einmal in 
die Reihe derer verwieſen ſind, die mit Mühe ihr tägliches Brod erar⸗ 
beiten müſſen, iſt es ein unſäglich hartes Loos. 

Der Grund dieſes Unglücks iſt aber der: die kleinen Kapitale haben 
immer eine Tendenz, ſich mit den großen zu verbinden, oder von dieſen 
verſchlungen zu werden, ſo oft ſie mit ihnen in Konkurrenz treten. Die 
kleinen Kaufleute, die bisher immer noch ſo ſtark waren, daß ſie mit No⸗ 
ten im Betrage von 500 Frs manipuliren konnten, alſo mit einem unge⸗ 
theilten Geldſtücke im Betrage von 500 Frs., ſind in der letzten Kriſe ſehr 
zuſammengeſchmolzen. Nicht durch ihre eigene Schuld oder die Fehler ih⸗ 
rer Spekulation; nein weil die großen Kapitaliſten auch den Kleinhandel 
akkaparirten, weil ſie ungeheure Gewölbe (Läden, Boutiquen) gründeten, 
in welchen von der Stecknadel bis zum feinſten Cachemirſhwal grade Als 
les zu haben war, was die Handelsgegenſtände von mehr als 50 Gattun⸗ 
gen im Kleinhandel ausmacht. Das baare Geld war für Getreidekäufe 
aus dem Lande gegangen, nur das Papier blieb zurück, die Summe von 
500 Frs. war im Einzelnen ſchwer zuſammenzubringen, die Verfalltage 
kamen heran, und mit dem 15. und 30. jeden Monats fielen die Huiſſiers 
wie die Raben über das Aas. Nun vermehrt die Ausgabe von kleineren 
Banknoten allerdings die Maſſe des Cirkulationsmittels, aber es treibt 
abermals eine faſt gleich große Summe baaren Geldes aus dem Lande 
hinaus; die vielleicht heute ſchon für fremdes Getreide in Amerika, in den 
Hafenſtädten des ſchwarzen und Mittelmeeres geſchuldet iſt. Nach und 
nach iſt dann auch ein großer Theil des neuen Papiergeldes in die Kaſſen 
der großen Geldfürſten gewandert, und die Mehrzahl von denen, welche 
bisher mit einem Geldſtücke von zweihundert Franken manipuliren 
konnten, fällt bei einer neuen Kriſe abermals über den Haufen. 

Dazu kommt noch ein ganz nagelneues Manöver, das ohne Zweifel 
die Bourgeoiſie in's Zenith ihres Reichthums bringen wird, ich meine die 
vorausſichtliche freie Getreideeinfuhr. Bei der geringen Sorgfalt, die der 
franzöſiſchen Agrikultur zugewandt wird, iſt die Folge der freien Getreide⸗ 
einfuhr die, daß Frankreich fortan in bedeutend höherer Proportion, als 
bisher, durch den auswärtigen Handel gegen die inländiſche Produktion ver⸗ 
proviantirt werden wird: dadurch werden in Paris und in den franzöſi⸗ 
ſchen Seehäfen ein halb Hundert Rothſchilde noch reicher werden und ein 
paar Hundert neue entſtehen, dagegen ein paar Tauſend kleine Grundbe⸗ 
ſitzer zu Grunde gehen. Wie weit dieſes Verhältniß ungeſtört fortſchrei⸗ 
ten wird, kann man mit Sicherheit nicht angeben: daß es aber eine Grenze 
gibt, welche es nicht überſchreiten kann, das iſt ſicher. 

Und ſo ſei denn zu guter Letzt noch ein Blick auf unſere politiſchen 
Zuſtände geworfen. Es unterliegt keinem Zweifel, daß ſich die franzöſiſche 
Regierung nur zum Schein in Spanien zurückgezogen hat. Selbſt wenn 
die Progreſſiſten an's Ruder kommen ſollten, iſt für Ludwig Philipp's zähe 
Politik noch nichts verloren: hat er doch ſeiner Zeit Espartero aus dem 
Sattel gehoben — ohne Zweifel gelingt es ihm wieder in ähnlichem Falle 
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der Noth. Spanien und Portugal find das Polen des europäiſchen We⸗ 
ſtens. Aber trotz dem donnern fie in dem franzöſiſchen und engliſchen 
Parlamente gegen Rußland — doch ihre Worte verhallen auch wie der 
Donner: es iſt heute ſchon nicht mehr de bon gout in Paris, von Kra⸗ 
lau zu reden, — wie ich aber über die franzöſiſche und engliſche Politik 
in Bezug auf Syanien und Portugal in Ihrem Blatte rede — glauben 
Sie mir, das wäre fogar im „National“ du plus mauvais gout. 


* 


(Brüſſel, den 18. April.) Unſere Bürger, die ſich allmälig von 
ibrer März⸗ und Februar⸗Angſt vor einer Hunger⸗Emeute zu erholen und 
wieder ihres ruhigen Nachtſchlafes zu genießen anfingen, behaupten jetzt 
aufs Neue, mit dem Geiſt in den unteren Volksklaſſen ſei es durchaus 
nicht geheuer, und es tritt ein Schreckbild nach dem anderen vor ihre 
Seele und verbittert ihnen ſogar die beliebten Domino-Parthien und das 
edle „Faro“ (Name einer hier am meiſten konſumirten Bierforte). Denn 
die Getreidepreiſe, die einen Augenblick herunter gingen, haben nicht blos 
ihre Neigung zur Baiſſe verloren, ſondern ſind auch auf den Hauptmärk⸗ 
ten des Landes ſchon wieder um ein Bedeutendes geſtiegen. Das kalte 
regnichte Wetter des April, dieſer unvermuthete zweite Winter, hat zu 
einem großen Theil die Arbeiten von Privaten, wie des Staates unter⸗ 
brochen. Das Brod wird von morgen an abermals theurer. In London 
und in Paris iſt Getreide und Brod ſeit vielen Monaten beträchtlich wohl⸗ 
feiler als hier, ganz davon abgeſehen, daß die Bäcker hier zu Lande eine 
viel ſchlechtere Waare liefern, als die in Paris und London. Das Mi⸗ 
niſterium hat freilich, von den Umſtänden gezwungen, die freie Einfuhr 
von Getreide und von Vieh geſtatten müſſen. Allein die Maaßregel kam 
zu ſpät, und ſo müſſen jetzt die unteren Klaffen und ein zahlreicher Theil 
der Mittelſtände für die Habſucht der großen Grundbeſitzer, welche in der 
Kammer am beſten vertreten bisher die nothwendigſten Lebensbedürfniſſe zu 
ihrem Vortheil beſteuerten, durch Hunger und Entbehrung büßen. Indeß 
die Noth dieſes Jahres wird mindeſtens die Eine gute Folge nach ſich 
ziehen, daß die jetzt blos ſuspendirten Zölle über kurz oder lang völlig 
und auf immer abgeſchafft werden. Wird das Jahr 1847 bei uns auch 
keine ſo umfaſſende Veränderung wie in Irland zu Wege bringen, ſo 
dürfte ſich doch immerhin auch in Belgien das deutſche Sprichwort be⸗ 
währen: „etwas Böſes iſt immer zu etwas Gutem gut.“ 

Inzwiſchen zehrt Jeder von dem Fett, das ihm irgend noch aus frü⸗ 
heren Jahren übrig geblieben. Die Geſchäfte ſtocken; der kleine Commerce 
insbeſondere leidet auf unerhörte Weiſe. Die Einnahmen werden immer 
unzulänglicher zur Beſtreitung der ſo ungewöhnlich erhöhten Ausgaben. 
So wandert ein Kleidungsſtück, ein Hausgeräth nach dem anderen, das 
irgend entbehrlich gemacht werden kann und ſchließlich Alles, was nicht 
unmittelbar zum nothwendigſten täglichen Gebrauch erforderlich iſt, nach 
den Pfandanſtalten. Das ſtädtiſche Leihhaus von Brüſſel (Mont-de-Piété) 
weiß am Beſten zu erzählen, wie es mit Tauſenden und Aber Tauſenden 
ſteht. Seine Räume find ſämmtlich von unten bis oben voll; bis an die 
Sparren des Dachs find die Pfänder aufgeſpeichert. Die Beamten wiſſen 
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keinen Rath mehr; fie dringen auf Erweiterung der Zimmer; auf ein 
neues größeres Gebäude. Die Zinſen betragen blos die Kleinigkeit von 
15 Proc. Das iſt ganz in der Ordnung. Man muß eben die Umſtände 
benutzen. Und dieſe Grundregel für die jetzigen Verhältniſſe ſehen wir auch 
überall gewiſſenhaft befolgt. Bieten ſich dem Fabrikanten 200 hungernde 
Arbeiter an, während er nur 50 von ihnen braucht, fo ſetzt er das Ars 
beitslohn herunter, und die Bedürftigen, derrn Magen keine Zeit zum 
Warten hat, müſſen wohl oder übel, auf ſeine Hungerlöhnung eingehen. 
Seid Ihr genöthigt eine übrigens ganz ſichere Hypothek zu verkaufen, weil 
Ihr durchaus baares Geld haben müßt, ſo wird der Kapitaliſt, verlaßt 
Euch darauf, von Eurer Verlegenheit ſchon zu profitiren wiſſen und Euch 
20, 30 oder wo möglich noch mehr Procente abziehen. Eine Menge Spe⸗ 
kulanten und Geldleute haben dieſes Nothjahr für ſich in ein Jahr der 
Freude und des Gewinnes dadurch umgewandelt, daß ſie große Maſſen 
von Getreide aufſpeicherten und immer mehr aufkauften, um die Preiſe ſo 
hoch als möglich zu treiben und für ſich eine ſegensreiche Ernte einzuſam⸗ 
meln. Sie haben nichts weiter gethan, als was jeder andere Bürger in 
ſeinem Kreiſe und Geſchäfte täglich und ſtündlich thut: ſie haben ſich die 
Umſtände zu Nutze gemacht. Es iſt daher von dem Standpunkt unſerer 
jetzigen Geſellſchaft aus Nichts unſinniger, als das Geſchrei und die Ans 
klagen über und gegen den Kornwucher. Wenn die hungernden Proleta⸗ 
rier Verwünſchungen gegen die letztern ausſtoßen, ſeine Vorräthe und Ma⸗ 
gazine zu ſtürmen und zu plündern verſuchen, ſo läßt ſich das begreifen; 
wenn aber auch Diejenigen am lauteſten einſtimmen, die ſonſt ſtets die 
Heiligkeit des Privateigenthums im Munde führen, ſo iſt das ein Beweis 
entweder ihrer Heuchelei oder ihrer Beſchränktheit. Denn der Kornwuche⸗ 
rer bedient ſich lediglich der Heiligkeit und der Vorrechte des Privateigen⸗ 
thums, das ſich um den Untergang oder das Verhungern von ſo oder ſo 
viel Tauſend Menſchen gar nicht zu kümmern hat, ſondern nur darum, 
wie es ſich unter dem Geſetz der Konkurrenz, der Nachfrage und Zufuhr, 
am beſten und ſchnellſten vermehren kann. 

Auch in Belgien wurden die armen unſchuldigen Kornſpekulanten in 
mehreren öffentlichen Organen, beſonders in denen des katholiſch-jeſuitiſchen 
Miniſteriums, hart mitgenommen. Dadurch glaubte man das Volk von 
der wahren Wurzel des Uebels am bequemſten ablenken zu können. 

Trotz alledem brachen aber nach einander in den bedeutendſten Städ⸗ 
ten des Landes, wie in mehreren ländlichen Kommunen, bedenkliche Brod⸗ 
aufſtände aus. Wäre das Bürgerthum nicht ſchnell bei der Hand gewe⸗ 
ſen, hätte es nicht ſofort und in möglichſter Eile Subſkriptionen zuſam⸗ 
mengebracht — in Lütiich binnen einigen Tagen über 70,000 Frs. — 
und nach allen Seiten hin Unterſtützungs⸗Maaßregeln organiſirt, ſo konnte 
der Brand leicht um ſich greifen und Verheerungen anrichten, deren Aus⸗ 
dehnung im voraus nicht zu ermeſſen. Die arbeitenden Klaſſen Belgiens 
ſind aber noch größtentheils in den Händen der Geiſtlichkeit und gehorchen 
ihr, als einer himmliſchen Autorität. Sie befinden ſich auch in viel ſchlech⸗ 
tern Umſtänden, als die engliſchen Arbeiter, die ihrer überwiegenden Ma⸗ 
jorität nach durch inniges Aneinanderſchließen, durch gemeinſames Wirken 
und Aufbringung der nöthigen Geldmittel eine gründliche Verbeſſerung ih⸗ 
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rer Lage hienieden zu erringen ſuchen. Unerſchütterlich in Verfolgung ih⸗ 
res Ziels werden ſie auch die Erſten ſein, die es erreichen, und den ar⸗ 
beitenden Klaſſen anderer Länder zum Sporn und Antrieb dienen. — 
Gehen wir von den arbeitenden Klaſſen Belgiens wieder zum Mittelſtande 
zurück, ſo finden wir, daß in faſt allen Städten des Landes die unge⸗ 
heuere Mehrzahl der Bürger dem jetzigen Miniſterium de Theux-Malon, 
auch das Miniſterium der ſechs Malon's geheißen, das aus glühenden 
Verfechtern des Jeſuitismus und der biſchöflichen Obergewalt über die Ge⸗ 
ſchicke des Königreichs, entſchieden feindlich geſinnt ſind. Allein das Mi⸗ 
niſterium hat dafür in den Kammern eine entſchiedene Majorität; die li⸗ 
beralen Stimmen unter den Repräſentanten ſind unter dem magnetiſchen 
Einfluſſe von Leopoldskreuzen, Beförderungen, Belohnungen, Gefälligkei⸗ 
ten ꝛc. bis auf 22 nach der miniſteriellen Seite hinüber gezogen worden. 
Es handelt ſich jetzt darum, ob das Miniſterium bei den im Juni begin⸗ 
nenden Wahlen zum Erſatz derjenigen Repräſentanten, deren Mandat zu⸗ 
folge der geſetzlichen Beſtimmung zu Ende geht, ſiegen wird oder nicht. 
Die neuen Wahlen werden in den Provinzen Lüttich, Oſtflandern, Henne⸗ 
gau und Limburg ſtattfinden. Dazu treten die Wahlen neuer Repräſen⸗ 
tanten; denn die kürzlich im ganzen Königreich vorgenommene Volkszäh⸗ 
lung iſt Urſache, daß die Zahl der Repräſentanten von 95 auf 108 erhöht 
wird — zufolge des §. in der Konſtitution, daß auf je 40,000 Einwoh⸗ 
ner ein Repräſentant zu ernennen. Für 80,000 Einwohner wird ein Se⸗ 
nator ernannt, daher kommen auch einige neue Senatoren hinzu. Es be⸗ 
reiten ſich nun beide Hauptpartheien, die katholiſche und die liberale, eifrig 
zur Wahlſchlacht vor. Das Miniſterium wendet geſchickt Alles an, um 
das Staatsruder auch fernerhin im Namen und Auftrage des Erzbiſchofs 
von Mecheln und der geiſtlichen Kongregationen und nebſtdem im Intereſſe 
des großen Grundbeſitzes fortzuführen. Ordensbänder und Aemterverlei⸗ 
hungen fliegen nach allen Seiten hin; die Gelder ſtrömen aus den ver⸗ 
ſchiedenen Miniſterien in die Hände derer, die irgendwie dem gegenwärti⸗ 
gen Regierungsſpſtem nützen können. Die Subſidien, welche dem Miniſte⸗ 
rium zur Hülfe für die nothleidenden Klaſſen von den Kammern bewilligt 
worden, hat man größtentheils bis jetzt aufgeſpart, und verwendet ſie nun 
in Rückſicht auf Wahlzwecke. Auf dem platten Lande haben die Miniſter 
jedenfalls die Oberhand. Der Bauer ſteht mit wenigen Ausnahmen unter 
dem Kommando ſeines Beichtvaters und die geſammte Geiſtlichkeit regiert 
wie eine geſchloſſene Phalanx nach der biſchöflichen Parole. Es iſt mög⸗ 
lich, daß ſich das Miniſterium zu einer Kammerauflöſung entſchließt, um 
eine völlig neue Kammer mit einer Majorität in ſeinem Sinne zu Stande 
zu bringen. Glaubt es irgend des Sieges ſicher zu ſein, ſo wird es die⸗ 
ſen Schritt thun, ſeine Abſicht aber ſo lange als möglich geheim halten, 
um ſeinen Gegnern im Stillen eine Niederlage vorzubereiten. 1 
Andrerſeits ſind die Liberalen nicht müßig. Sie haben am 28. März 
einen zweiten Kongreß abgehalten, um den Anſtrengungen des Liberalis⸗ 
mus bei den heranrückenden Wahlen den Stempel der Einheit und Ener⸗ 
gie aufzudrücken. Um dieſe Einheit ſteht es nun freilich nicht zum Beſten. 
Denn ſeit dem erſten Kongreſſe vom vorigen Jahr iſt der Bruch zwiſchen 
den Liberalen immer weiter geworden. Sie haben ſich in zwei Partheien, 
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in die doktrinäre und in die jung⸗liberale oder demokratiſche geſpalten. An 
der Spitze der erſteren ſtehen die Mitglieder der Oppoſition in der Reprä⸗ 
ſentanten⸗Kammer, Leute wie Verhaegen, Rogier, Lebeau u. ſ. w., die 
haubtſächlich die Miniſter⸗Portefeuilles im Auge haben, und Oppoſition 
machen, um ſelbſt an's Ruder zu kommen, die ſich aber ſonſt um die In⸗ 
tereſſen des Volks und der Freiheit blutwenig ſcheeren, und im Grunde 
ihres Herzens gerade ſo konſervativ ſind, als die von ihnen angefochtenen 
Miniſter. Dieſe Doktrinärs haben vor der demokratiſchen Fraktion, die 
ihrem Ehrgeiz im Wege ſteht, die auf viele für konſervative Gemüther 
höchſt unangenehme Reformen, wie Ausdehnung der Wahlrechte auf jeden 
erwachſenen, unbeſcholtenen Belgier u. ſ. w. dringt, große Angſt. Allein 
die Umſtände zwingen die doktrinäre Partei, weil ſie an ſich allein zu 
ſchwach iſt, den Beiſtand der demokratiſchen nachzuſuchen. Auf dem eben 
gedachten zweiten Kongreß traten dieſe Spaltungen klar hervor. Zum Aer⸗ 
ger der Doktrinärs ſiegte die demokratiſche Parthei ganz entſchieden in al⸗ 
len Hauptfragen, welche der Kongreß zu verhandeln hatte. Durch Beſchluß 
deſſelben wird von nun an eine liberale Rente im ganzen Lande erhoben 
werden; jedes Mitglied einer liberalen Geſellſchaft wird jährlich mindeſtens 
½ Fr. freiwilligen Beitrag zahlen, und die aufgebrachte Summe haupt⸗ 
ſächlich zur Begründung von öffentlichen Organen des Liberalismus, zur 
Propaganda auf dem platten Lande mittelſt Zeitungen und Broſchüren, 
benutzt werden. Bei den neuen Wahlen werden beide Fraktionen gemein⸗ 
ſchaftlich handeln, doch iſt die demokratiſche keineswegs geſonnen, den Dok⸗ 
trinärs umſonſt beizuſtehen. Für die Gewährung ihrer Hülfe, rückſichtlich 
der doktrinären Kandidaten verlangt ſie auch die Unterſtützung da, wo ſie 
ihre eigenen Kandidaten durchſetzen will. 

Die freie Preſſe war dem katholiſchen Miniſterium längſt ein Dorn 
im Auge. Freie Preſſe für ſich, Banden und Feſſeln für die ihrer Geg⸗ 
ner, das iſt der Wahlſpruch der meiſten Machthaber. In Belgien kann 
Jeder drucken laſſen, was er will; er braucht zur Herausgabe eines Jour⸗ 
nals weder eine Konzeſſion von der Regierung, noch hat er nöthig, eine 
Geldkaution zu hinterlegen. Daß von Zenſur nicht die Rede iſt, verſteht 
ſich ganz von ſelbſt. Stände dieſe Freiheit blos auf dem Papier, würde 
ſie nicht täglich benutzt, ſo hätten unſre Miniſter und Behörden ein viel 
ruhigeres Leben. 

Begeht die Preſſe ein Verbrechen, ſo iſt das Geſchwornengericht zur 
Aburtheilung da. Nicht königliche Richter haben zu entſcheiden über Schuld 
oder Unſchuld, ſondern die Mitbürger des Angeklagten. Ohne dieſe letztere 
Bedingung wäre der Name Preßfreiheit eine Verhöhnung des geſunden 
Verſtandes, ein leerer Schall und eine Komödie. 

Die großen Journale des Landes ſind entweder Organe der am Ru⸗ 
der befindlichen oder der doktrinären Parthei. Aus ihnen kann man wohl 
die An⸗ und Abſichten der Geiſtlichkeit und der Reaktion, wie andrerſeits 
der höheren und mittleren Bourgeoiſie, aber nicht die Meinung des übri⸗ 
gen Volkes kennen lernen. Zu letzterem Zwecke dienen die kleineren Blät⸗ 
ter, die gewöhnlich ein⸗ oder zweimal wöchentlich erſcheinen. Dieſe meiſt 
ſehr gut und ſcharf geſchriebenen Journale möchte man gern todtmachen, 
wenn es nur ginge, aber es geht halter nicht. Das Miniſterium hat's 
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verſucht, und es iſt ihm ſchmählich mißlungen. Blos hier in Brüſſel er⸗ 
ſcheinen 5 Blätter, der Argus, der Mephiſtopheles, Debat forial, Flam⸗ 
beau und Atelier, die den jetzigen politiſchen und ſozialen Zuſtänden uns 
barmherzig auf den Leib rücken. Argus und Mephiſtopheles brachten im 
vorigen Jahre gegen König Leopold Artikel, die nichts weniger als zahm 
waren. König Leopold war auf Reiſen; er gebrauchte in Tyrol angeblich 
die Milchkur. Bei ſeiner Rückkehr verſetzte das Miniſterium die Redak⸗ 
teure des Argus und Mephiftopheles, fo wie andere an gedachten Artikeln 
betheiligte Perſonen in Anklageſtand. Allein das letzte Uebel war ſchlim⸗ 
mer, als das erſte. Die mehrtägigen Debatten, die Reden der Vertheidi⸗ 
ger ſchloſſen damit, daß die Angeklagten von der Jury völlig freigeſprochen 
wurden. 

Das Miniſterium erboßte ſich über dieſe Niederlage. Alsbald legte 
es den Kammern einen Geſetzentwurf zur ſtrengeren Beſtrafung von Be⸗ 
leidigungen gegen den König und die Mitglieder der königlichen Familie 
vor, der zwar, wie bei der Majorität in den Kammern und ſelbſt von dem 
Hofſchranzengeiſt der Doktrinärs nicht anders zu erwarten war, durchging, 
doch erſt nachdem einige der ſchlimmſten Beſtimmungen beſeitigt worden. 

Dieſes Geſetz, loi d'amour oder Liebesgeſetz genannt, iſt ſchon in 
Kraft getreten. Jene Blätter, gegen die es zuerſt gerichtet ift, laſſen ſich 
dadurch nicht irre machen; ſie äußern ihre Meinungen frei wie zuvor. 
Wiſſen ſie doch, daß ihr Schickſal ſchließlich in den Händen der Geſchwo⸗ 
renen ruht. Kürzlich iſt nun auch der Redakteur des Flambeau, der ſich 
durch Enthüllung des Lebenslaufs von Repräſentanten und Senatoren, 
von hohen Civil = und Militärbeamten, den Haß der Geſchilderten, wie 
derer, welche eine Schilderung fürchteten, in Maſſe zugezogen hat, verhaf⸗ 
tet worden. Ob das Miniſterium es wagen wird, ihn vor die Jury zu 
ſtellen, wo er einer Freiſprechung ziemlich ſicher ſein kann, oder ob es ihn 
nach einiger Zeit, durch einen Beſchluß der Anklagekammer genöthigt, wird 
entlaſſen müſſen, wie dies bei dem drei Wochen lang verhafteten van de 
Caſteele in Brügge der Fall war, das wird ſich binnen einigen Tagen 
entſcheiden. 

Wir haben in Belgien vollſtändige Preßfreiheit; wir dürfen uns zu 
30, zu 100 und mehr verſammeln, Reden halten, uns aſſoziiren, Vereine 
bilden. Faſt in jeder Stadt und in vielen Orten des platten Landes exi⸗ 
ſtiren liberale Geſellſchaften — Alles ohne Erlaubniß der Polizei, die dies 
nichts angeht. Sollte nun Jemand aus dieſer unbeſchränkten Freiheit der 
Rede, der Preſſe, der Aſſoziation, des Zuſammenkommens und Beſprechens 
in beliebig großer Maſſe den Schluß ziehen, es müſſe dann ja Alles im 
Lande drunter und drüber gehen, Keiner ſeiner Haut ſicher, die öffentliche 
Ruhe ſtündlich gefährdet, eine Revolution und der Umſturz des Gouverne⸗ 
ments jeden Augenblick vor der Thür ſein; ſollte Jemand dieſe Beſorgniß 
hegen, ſo beruhige er ſich. Die Belgier ſind im Gegentheil der Anſicht, 
daß da, wo der Menſch jene eben genannten, ſich von ſelbſt verſtehenden 
Rechte nicht beſitzt, wo ſie ihm auf dieſe oder jene Weiſe vorenthalten und 
verkümmert werden, weit eher Revolution und Umſturz zu befürchten ſei, 
und ich kann meinestheils mit der Verſicherung ſchließen, daß ſich Belgien 
trotz obiger Freiheiten einer ganz paſſablen Ruhe erfreut. 
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(Jürich, Mitte April.) Lebensmittelfrage. Sonderbund. 
Zellerhandel. Einen ganz eigenthümlichen Eindruck macht auf den in der 
Schweiz Lebenden die Bekanntmachung des Oberpräſidenten von Weſtpha⸗ 
len über die gegenwärtige Noth. Dort, wo früher dem Bürger nur zu 
oft, nur zu gern verdeutet wurde, er habe den Maaßſtab ſeiner beſchränk⸗ 
ten Unterthaneneinſicht nicht an Dinge zu legen, die über und außer ſei⸗ 
nem Horizonte ſtänden, — dort in dem klaſſiſchen Staate der Bureaukratie, 
wo es nichts Schönes, nichts Großes gab, wenn es nicht von den Beam⸗ 
ten ausging, — dort wird nun auf einmal, wo es ſich um eine der wich⸗ 
tigſten und ſchwierigſten Fragen der Zeit handelt, der Einzelne, die Ge⸗ 
meinde auf die „eigne Kraft und Thätigkeit“ verwieſen, man bekämpft 
die „irrthümliche Vorſtellung, daß der Noth nur durch den Zutritt und die 
Hülfe der Regierung vorgebeugt werden könne.“ Anders hier. Obgleich 
das Prinzip des Selfgovernment mit Ausnahme von Nordamerika wohl 
nirgends ſo konſequent nach faſt allen Richtungen hin durchgeführt iſt, wie 
in den liberalen Kantonen der Schweiz, obgleich faſt alle bürgerlichen Ver⸗ 
hältniſſe auf die Gemeinde baſirt ſind, welche eine nach außen ſtreng 
abgeſchloſſene, nach innen eng mit einander verbundene Korporation bildet, 
der man wider ihren Willen kein neues Mitglied aufdringen kann, die ihr 
beſonderes Gemeinds⸗, Kirchen⸗, Schul⸗ und Armengut unter eigner ſelbſt⸗ 
ſtändiger Verwaltung, nur unter Oberaufſicht des Staates, beſitzt, und 
welche verpflichtet iſt, ihre Gemeindsgenoſſen, falls ſie es bedürfen, 
nach Kräften zu unterſtützen, ſo ließ es ſich der Staat doch nicht beigehen, 
Gegenden, die wirklich in Noth ſind, auf die oft unzureichende Hülfe der 
Gemeinde, oder auf den „Wohlthätigkeitsſinn der Einwohner, oder gar' 
darauf zu verweiſen, „ſich mit einem geringern Maaße von Nahrungsmit⸗ 
teln, als ſonſt gereicht zu werden pflegte, zu begnügen; nein! der Staat 
ſchritt kräftig ein, wo der Einzelne, wo die Gemeinde ſich nicht mehr zu 
helfen vermochte, und milderte und mildert noch weſentlich die leider vor⸗ 
handene Noth. — 

Blicken wir auf den Kanton Zürich. Im Allgemeines iſt nicht eigentliche 
Noth da: zwar ſind die Kartoffeln nicht gerathen und das Brod iſt theuer, 
dafür aber iſt reichlicher Verdienſt vorhanden, der Weinbau ſehr ergiebig 
geweſen, und an die Stelle der Kartoffeln als allgemeinſtes Nahrungsmit⸗ 
tel — der Mais getreten, der in kürzeſter Zeit theils als Polenta theils 
als Muß eine Lieblingsſpeiſe der Zürichbieter geworden iſt, — ſo daß ſich 
alſo wohl die Mehrzahl der Familien genirt fühlt, weil ſie ſich der höhern 
Preiſe wegen Einſchränkungen und Entbehrungen auferlegen muß, ohne 
daß man deßhalb von wirklich eingetretener Noth im Allgemeinen reden 
könnte. So ungefähr ſteht es in 9 Bezirken des Kantons; nur in den 
2 letzten, im öſtlichen Landestheil, im ſ. g. ⸗Kellenlande“ Kelle, hölzerner 
Löffel,) in den Bezirken Hinweil und Pfäffikon iſt wirkliche Noth vor⸗ 
handen, vor allen in den Gemeinden Sternenberg und Fiſchenthal, die wir 
deßhalb etwas näher anſehen wollen. Der letztere Ort hat 4200 Einge⸗ 
bürgerte, davon waren im Jahr 1838 Almoſengenöſſige: 150, im Jahr 
1845: 354, gegenwärtig 500, die alſo auf Koſten des Armengutes und 
der Gemeinde, die zu dieſem Ende ſchon eine vierfache (4 pro mille des 
Vermögens) Armenſteuer erhoben hat, erhalten werden müſſen; außer die⸗ 
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fen 500 Almoſengenöſſigen aber noch gegen 1700 Unterſtützungsbedürftige, 
die an den gleich näher zu erwähnenden Maisaustheilungen des Finanz⸗ 
rathes Theil nehmen, ohne dem Armengute ihrer Gemeinde zur Laſt zu 
fallen, und ohne alſo dadurch der Ausübung ihrer politiſchen Rechte ver⸗ 
luſtig zu gehen. Viel ſchlimmer daran iſt noch Sternenberg: von ſeinen 
1400 Eingebürgerten nahmen ſchon voriges Jahr 1219 Individuen an 
der ausgetheilten Frucht Theil; das Armengut hat gegenwärtig 251 Pers 
ſonen zu unterſtützen. Hier iſt die Noth wirklich groß und maſſenhaft; 
jedoch Dank der eingetretenen Hülfe iſt es nirgends bis zu drohendem Hun⸗ 
gertode gekommen. Was that nun die Regierung bei ſo bewandten Um⸗ 
ſtänden? legte ſie die Hände in den Schooß, und verwies ſie die Einzel⸗ 
nen und die Gemeinden auf die eigene Kraft und Thätigkeit? Wir wol⸗ 
len ſehen. Die erſte Maaßregel, welche die Regierung traf, war ſorgfäl⸗ 
tige und gewiſſenhafte Ueberwachung des Kornmarktes in Zürich, und da⸗ 
durch Verhütung des Wuchers, und wenn dann ja noch die Preiſe künſt⸗ 
lich in die Höhe getrieben werden ſollten, ſo befuhr ſie ſelbſt den Markt 
mit hinreichendem Fruchtvorrath, um dieſer künſtlichen Steigerung wirkſam 
entgegenzutreten. Ferner wurde aus allen Kantonsangehörigen eine Liſte 
der am Meiſten der Unterflügung Bedürftigen (nicht Almoſengenöſſige, 
welche ihre politiſchen Rechte nicht ausüben dürfen) entworfen — ihre 
Zahl belief ſich auf 53,739, etwas über den 5. Theil der geſammten Ein⸗ 
wohnerzahl des Kanton, — und dem Finanzrathe der Auftrag gegeben, 
unter dieſelben monatlich 3222 Centner Mais zu vertheilen, — und zwar 
zu einem ganz billigen Preiſe, um das Beſcheinende des Almoſens zu ver⸗ 
meiden. 5 
Sodann wurde die Kantonalarmenpflege beauftragt, die in den letzten 
Jahren von derſelben erſparten 80,000 Gulden, wozu die Regierung noch 
andre 30,000 Gulden bewilligte, zur Unterſtützung der Almoſengenöſſigen 
in den Gemeinden zu verwenden, denen ihr Armenbudget über den Kopf 
gewachſen, und deren eigene Kräſte hinreichten, um den durch das Geſetz 
geforderten Verbindlichkeiten gegen ihre in Noth gerathenen Gemeindsge⸗ 
noſſen nachzukommen. Endlich ſchickte die Regierung beſondere Kommiſſarien 
an die bedürftigſten Orte, wirkte überall, wo es Noth that, hülfreich mit 
zur Errichtung von Suppenanſtalten u. dgl., ließ, wo es an Verdienſt 
fehlte, wie in obigen beiden Bezirken, Straßenarbeiten vornehmen, und 
ſchrieb zuletzt noch eine allgemeine, freiwillige, in den Kirchen einzuſam⸗ 
melnde Liebesſteuer aus, welche in den vier Kirchen der Stadt Zürich 
allein 20,000 Gulden betrug. — So verſteht man in unſerer Republik 
die Aufgabe der Regierung: in gewöhnlichen, ruhigen Zeiten läßt man dem 
Einzelnen, der Gemeinde freie Hand, damit ſie lernen ihrer eigenen Kraft 
und Thätigkeit vertrauen; in Zeiten der Noth, wo die Kräfte des Ein⸗ 
zelnen nicht hinreichen, wirkſame Unterſtützung von Seiten des Staates, 
der eher die Mittel dazu in Händen hat. — Am Einfachſten verfuhr frei⸗ 
lich die „patriarchaliſche“ Regierung des Muſterkantons Wallis (er und 
Luzern ſtreiten um dieſen Titel:) ſie nahm, wo ſie es für nöthig erachtete, 
Kornhändlern und andern Privaten beliebige Quantitäten Getreide weg, 
und verkaufte dieſelben auf deren Rechnung zu ſelbſtbeſtimmten niedrigen 
Preiſen, — ein praktiſcher Beweis für den Satz: si duo faiciunt idem, 
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non est idem; denn hätte Waadt oder Genf ſo gehandelt, fo wäre dieſe 
Mißachtung des Privateigenthums ein communiſtiſcher Greuel geweſen, 
während es in Wallis bloß ein patriarchaliſches Verfahren iſt. n 

Es iſt übrigens gewiß nicht ohne Intereſſe, bei der gegenwärtigen 
Lage der Dinge einen Blick auf die Haltung der Schweiz zu werfen: 
während in Frankreich, mit ſeiner ſtarken Regierung, in mehr als 40 
Departements Unruhen wegen der Lebensmittel ausbrachen, während die 
Volksaufſtände in der Lombardei die ſtarke öſterreichiſche Regierung nöthig⸗ 
ten, gegen ihre beſſere Ueberzeugung die Ausfuhr des Getreides zu ver⸗ 
bieten, und ſo früher eingegangene Verbindlichkeiten gegen einzelne Schwei⸗ 
zerkantone zu brechen,“) — während dem wich die „der Anarchie verfal⸗ 
lene“ Schweiz nicht von der geſetzlichen Bahn, mit Ausnahme des unbe⸗ 
deutenden Krawalls in Bern, — während dem wurde nirgends wie in 
Oeſterreich und Frankreich das Privateigenthum angegriffen und beſchädigt, 
mit Ausnahme der oben angeführten Maaßregel der Walliſer Regierung, 
und der ſchon von dem 1 Korrespondenten im vorigen Hefte erzählten 
Vorfälle im Kanton Teſſin, die aber auch nichts als eine böſe Folge des 
von den öſterreichiſchen Unterthanen in der Nachbarſchaft gegebenen böſen 
Beiſpiels waren. Es wäre wirklich einmal an der Schweiz, Noten an 
die Nachbarn zu erlaſſen, ihnen das anarchiſche Treiben ihrer Unterthanen 
vorzuhalten, und ſie wohlmeinend aufzufordern, dem Dinge Schranken zu 
ſetzen, damit nicht am Ende auch noch die ruhigen, geſetzlichen Bewohner 
der Schweiz in dieſen ſubverſiven Strudel hineingeriſſen würden. Die 
Antwort würde freilich lauten wie in der Fabel vom Junker Alexander: 
„ja, Bauer! das iſt ganz was anders!“ 

In den politiſchen Verhältniſſen der Schweiz ſind ſeit meiner letzten 
Korrespondenz keine bedeutenden Veränderungen vorgegangen; doch hat ſich 
die Stellung der liberalen Kantone inſoweit etwas verbeſſert, als der Son⸗ 
derbund, nach der Einverleibung Krakau's, nicht mehr wie früher 
auf einträchtiges Zuſammenwirken Oeſterreich's und Frankreich's zu ſeinen Gun⸗ 
ſten zählen kann; auch die beobachtende Stellung Oeſterreich's rückſicht⸗ 
lich Sardinien's, ſo wie die neue Wendung der Dinge in Bayern kann 
nicht ohne Einfluß bleiben, wenn es ſich um zu ergreifende poſitive Maaß⸗ 
regeln gegen die Mehrheit des ſchweiz. Volkes handeln ſollte. Bleiben 
daher nun die bisherigen liberalen Stände feſt und treu bei ihrer Anſicht, 
gelingt es ihnen noch, Baſelſtadt oder St. Gallen zu ſich hinüberzuziehen, 
(was freilich, beſonders rückſichtlich des letztern, noch ſehr zu bezweifeln iſt,) 
dann gute Nacht Jeſuiten und Sonderbund! dann hat euer letztes Stünd⸗ 
lein geſchlagen. Iſt ein legaler Tagſatzungsbeſchluß gegen beide da, ſo 
wird die regenerirte Schweiz, deren Einwohnerzahl 3 Viertheile der Ge⸗ 
ſammtzahl repräſentirt, mit Frohlocken gegen beide Ausgeburten des Ultra⸗ 
montanismus zu Felde ziehn; — und wahrlich, wie die Lage der Dinge 


*) So eben erfahren wir, daß von Wien aus den Behörden der Lombardei der 
Befehl ertheilt ſei, das vertragsmäßige Quantum Getreide den Kantonen Tef- 
ſin und Bündten verabfolgen zu laſſen; dadurch wird aber das oben Geſagte 
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jetzt ſteht, das Ausland dürfte kaum Luft haben, ſich in dieſe innern Hän⸗ 
del zu miſchen, beſonders wenn es ſähe, daß die Mehrheit der Tagſatzung 
raſch und ohne Zaudern, wie im Jahr 1833 gegen Schwyz, Baſel und 
Neuenburg, ihren Beſchlüſſen nöthigenfalls mit Waffengewalt Geltung zu 
verſchaffen wüßte. Doch wie geſagt! zu einem Zwölferbeſchluß iſt der Zu⸗ 
tritt Baſel's oder St. Gallen's nothwendig, und dort hat der alte Zopf 
während des Sturmes ſo gewandt manneuvrirt, daß er bei der jetzigen 
Windſtille in Sicherheit wieder oben ſchwimmt, nichts fürchtend als — einen 
neuen Sturm; — hier in St. Gallen werden wir in 14 Tagen das Re⸗ 
ſultat der Großrathswahlen kennen; jedoch macht ſich die liberale Partei 
keine zu große Hoffnungen. Selbſt wenn ſie wirklich in der Mehrheit 
wäre, ich zweifelte doch an einem erſprießlichen Reſultat, denn ſobald es 
ſich um entſcheidende Maaßregeln handelte, würden ſchnell wieder einige 
Haſenherzen, wie ſie ja jede Partei zählt, eine gemäßigte Mittelpartei zu 
bilden ſuchen. Doch gilt das Gleiche auch für den Fall, daß die Ultra⸗ 
montanen ſiegreich aus der Wahlurne hervorgingen. — 

In Bern gingen inzwiſchen Ereigniſſe vor, die zu ſchlagend an die 
Straußenbewegung des Jahres 1839 in Zürich erinnerten, als ſich das 
Berniſche Volk nicht eine Lehre und eine Warnung hätte daraus ziehen 
ſollen. Schon der abgetretene Erziehungsrath war mit dem Dr. Zeller 
in Tübingen, einem Theologen von der „Hegel'ſchen Linken,“ beſonders 
ausgezeichnet in geiſtreicher und gelehrter Exegeſe des neuen Teſtamentes, 
wegen Beſetzung einer theologiſchen Profeſſur in Unterhandlung getreten, — 
der gegenwärtige Erziehungsrath ſetzte dieſelbe fort, und berief wirklich 
vor einigen Wochen den Dr. Zeller an eine außerordentliche Profeſſur in 
der theologiſchen Fakultät. Nun großer Lärm unter den Stillen im 
Lande! Vor der Berufung war man mäuschenſtill; jetzt aber, da man 
weiß, daß die Regierung nicht mehr mit Ehren zurücktreten kann, jetzt wer⸗ 
den alle Regiſter aufgezogen, und man bläſ't und orgelt, daß es einem 
ſchier darob ſchwindelt. Zuerſt werden die Pietiſten in's Feld gelaſſen: 
ein Vikar v. Wattenvyl und der Zuchthausprediger v. Fellenberg ſchreiben 
2 herzlich einfältige Broſchüren, die von Unrichtigkeiten, Verdrehungen und 
den gräßlichſten Uebertreibungen wimmeln; ein Comité, an deſſen Spitze 
ariſtokratiſche Reactionaire von 1832 ſtehen, verbreitet dieſelben maſſenweiſe 
im Volk; man läßt ſogar, „weil man den Zeller noch nicht genugſam 
kennt,“ wie einer der konſervativen Redner ſpäter im Gr. Rathe aus 
der Schule ſchwatzte, in Deutſchland Brochüren gegen ihn fabriziren; meh⸗ 
rere pietiſtiſche Pfarrer mißbrauchen die Kanzel, um wie in den ſchönſten 
Zeiten des Jahres 1839 das Volk gegen die gottloſe Regierung aufzu⸗ 
wiegeln. Doch muß anerkannt werden, daß die entſchiedene Mehrzahl der 
Geiſtlichen ſich paſſiv verhielt, während dieſelben in Zürich mit ſehr weni⸗ 
gen Ansnahmen überall als Unruheſtifter und Aufwiegler paradirten. Das 
Organ der liberal⸗konſervativen Partei — denn auch in Bern exiſtirt die⸗ 
ſer Wechſelbalg, nur ein wenig anders gefärbt als in Zürich, — die 
„Berner Volkszeitung,“ lavirte erſt eine Zeitlang, in dem einen Artikel 
beſchuldigte ſie die Regierung der Unklugheit, der Impietät, dem Volke 
ſeinen alten Glauben nehmen zu wollen, in dem andern gab ſie zu, daß 

Zeller noch auf dem Boden des Chriſtenthums ſtehe, wenn er auch, je 
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nach der Bildungsſtufe der Völker, manches Vergängliche in demſelben 
annehme, wenn auch ſeine Anſichten über ſo manches Kapitel der Bibel 
nicht mit der ſinnlichen Vorſtellungsweiſe des Volkes übereinſtimmen; — 
bald darauf aber glaubte ſie wahrzunehmen, daß wirklich das Mittel zum 
Sturz der Regierung gefunden ſei, und nun trat ſie offen zu der Hetz⸗ 
partei über, fie bedrohte die Regierung, fie babe ſich ſelbſt die Ruthe ges 
bunden, die ſie Gott weiß wohin fegen würde, und warf überhaupt mit 
ganz erſchrecklichen Redensarten um ſich. — Inzwiſchen regten ſich auch 
die Anhänger der Regierung: der Profeſſor Ries, ein ganz gemäßigter 
Mann, vertheidigte in einer Brochüre die Berufung Zeller's mit ſchlagen⸗ 
den Gründen, er nehme die ganze Verantwortlichkeit davon auf ſich, weil 
er es geweſen ſei, der dem abgetretenen Erziehungsrath in Berückſichtigung 
der ausgezeichneten Eigenſchaften Zeller's deſſen Berufung vorgeſchlagen. 
Dieſe Schrift hatte eine Gegenſchrift des Hrn. Baggeſen, Antiſtes der 
berneriſchen Geiſtlichkeit, zur Folge, die etwas gemäßigter war als die 
früher erſchienenen Brochüren. Aber auch die Sektionen des Volksver⸗ 
eines blieben nicht unthätig, ſie traten zuſammen, entwarfen Petitionen an 
den Regierungsrath und den bald zuſammenkommenden Gr. Rath für 
Feſthaltung an dem gefaßten Beſchluß, und ſuchten hauptſächlich das Volk 
über die Abſichten der pietiſtiſch⸗ariſtokratiſch⸗konſervativen Coalition aufs 
zuklären, was ihnen auch in hinreichendem Maaße gelang. 

Die Regierung, wenn ſchon aus verſchiedenartigen Elementen zuſam⸗ 
mengeſetzt, hielt feſt und wacker zuſammen; ſie ertheilte dem Juſtizdi⸗ 
rektor Hrn. Jaggi ausgedehnte Vollmachten für etwa nothwendige Sus⸗ 
penſionen und Unterſuchungen, von denen derſelbe auch ſofort Gebrauch 
machte, indem er fünf Geiſtliche ſuspendirte, und gegen die beiden Ver⸗ 
faſſer der oben genannten 2 Brochüren Unterſuchung anheben ließ, nament⸗ 
lich gegen den Zuchthausprediger von Fellenberg, der am Schluſſe ſeines 
Pamphlets „zu entſchiedenem Auflehnen gegen die Anmaaßung der Re⸗ 
gierung, das Heiligthum anzutaſten, und den Glauben der Kirche. für 
künftige Generationen durch Vergiftung des Lehrſtandes zu untergraben,“ 
auffordert. Endlich erließ noch die Regierung in feſtem, ruhigem Tone 
eine Proklamation an das Volk, die den beſten Eindruck machte. 

So nahte die Sitzung des Gr. Rathes heran, der über die Sache 
entſcheiden ſollte; am 22. März trat derſelbe zuſammen, am 24. wurde 
die Zeller'ſche Angelegenheit behandelt. Die Petitionskommiſſion berichtete, 
es ſeien etwa 2000 Petenten gegen die Berufung des Dr. Zeller einge⸗ 
kommen, ſie trage einſtimmig auf Abweiſung dieſer Petitionen an. 
Wer trat nun für die auf's Aeußerſte gefährdete Religion in die Schran⸗ 
ken? Es war lächerlich anzuſehen: ein winziges Häuflein von Stadtber⸗ 
nern, geweſenen neapolitaniſchen Söldnern, verſchrieenen Rechtsagenten und 
entlaffenen Beamten, Renegaten der frühern liberalen Partei, im Ganzen 
23 gegen 118, welche über obige Petionen zur Tagesordnung ſchritten. 
Damit iſt aber die Angelegenheit noch nicht ganz beendigt, die „Religions⸗ 
gefährler“ bauen auf einen Artikel der Verfaſſung, welcher verordnet, daß 
in den politiſchen Verſammlungen über Bleiben oder Erneuerung des Gr. 
Rathes abgeſtimmt werden ſoll, ſobald 8000 Bürger dieſe Abſtimmung 
verlangen. Zu dieſem Ende haben ſie die Rede des Alt⸗Landammanns 
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Blöſch — Haupt ber Liberal⸗Conſervativen in Bern — im Gr. Rath in 
Tauſenden von Exemplaren drucken und als Feuerbrand unter das Volk 
werfen laſſen, worauf der Gr. Rath beſchloß, die Verhandlungen über die⸗ 
ſen Gegenſtand vollſtändig dem Drucke zu übergeben, und ſo jener einſei⸗ 
tigen Rede entgegenzuwirken. Wir glauben nicht, daß ernſtliche Gefahr 
für die Regierung vorhanden iſt; nur bleibe ſie einig und feſt, und hüte 
ſich ganz beſonders vor Conceſſionen. Als vor einigen Tagen 
ein liberales Blatt des Gerüchtes erwähnte, die Regierung wolle den 
orthodoxen Pfarrer Wyß zu Bümplitz für praktiſche Theologie an die Uni⸗ 
verſität berufen, und eine Amneſtie über das in dieſer Angelegenheit Vor⸗ 
gefallene ertheilen: da hätte man ſehen ſollen, mit welchem Hohn die kon⸗ 
ſervativen Blätter ein ſolches Entgegenkommen als Akt der Schwäche und 
des Schlotterns bezeichneten; und in der That, wir wüßten ſelbſt keinen 
beſſern Ausdruck dafür; hoffen wir daher, daß die Regierung nicht von 
ihrer Bahn abirre, daß ſie die Zügel des Regiments feſt in den Händen 
behalte, und ſich Zürich vom Jahre 1839 zur Warnung dienen laſſen, wo 
man von Conceſſion zu Conceſſion ſchritt, bis zuletzt nichts mehr zu cons 
cediren war. — 5 
* * 


(Dresden, im April.) Aus allen Theilen des Landes gehen die 
traurigſten Berichte über die ſtets wachſende Noth ein; die Privatwohlthä⸗ 
tigkeit hat allenthalben ihre Kräfte aufgeboten, aber ſie iſt kaum noch im 
Stande den Mangel zu mildern, und die Regierung hat deshalb an die 
betreffenden Behörden Unterſtützungsgelder abgeſchickt. Selbſt hier, wo noch 
Mittel aller Art vorhanden ſind, wo Waare von allen Seiten herbeigeſchafft 
worden, wird der Arbeiter und noch mehr der kleine Handwerker, der auf 
keine öffentliche Unterſtützung zu rechnen hat, von der Höhe der Getreide⸗ 
preiſe faſt erdrückt. Arbeitsaufträge ruhen oder gehen nur zur höchſten 
Noth ein, und wohl dann dem Gewerbsmann, wenn er ein Drittheil ſei⸗ 
ner Forderung ausgezahlt erhält, nicht Alles zu Buch bringen muß. Wir 
haben hier etwa 1600 Schneider⸗ und Schuſtermeiſter, von denen 660 
ohne Geſellen, viele ſelbſt als Geſellen für die Magazine arbeiten. Von 
dieſen 660 zahlen 230 den bereits um / égeminderten Gewerbſteuerſatz 
mit 24 Ngr., die Uebrigen konnten nicht einmal zu dieſer Höhe belegt 
werden, fie zahlen von 20—5 Ngr. herab und beſtätigen die Wahrheit, 
daß der gewerbliche Mittelſtand immer mehr im Sinken begriffen iſt. Dem 
notorifch Armen dagegen ſprang die Mildthätigkeit bei. Der hieſige Hülfs⸗ 
verein, der mit Neujahr ſeine Thätigkeit entwickelt, hat vom 1. Januar 
bis 10. April 348,956 Brotmarken & 5 Pf. vertheilt, zu denen noch 
1600 als Geſchenk eines hieſigen Bäckers kamen; aber ſeine Kaſſe war 
auch zu Anfang dieſes Monats bis auf einige hundert Thaler erſchöpft, 
ſo daß die Stadverordneten ihm 1000 Thlr. Zuſchuß bewilligten. Die 
gehofften Getreidezufuhren aus Amerika und Rußland find bisher noch 
ausgeblieben, und da dieß anderwärts auch der Fall iſt, viele Grundbe⸗ 
ſitzer aber, die allgemeine Noth in ihrem Intereſſe ausbeutend, ihre Vor⸗ 
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räthe noch zurückhalten, fo tft an ein Herabgehen der Getreidepreiſe nicht 
ſobald zu denken, wenn nicht die Regierung mit kräftigen Maaßregeln auf⸗ 
tritt. Früher beſtanden in Sachſen bei Theuerungen ſogenannte Reviſio⸗ 
nen, d. h. eine Kommiſſion unterſuchte die Vorräthe der Grundeigenthü— 
mer, und wo ſie einen Kornwucherer entdeckte, ſo war er genöthigt, ſein 
Getreide um den jedesmaligen Marktpreis zu verkaufen. Jetzt nennt man 
dieß Eingriff ins Privateigenthum, Beeinträchtigung des Erwerbs; die 
Speculation muß geſchützt werden, es giebt alſo keinen Wucher mehr. 
Dieſe Höhe der Preiſe, während die hieſige Bäckertaxe eine hohe iſt, hat 
denn auch von den 105 hieſigen Bäckern bereits 30 außer Stand geſetzt 
fortzubacken, ſie beziehen nur noch Waare von ihren reicheren Mitmeiſtern 
und liefern ſie ihren ſtehenden Kunden, ſie ſind bloße Mittelsperſonen ge⸗ 
worden. Dieſe Taxe, welche den Bäcker zwang, wohlfeiler zu verbacken 
als er einkaufte und ihn ſomit zu bedeutenden perſönlichen Verluſten ver⸗ 
pflichtete, ohne daß der Rath etwas auf die Gegenvorſtellungen gab und 
nur bat, man möge jetzt Alles ertragen, bis dem Uebel in günſtigerer Zeit 
abgeholfen werden könne, dieſe Taxe fiel gleichwohl von Neujahr an unaus⸗ 
geſetzt und führte neue Uebelſtände, ſelbſt abgeſehen von der größeren Noth, 
herbei. Jedesmal nämlich, wenn eine ſolche Herabſetzung des Brotgewich⸗ 
tes in Ausſicht ſtand, und das hausbackne 1 Ngr. Brod iſt gefallen von 
31 Loth 1 Dich. bis auf 28 Loth 2 Otch., erſchienen die Landbäcker ent⸗ 
weder gar nicht oder nur mit geringen Vorräthen, während jede Haushal⸗ 
tung noch einigermaßen ſich zum höheren Tax verſorgen wollte; bei den 
Stadtbäckern war Alles verkauft, und ſo war regelmäßig an ſolchen Tagen 
trotz des gebotenen Geldes kein Brod zu erlangen, während Weißbrod und 
Kuchen in Menge vorhanden war. Faſt iſt die Prinzeſſin Lamballe ent⸗ 
ſchuldigt, bei der reichen Waizenernte iſt Kuchen im Verhältniß wohlfeiler 
als Schwarzbrod. Ein paar Krawalle an Bäckerläden waren die Folgen 
dieſer Zuſtände, der Rath war rathlos, bis endlich jetzt die Militärverwal⸗ 
tung täglich 2000 Pf. Kommisbrod, 3 Pf. à 3 Ngr. 8 Pfg. für Jeder⸗ 
mann liefert und auf Anordnung der Behörde die Bäckertaxe verſuchsweiſe 
bis auf Weiteres aufgehoben iſt. Jeder Bäcker ſchafft nun nach Kräften 
und ſtellt Preiſe, wie er will, derjenige, der das beſte Brod zum billigſten 
Preiſe geliefert hat, wird am 8. Tage öffentlich bekannt gemacht, eine Maß⸗ 
regel, die freilich Brod ſchafft, aber in Kurzem die Zahl von Bäckern ver⸗ 
ringern wird. Natürlich hat man auch viel an Brodſurrogate gedacht, 
und eines ſolchen will ich hier noch erwähnen. Der Stadtverordnete Jor⸗ 
dan empfahl Brod mit ſtarker Zumiſchung von Bierträbern, dieſem geiſt⸗ 
loſen Phlegma, das kaum das Vieh annehmen mag. Der Arbeiter ver⸗ 
langt ein kräftiges Brod, nicht aber das des Hrn. Jordan, das ihn nur 
unfähig zum Erwerb machen, wohl gar ins Krankenhaus bringen müßte. 
Dazu iſt die Höhe der Getreidepreiſe nicht blos auf die Steigerung der 
Bierpreiſe von Einfluß geweſen, ſelbſt die Actiengeſellſchaft auf dem Wald⸗ 
ſchlößchen hat es nicht verſchmäht, trotz ihrer Vorräthe, das gegenwärtige 
Gebräude vom vorigen Winter theurer auszuſchenken, nein auch die Colo⸗ 
nialwaaren ſind in die Höhe gegangen, und der Reis hat bei uns noch 
immer den hohen Einfuhrzoll, während es in andern Staaten möglich war, 
ihn auf die Dauer der Noth zu ſuspendiren. 
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Während fo Alles dringend einer Umgeſtaltung entgegenhofft, einer 
Verbeſſerung, die in die Tiefe, an die Wurzel geht, die Quelle des Uebels 
verſtopft, ſcheut ſich der Oberappellationsrath v. Criegern, Mitglied der 
erſten Kammer nicht, die banale Redensart wiederzukäuen, daß die Preſſe 
an der Noth ſchuld ſei. Hören wir ihn ſelbſt (S. 98.). „Einen Gegen⸗ 
ſtand, der mir mit dem Gegenſtande in engem Zuſammenhange zu ſtehen 
ſcheint, will ich noch berühren. Ich meine gewiſſe Erzeugniſſe der Preſſe. 
M. HH. wer könnte läugnen wollen, daß auch bei uns die Preſſe nicht 
ſelten dazu benutzt wird, um Unzufriedenheit bei der großen Maſſe der Be⸗ 
völkerung zu erregen? Wer wollte verkennen, daß, wenn es gelänge, dieß 
Ziel zu erreichen, die Frucht davon ſein würde, daß die Verarmung in 
einem immer drohenderen Verhältniſſe ſteigen müßte? Unzufriedenheit führt 
zur Muthloſigkeit, dieſe zur Trägheit. Wehe aber der Nation, wo die 
Unbemittelten ſich der Verblendung hingeben, daß die Urſache der Verar⸗ 
mung blos in der Außenwelt zu ſuchen ſei und nicht das ſicherſte Mittel 
dagegen in ihrer eignen Thätigkeit zu ſuchen ſei.“ Nachdem er nun die 
„unpraktiſchen“ ſocialen Theorien verworfen hat, fügt er mit tiefer Sach⸗ 
kenntniß hinzu: „ſie predigten unverhohlen den Umſturz des Beſtehenden“ 
und hofft endlich, „da Präventivmaßregeln ſich als ungenügend gezeigt ha⸗ 
ben, auf kräftigere Mittel im Wege der Preßgeſetzgebung.“ Nun wir ken⸗ 
nen alſo die Quelle der Noth, das iſt immer ein Gewinn, was will da⸗ 
gegen Liebigs Entdeckung eines künſtlichen Düngemittels ſagen! Schlagt 
die mißliebige Preſſe todt und der Samen wird hundertfältige Frucht tra⸗ 
gen, ausgeſogene Felder werden ſich mit neuem Humus überziehen und von 
ſelbſt, wie im goldenen Zeitalter, wird die Erde Alles hervorbringen. Was 
haben nur die Chemiker gedacht, ſo viele Bücher über die Kartoffelfäule zu 
ſchreiben und doch noch nichts darüber feſtzuſtellen, wie konnte ihnen der 
„enge Zuſammenhang“ dieſer leidigen Krankheit mit der ſchlechten Preſſe 
entgehen! Liebig von einem Laien, vom Herrn Oberappellationsrathe v. 
Criegern in Schatten geſtellt! Seit die iriſchen Bauern die ſchauderhaf⸗ 
ten Berichte der Blätter über die Noth leſen und die Forderungen zur 
Abhülfe kennen, ſchmecken ihnen die Kartoffeln nicht mehr, fie verhungern 
lieber aus Trotz, als daß ſie davon genöſſen, die Vorräthe eines Blicks 
würdigten, die man ihnen — ſchenkt. Es iſt unverantwortlich. Und die 
ſchleſiſchen Weber, auch ſie legen die Hände in den Schooß, ſeit ihnen 
„geholfen werden ſoll und muß.“ Wie mag ſich Herr v. Criegern gefreut 
haben, als er bei Lampenſchein dieſen Satz ausarbeitete, denn er iſt nicht 
etwa im Feuer der Rede aus ſeinem Kopfe geſprungen, o nein, ſeine Re⸗ 
den ſind ſtets ſorgſam überdacht und werden aus der Abſchrift vorgetragen. 
Doch genug von ihm! 5 

So viel auch in den Kammern über Truckſyſtem und Uebervorthei⸗ 
lung der Eiſenbahnarbeiter durch die Schachtmeiſter geſprochen und letztere 
gewöhnlich in Abrede geſtellt worden iſt, ich kann Ihnen einen Fall dieſer 
Art vollkommen verbürgen. Am Abend vor Oſtern wurden in einem Gaſt⸗ 
hofe vor Löbau etwa 70 Arbeiter der ſächſ. ſchleſ. Bahn ausgelohnt und 
jedem waren 4 Ngr. für 1 Kanne Branntwein in Rechnung gebracht, 
ohne daß die Leute dazu, gewiſſermaßen als Einkaufspreis in den Schacht 
ihre Zuſtimmung gegeben hatte. Jetzt erhoben ſich einige Stimmen gegen 
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den Schachtmeifter und forderten ihren unverkürzten Lohn von 14 Tagen, 
mit Abzug der Gläſer Schnaps, die ſie wirklich etwa von jener dictirten 
Kanne getrunken hätten. Der Schachtmeiſter war aber des Erfolges ger 
wiß, mit dem Scckel raſſelnd, fragte er drohend die Arbeiter, ob ſie Lohn 
haben wollten, wenn nicht, ſo möchten ſie nach den Feiertagen wieder⸗ 
kommen. Wohl waren einige entſchloſſen, ohne Geld abzuziehen, aber na⸗ 
türlich die Mehrzahl ſiegte, 14 Tage Lohn und die Feiertage, wo die Fa⸗ 
milie auf den heimkehrenden Vater und den Sack mit Lebensmitteln ſehn⸗ 
ſüchtig wartet, die Wahl war nicht zweifelhaft, der Schachtmeiſter hatte 
richtig gerechnet. Außerdem erfolgte dieſe Zahlung erſt ſpät Abends, in 
der achten Stunde, wo Lebensmittel nur mit Mühe noch zu erlangen wa⸗ 
ren und nur durch Zwiſchenhändler, alſo mit doppeltem Verluſt der Ar- 
beiter. Und ſo mag dieſe Ausbeutung, wider Wiſſen des Directoriums, 
auch anderwärts ſtatt finden. Warum beſchweren ſich die Leute nicht, 
meinte ein ſcharfblickender Abgeordneter. 


(Leipzig.) — Der ſtatiſtiſche Verein in Berlin hat das erſte Heft 
der ſchon im Oktober v. J. projektirten „Zeitſchrift des Vereins der deut⸗ 
ſchen Statiſtik“ unter v. Reden's Redaktion herausgegeben. Das Unter⸗ 
nehmen gehört zu den wichtigſten und verdient von allen Seiten unterſtützt 
zu werden. Von 38 Regierungen haben acht dem Verein ihre Theil⸗ 
nahme, eine einzige nur hat Geldhülfe zugeſagt, während Eine Re⸗ 
gierung eine „Veranlaſſung zur Theilnahme oder Mitwirkung für die 
Staatsregierung nicht vorhanden“ glaubte. Trotz dieſer trüben Erfah⸗ 
rungen hat ſich v. Reden nicht abſchrecken laſſen, weil er die Ueberzeugung 
hegt, daß Urſachen, Beſchaffenheit und Heilmittel vieler Wunden unſeres 
deutſchen Vaterlandes nur an der Hand der Statiftif zu erkennen ſeien. 
Der Verein hat ſeine geſammte Thätigkeit für jetzt „der Sammlung von 
Materialien zu einer Bundesſtatiſtik und der Sammlung von Detail⸗Nach⸗ 
richten über die Lage der handarbeitenden Volksklaſſen“ zuzuwenden. In 
der befriedigenden Löſung dieſer Aufgabe beruhe die Zukunft des Vereins. 
Sowohl die Sammlung jener zu einer Bundesſtatiſtik, als zu einer Aen⸗ 
derung der Verhältniſſe der Volksklaſſen erforderlichen Nachrichten ſoll ſelbſt⸗ 
redend allenthalben nach gleichem Syſteme geſchehen. Der Gemeinſinn 
und die Heimathsliebe der Deutſchen reichte freilich nicht aus, um die ge⸗ 
ringen Koſten einer fo nüplichen Zeitſchrift zu decken, aber es ſteht auch 
mit v. Reden zu erwarten, daß die Männer, welche ihre Muße und ihr 
Wiſſen dem Vereine für deutſche Statiſtik widmen, nicht in die traurige 
Nothwendigkeit gerathen, ſich ihres Vaterlandes zu ſchämen! — 
Bis zum 1. Februar ſind Zweigvereine aufgetreten in Stettin, Breslau, 
Darmſtadt, Kaſſel, Hamburg, Lübeck, Frankfurt a. M. Bis dahin betrug 
die Zahl der regelmäßigen Korrespondenten des Vereins und der Zeit⸗ 
ſchrift 78, die der beſtellten Exemplare 209. In Dresden exiſtirt ſeit 
1836 ein ſtatiſtiſcher Verein für das Königreich Sachſen, der indeß nur 
Geringes geleiſtet hat und kaum jährlich ſein Stimmchen in ein paar Zah⸗ 
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len hören läßt, — warum hat ſich dieſer nicht dem Verein für deutſche 
Statiſtik angeſchloſſen? Die Herren haben wahrſcheinlich Wichtigeres zu 
thun. Was uns ſpeziell intereſſirt, find die von dem Berliner Verein auf⸗ 
geſtellten Fragen über die Verhältniſſe der arbeitenden Volksklaſſen. Dieſe 
Fragen beziehen ſich namentlich auf Angaben über die Preiſe des Tag⸗ 
lohns in verſchiedenen Gegenden für verſchiedene landwirthſchaftliche, indu⸗ 
ſtrielle oder kommerzielle Arbeiten, nach Geſchlecht und Altersſtufen; An⸗ 
gaben über die Beſtandtheile des Taglohns (Geld, Naturalleiſtungen); 
Angaben über die Zeitdauer einer täglichen Arbeit und über die Zahl der 
jährlichen Arbeitstage; Angaben über den Werth der Nebenbeſchäftigungen 
der Arbeiter und ihrer Familien; Angaben über die Ausgaben der Arbei⸗ 
ter an Staat, Kirche, Schule, Gemeinde; Angaben über die Ausgaben der 
Arbeiter für ihren Haushalt, für Bekleidung, Wohnung ꝛc. ꝛc.; Angaben 
darüber, um wieviel höher der Arbeiter die nothwendigſten Lebensbedürf⸗ 
niſſe bezahlen muß, weil er dieſelben erſt aus der dritten oder vierten 
Hand und nur in ganz kleinen Quantitäten kauft. Obwohl dies nun die 
oberflächlichſten Fragen find, fo find es doch zugleich die zunächſtliegen⸗ 
den. — In der erwähnten Zeitſchrift befinden ſich außer näheren Nach⸗ 
richten über oſtpreußiſche, baieriſche, badiſche und ſächſiſche Zuſtände, theil⸗ 
weis mit Berückſichtigung der herrſchenden Noth geſchrieben, drei wiſſen⸗ 
ſchaftliche Abhandlungen über Hebung der praktiſchen Statiſtik, über ſtati⸗ 
ſtiſche Forſchung, Ordnung und Nutzbarmachung und vom Nutzen der Sta⸗ 
tiſtik für Staat und Volk. Wir wollen hiermit das journaliſtiſche Unter⸗ 
nehmen (das Heft koſtet 22 ½ Ngr.) allen Freunden des ſozialen Fort⸗ 
ſchritts empfohlen haben. 

In unſerem Sachſen nichts Neues in dem alten Schlendrian. Dies 
ſelben Beſtrebungen in der Regierung für Schutz der politiſchen und ſozia⸗ 
len Literatur und für Entwickelung des Volksgeiſtes. Dieſelbe Furcht der 
Liberalen vor konſequenter Durchbildung der freien Prinzipien. Derſelbe 
Mangel an Geld und Umſatz, daſſelbe Stocken der Handelsverhältniſſe, 
dieſelbe Brodtheuerung, dieſelbe materielle und geiſtige Noth unter allen 
Volksklaſſen. Während die Arbeiter von Chemnitz aus gegen die Fabri⸗ 
kanten petitioniren, amuſiren ſich die Politiker an der Lola Montez, an 
Lamartine's Girondiſtengeſchichte und an der neuen Staatsanleihe für die 
baierſche Eiſenbahn. Die Deutſche Allgemeine bringt beruhigende Mittel 
gegen die Unruhe der ganzen Welt, und hat unſer Philiſter dieſes edle 
Blatt geleſen, ſo kann er getroſt ſein ſorgenbelaſtetes Haupt niederlegen. 
Ein Ereigniß aber hat wenigſtens den Leipziger in eine unſichere Stim⸗ 
mung verſetzt: die Ernennung des erſt aus Baiern wegen Orthodoxie bes 
rufenen Profeſſor Harleß zum Stadtprediger. Sie erſehen hieraus, wie 
konſequent die ſächſiſche Regierung nach der kürzlich erlaſſenen Verordnung, 
die übrigens ſchon längſt auch ohne ausdrücklichen Erlaß galt, verfährt, 
wonach mißliebige d. h. nicht lilienreine Subjekte vom Eintritt in den 
Staatsdienſt abgehalten, die Staatsdiener vor allen mißliebigen Ideen ge⸗ 
warnt worden. Der Stadtrath von Leipzig war das Werkzeug, deſſen 
ſich die herrſchende Gewalt bediente, und trotz dem ſofortigen Geſuch der 
Stadtverordneten, ſie fernerhin an der Berathung kirchlicher Angelegenhei⸗ 
ten Theil nehmen zu laſſen, welches einer Proteſtation gegen die Ernen⸗ 
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nung des Profeſſors ſehr ähnlich fieht, wird dieſer Herr das neue Amt in 
aller Demuth antreten, — er hat es nicht ausgeſchlagen! Unſere 
politiſch⸗gebildeten Bürger, die größtentheils lichtfreundlicher Natur ſind, 
finden in dem Prof. Harleß nur einen Stein des Anſtoßes mehr, aber wer 
heißt ihnen Denſelben zu hören? Die alten Weiber und Jungfern dage⸗ 
gen ſind ganz entzückt über den neuen ſo ſüßen und ſanftmüthigen See⸗ 
lenhirten. Die Hauptſache dabei iſt: der Herr Profeſſor bekam bisher für 
feine Dienſte 1500 Thaler Gehalt, und extra 300 Thaler Zu- 
ſchuß — wofür? iſt leicht zu begreifen. Ob ſich dieſes Sümmchen durch 
die Kanzel⸗Wirkſamkeit, welche wenigſtens mehr verſpricht als leere Hör⸗ 
ſäle, nicht vergrößern wird, ſteht kaum zu bezweifeln. So lange man 
überhaupt von Staats- oder Gemeinde wegen Geiſtliche beſoldet, muß ſich 
der „Staatsbürger“ auch alle Folgen gefallen laſſen. 


(Von der Ruhr, 17. April.) Der viel beſprochene §. 151. 
Th. II. Tit. 20. Allg. Landrechts wird, wenn die folgende Interpretation 
die richtige iſt, ſelten oder nie in Anwendung kommen können. Er lautet 
wörtlich: „Wer durch frechen unehrerbietigen Tadel oder Verſpottung der 
Landesgeſetze und Anordnungen im Staate Mißvergnügen und Unzufrie⸗ 
denheit der Bürger gegen die Regierung veranlaßt, der hat Gefängniß⸗ 
oder Feſtungsſtrafe auf 6 Monate bis 2 Jahre verwirkt.“ 

Hier iſt nicht jeder Tadel, ſondern nur der freche unehrerbietige für 
ſtrafbar erklärt. Welche Aeußerungen für frech und unehrerbietig gehalten 
werden müſſen, darüber laſſen ſich keine Vorſchriften geben. Der Richter 
hat hier nur als Geſchworner nach ſeinem Gefühl zu urtheilen, und kann 
keine Gründe angeben, eben ſo wenig, als ein vernünftiger Menſch verſu⸗ 
chen wird, einen andern durch Gründe zu überzeugen, daß er einen Ge⸗ 
genſtand für wohl oder übel riechend, ſchmeckend oder aus ſehend, einen 
Ton für angenehm oder unangenehm lautend, halten müſſe. Im gemeinen 
Leben erfolgt auf ſolche Redensarten gewöhnlich die ſehr richtige Antwort: 
das iſt Geſchmacksſache, worüber ſich nicht ſtreiten läßt. Daſſelbe gilt von 
der Frage, ob eine Aeußerung für Verſpottung zu halten ſei. Hiernach iſt 
es unrichtig, wenn man, wie bei Urtheilen über die Anwendbarkeit des 
§. 151. wohl geſchehen iſt, auf die Definitionen der fraglichen Worte durch 
gelehrte Sprachforſcher Gewicht legt, da der Richter nur ſeinem eigenen 
Gefühl, und nicht der Anſicht anderer, hier zu folgen hat. Wird nun 
aber auch ein frecher unehrerbietiger Tadel, oder eine Verſpottung als 
vorhanden angenommen, ſo wird zur Anwendung des Geſetzes ferner noch 
erfordert, daß dadurch Mißvergnügen und Unzufriedenheit der Bürger 
gegen die Regierung veranlaßt ſei. Veranlaßt iſt nicht gleichbedeutend mit 
beabſichtigt, bezeichnet vielmehr nach dem Sprachgebrauch des gemeinen Le⸗ 
bens, daß der veranlaßte Zuſtand wirklich eingetreten ſei. Fragt man, 
wer hat dies veranlaßt, oder wer hat den und den zu der und der Hand⸗ 
lung veranlaßt, ſo ſetzt man immer voraus, daß der veranlaßte Fall ein⸗ 
getreten iſt. In anderer Beziehung heißt es zwar auch wohl, daß Je⸗ 
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mand Veranlaſſung zu einer doch unterlaſſenen Handlung gehabt hätte, 
hier wäre aber das Wort „Grund“ das richtige, und auf unrichtige auch 
feltener vorkommende Ausdrücke kann es nicht ankommen. Die bier aus⸗ 
geſprochene Anſicht wird auch dadurch beſtätigt, daß der Geſetzgeber in der 
Verordnung vom 18. Oktober 1819 über XVI. Nro. 2. hinſichtlich der 
mit Verletzung der Cenſurvorſchriften gedruckten Schriften, bei deren an ſich 
ſtrafbaren Inhalt die geſetzlichen richterlichen Strafen eintreten ſollen, die 
Erklärung nöthig gefunden hat, daß bei frechem unehrerbietigem Tadel und 
Verſpottung der Geſetze und Anordnungen es nicht blos darauf ankommen 
ſoll, ob Mißvergnügen und Unzufriedenheit veranlaßt worden ſind, daß 
vielmehr die Strafe wegen der Aeußerungen ſelbſt verwirkt ſei. Hier tſt 
alſo offenbar dem Wort „veranlaßt“ der oben angegebene richtige Sinn 
beigelegt. Selbſtredend kann dieſe Deklaration nur für den Fall ange⸗ 
wendet werden, wofür ſie gegeben iſt, alſo bei gedruckten, und zwar ohne 
Beobachtung der Geſetze gedruckten Schriften, nicht aber bei mündlichen 
Aeußerungen. Durch dieſe müſſen die Bürger, alſo wenn nicht alle, doch 
ziemlich viele, und nicht etwa blos ein oder zwei Bürger, unzufrieden und 
mißvergnügt wirklich geworden ſein. Ob dieſe Wirkung durch die Re⸗ 
den des Angeſchuldigten eingetreten iſt, (andere Gründe können zu ſeinem 
Nachtheil nicht in Betracht kommen,) darüber kann doch nur das eigene 
eidliche Zeugniß derer entſcheiden, bei welchen die nachtheilige Wirkung ein⸗ 
getreten ſein ſoll. Nun iſt es aber bekannten Rechtens, daß man Zeugen 
nur über Thatſachen, nicht aber über ihre Meinungen und Geſinnungen 
vernehmen ſoll, am wenigſten, wenn die Veröffentlichung ihrer Anſichten 
ſie bei ihren Behörden in ein nachtheiliges Licht ſtellen würde, da bekannt⸗ 
lich ein guter Preuße unter keiner Bedingung unzufrieden und mißvergnügt 
mit der Regierung ſein ſoll und darf. 

Es iſt nun wohl behauptet, daß die Strafe des §. 151., wenn auch 
die wirkliche Veranlaſſung von Unzufriedenheit und Mißvergnügen nicht 
nachgewieſen ſei, doch wegen Verſuchs (Conats) der Erregung dieſer Stim⸗ 
mung eintreten könne, jedoch natürlich nach der geſetzlichen Beſtimmung 
nicht in der Höhe des für das vollführte Vergehen anwendbaren Straf⸗ 
maaßes. Dieſe Strafe des Verſuchs wird aber ſelten oder nie eintreten 
können. Die bloße Abſicht, Mißvergnügen zu erregen, kann nicht ſtrafbar 
ſein, wenn nicht Handlungen hinzukommen, welche geeignet wären, dieſe 
Abſicht zu verwirklichen, und nicht etwa blos von den Handelnden für 
hierzu paſſend gehalten wurden. Hier iſt das bekannte Beiſpiel anwend⸗ 
bar, daß Jemand durch Gebet den Tod ſeines Feindes bewirken wollte, 
wofür der Beter eben ſo wenig beſtraft werden konnte, als der, welcher 
mit einer blind geladenen Flinte Jemand todtſchießen oder mit einem Trunk 
Waſſer vergiften will. Iſt nun die Rede wirklich gehalten oder die Schrift 
mit Beobachtung der Cenſurgeſetze gedruckt, woraus man die Abſicht herlei⸗ 
ten will, die Bürger unzufrieden und mißvergnügt zu machen, und iſt nicht 
erwieſen, daß dieſe Stimmung durch die Rede oder Schrift wirklich zu 
Stande gebracht ſei, ſo muß man annehmen, daß der Redner oder Schrift⸗ 
ſteller Mittel angewendet habe, durch welche er ſeinen Zweck gar nicht er⸗ 
reichen konnte, für die er alſo nicht ſtrafbar ſein kann. Hierbei iſt zu be⸗ 
merken, daß S. 151. nur auf öffentliche Reden oder in's Publikum vers 
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breitete Schriften anwendbar ſein wird, da man ſo wenig Privatäußerungen 
im engeren Cirkel oder in Privatbriefen, als Eingaben an Behörden, Ver⸗ 
theidigungs⸗ oder Prozeßſchriften, welche letztere höchſtens dem Gegner zu 
Geſicht kommen, die Abſicht unterlegen kann, durch etwa darin enthaltenen 
Tadel oder Spott die Bürger mit den Geſetzen und Anordnungen im 
Staat unzufrieden zu machen. Dieſe Abſicht gehört ebenfalls zur An⸗ 
wendbarkeit des Geſetzes, und da dieſelbe dem Redner oder Schriftſteller 
ſchwerlich nachzuweiſen ſein wird, wenn er ſie nicht etwa freiwillig geſteht, 
würde auch die Strafe des Verſuchs jedenfalls meiſt nur eine außeror⸗ 
dentliche, wegen nicht vollſtändig geführten Beweiſes ſein können. Eine 
geringere Strafe wegen Zuwiderhandels gegen §. 151, weil der Thäter 
ſeinerſeits zur Vollziehung des Verbrechens alles gethan hatte, durch Zu⸗ 
fall aber die zum Weſen der ſtrafbaren Handlung erforderliche Wirkung, 
oder die letzte zur Ausführung des Verbrechens erforderliche Handlung ge⸗ 
hindert, oder die vorläufigen Anſtalten zu der ſtrafbaren Handlung unters 
brochen wurden, wird auch ſchwerlich anwendbar ſein. Wenn auch die 
Schrift vor dem Erſcheinen konfiscirt, oder die Abhaltung der Rede poli⸗ 
zeilich verboten und dabei durch Beſchlagnahme des Concepts oder ſonſt er⸗ 
wieſen wäre, was der Redner ſagen wollte, wer will denn mit juriſtiſcher 
Gewißheit behaupten, daß die Rede oder Schrift, wenn ſie dem Publikum 
kund geworden wäre, Mißvergnügen und Unzufriedenheit der Bürger zur 
Folge gehabt haben würde? Eine ſolche Kenntniß der Stimmung der Bürger 
und der mit Gewißheit zu erwartenden Einwirkung der Rede oder Schrift 
wird ſich kein Richter vernünftiger Weiſe zuſchreiben können, und wie ſol⸗ 
len ſolche Verhältniſſe vollends in den ſchriftlichen oder mündlichen Ver⸗ 
handlungen klar geſtellt werden, auf welche doch der Richter und ſelbſt der 
Geſchworne allein fein Urtheil gründen fol? Die §§. 40 —42., II. All⸗ 
gem. Landrechts werden hiernach keine Strafe begründen können. 

Aus Fahrläſſigkeit (§. 32.) kann wohl keine Zuwiderhandlung gegen 
$. 151. begangen werden, denn die auf ein Verbrechen aus Fahrläſſigkeit 
geſtellte geringere Strafe ſoll dem zuerkannt werden, der zwar des böſen 
Vorſatzes nicht überführt iſt, dem aber, vor oder bei der That, die geſetz⸗ 
widrige Wirkung als eine unmittelbare Folge ſeiner Handlung nicht un⸗ 
bekannt ſein konnte. Hier iſt aber die geſetzwidrige Wirkung grade die 
Entſtehung von Unzufriedenheit und Mißvergnügen, und wer wiſſen mußte, 
daß ſeine Rede oder Schrift dieſe Stimmung bei den Bürgern erwecken 
würde, (nicht blos könnte,) bei dem iſt keine Fahrläſſigkeit, ſondern nur 
ein böſer Vorſatz denkbar, wenn er auch deſſen nicht grade durch formellen 
Beweis überführt iſt. 

Dem Einſender dieſes, welcher im Fall der Unrichtigkeit ſeiner An⸗ 
ſicht um Belehrung bittet, iſt hiernach kein Fall denkbar, in welchem 
$. 151. mit Grund anwendbar wäre. Von andern geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen wegen direkter Aufregung zum Widerſtand gegen die Obrigkeit, 
Aufruhr und Revolution iſt hier nicht die Rede. 
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Weltbegebenheiten. 
April. 


Die Befürchtungen, welche ich ſchon oft in Bezug auf den Preis und 
den Vorrath von Lebensmitteln ausſprach, ſind leider mehr in Erfüllung ge⸗ 
gangen, als die optimiſtiſchen offiziellen und nicht offiziellen Verſicherungen 
und Bekanntmachungen. Die Preiſe haben eine enorme Höhe erreicht; der 
Roggen koſtet pro Scheffel 5 — 6 Thlr., der Centner Kartoffeln 2 Thlr., 
und was das Schlimmſte iſt, auch zu dieſen hohen Preiſen iſt in ſehr 
vielen Gegenden kaum noch etwas zu haben. Alle übrigen Lebensmittel 
ſtehen natürlich verhältnißmäßig in demſelben hohen Preiſe. Im kleinen 
Handverkauf ſtellt ſich die Sache noch ſchlimmer; ſo forderte man auf dem 
Berliner Markte am 21. April für die Metze Kartoffeln 5 — 6 Sgr. 
Dieſe Preiſe konnte der Arme, der kleine Bürger und Handwerker nicht 
erſchwingen. Die Folgen blieben nicht aus. Aus allen Gegenden Nord⸗ 
deutſchlands, aus mehreren Diſtrikten Mitteldeutſchlands werden mehr oder 
minder erhebliche Tumulte gemeldet, ſämmtlich gegen die Fruchthändler 
und Bäcker gerichtet; denn auf dieſe iſt zunächſt das Auge der Nothlei⸗ 
denden gerichtet, ſie gelten ihm, wie unſchuldig ſie vielleicht auch ſein mö⸗ 
gen, für die Urſache der Theuerung und der Noth. In Berlin, Stettin, 
Magdeburg, Halle, Eisleben, Landsberg an der Warthe, Oſterode bei 
Königsberg, Poſen, Breslau, Ulm, Nürnberg, München u. ſ. w. wieder⸗ 
holten ſich dieſelben Szenen, Erſtürmung der Bäckerläden, Mißhandlung 
und Plünderung der Fruchthändler. Faſt überall wurde die Ruhe nur 
durch Militairgewalt hergeſtellt; überall kamen nicht nur viele Verhaftun⸗ 
gen, ſondern auch viele Verwundungen vor, ſowohl auf Seiten der Tu⸗ 
multuanten, als auf Seiten des Militairs. In Berlin wurden nach offi⸗ 
ziellen Berichten einige 70 Soldaten, etwa 8 Offiziere und ebenſo viele 
Gensdarmen mehr oder minder ſchwer verletzt; am 22. April wurden al⸗ 
lein 21 verwundete Dragoner eingebracht. Die Zahl der verwundeten 
Tumultuanten läßt ſich natürlich viel ſchwerer ermitteln, weil dieſe ihre 
Verwundungen wo möglich geheim halten, um nicht vom Gericht in An⸗ 
ſpruch genommen zu werden. Die Aburtheilungen begannen in Berlin 
ſchon am folgenden Tage und ſeither find ſchon mehrfach mehr oder min⸗ 
der ſchwere Körper⸗ und Freiheitsſtrafen über die bei den Tumulten Ver⸗ 
hafteten ausgeſprochen. 

Wenn wir auch nicht verkennen, daß die erſte Urſache aller dieſer 
Aufläufe die Noth, die Verzweiflung über die unerſchwinglichen Preiſe iſt, 
ſo wollen wir doch auch nicht läugnen, daß bei allen, namentlich in Ber⸗ 
lin, eine ganze Menge theils muthwilliger, theils boshafter Exzeſſe mit 
unterliefen; die Gaſſenjugend mit ihren fenſter⸗ und laternenzertrümmern⸗ 
den Heldenthaten iſt nun einmal die unvermeidliche Begleiterin jedes Auf⸗ 
laufes. Aber dieſe Exzeſſe ſchaffen die ſehr ernſte Urſache nicht weg. Wie 
ihr abhelfen? Am ſicherſten unzweifelhaft durch Beſchaffung 
von Lebensmitteln zu billigen Preiſen. Aber wie das? Das 
iſt die Frage. In Berlin ließ der Magiſtrat am Tage nach dem Tumulte 
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die Metze Kartoffeln unter Aufficht von Stadtverordneten zu 2%, Sgr. 
verkaufen, — und kein Menſch dachte mehr an Ruheſtörungen. Aber wird 
die Stadt auf die Dauer im Stande ſein, dieſen Ausfall zu decken? Er 
iſt ſehr bedeutend, da nicht nur an Arme, ſondern an alle Käufer zu die⸗ 
ſem Preiſe verkauft wurde. Wird ſie die Verkäufer vermögen können, 
ebenfalls zu dieſem niedrigeren Preiſe zu verkaufen? Schwerlich; und 
mit der Steigerung der Preiſe ſind leider auch Wiederholungen der frühe⸗ 
ren Szenen zu befürchten. Der König ſoll deßhalb nach einer Korrespon⸗ 
denz der „Kölniſchen Zeitung“ jene Maaßregel des Magiſtrats keineswegs 
beifällig aufgenommen haben, weil das die Tumultuanten ermuntern hieße. 
Die preußiſche Regierung hat ferner die Einfuhr von Reis freigegeben; 
aber die Preiſe ſtiegen, ſobald es den Holländern bekannt wurde; ſie hat 
die Mahlſteuer für die nächſten Monate erlaſſen; aber dieſe Steuer 
ruht haubtſächlich auf dem Weizenmehl, auf Roggenmehl iſt ſie ſo unbe⸗ 
deutend, daß man an den einzelnen Broden den Zuwachs nicht einmal 
merken wird. Die eigentlich Nothleidenden eſſen aber kein Weizenbrod. 
Es wäre vielleicht zweckmäßiger geweſen, ſowohl die Mahlſteuer, als die 
ausgefallenen unterſten Sätze der Klaſſenſteuer weiter zu erheben; in dieſer 
Klaſſe ſtehen meiſtens Dienſtboten, für welche dem Herkommen nach die 
Herrſchaften die Steuern zahlen, ſo daß alſo die Erleichterung nicht den 
Nothleidenden, ſondern den Herrſchaften meiſtens zu Theil wird. Mit 
dieſer Summe im Ganzen hätte man vielleicht auf den Markt influiren 
und ſo beſſer gegen die Noth wirken können, als durch dieſe dem Einzel⸗ 
nen kaum fühlbar werdende Erleichterung. Die preußiſche Regierung hat 
ferner unter Zuſtimmung des Vereinigten Landtages die Ausfuhr von Kar⸗ 
toffeln (von Getreide nicht), und das Brennen von Kartoffeln und Ge— 
treide verboten vom 1. Mai ab. Man verhehlte es ſich nicht in der 
Ständeverſammlung, daß das ein ſehr erheblicher Eingriff in die Gewer⸗ 
befreiheit, in das Eigenthumsrecht ſei. In der That werden die Intereſ⸗ 
ſen Einzelner ſchwer dadurch verletzt. Ein ſächſiſcher ritterſchaftlicher De⸗ 
putirter trug ſogar auf eine itio in partes an, weil die Intereſſen ſeiner 
Standesgenoſſen, deren Wirthſchaft durchaus auf die Brennerei baſirt ſei, 
durch dieſe Maaßregel zu ſehr beeinträchtigt würden. Die itio in partes 
unterblieb haubtſächlich durch das glückliche Impromtu des Landtagskom⸗ 
miſſarius Bodelſchwingh, er könne nur dann eine Verletzung der Standes⸗ 
intereſſen anerkennen, wenn die Herren von der Ritterſchaft ſich mit den 
Branntweinbrennern identificirten. Die Verſammlung erkannte mit über⸗ 
wiegender Majorität an, daß die Einzelnen ſich eine Verletzung ihrer In⸗ 
tereſſen zu Gunſten des Ganzen müßten gefallen laſſen. Aber wird jene 
Maaßregel auch jetzt noch den gewünſchten Einfluß haben, welchen die 
Regierung laut Bodelſchwingh's Erklärung ſelbſt nicht ſehr hoch anſchlägt? 
Ich glaube kaum. Die Ausfuhr der Kartoffeln hörte von ſelbſt auf, weil 
keine Vorräthe mehr da ſind; zudem laſſen ſie ſich jetzt nicht mehr ver⸗ 
ſchicken, weil ſie ſchon keimen. Dem Branntweinkeſſel werden allerdings 
eine Maſſe Kartoffeln entzogen. Aber werden dieſe auf den Markt und 
alſo dem Volke zu gut kommen? Schwerlich; die ganze Landwirthſchaft 
in den ſächſiſchen und östlichen Provinzen beruht auf dem Viehſtande und 
dieſer auf der Brennerei. Der Viehſtand kann nicht mit einmal abge⸗ 
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ſchafft werden und wenn die Oekonomen keine Schlempe (Träber) mehr 
haben, fo find fie eben gezwungen, ihre Kartoffelvorräthe zu verfuttern. 
Ein paar Monat früher würde die Maaßregel wahrſcheinlich einen viel 
bedeutenderen Erfolg gehabt haben. Aehnliche Mittel haben faſt alle deut⸗ 
ſchen Regierungen gegen die Noth ergriffen. ö 

Was haben wir zu erwarten? Werden die Preiſe ſinken und was 
noch wichtiger iſt, werden die Vorräthe ausreichen? Ich fürchte, nein. 
Man ſpricht zwar wieder viel von Zufuhren, die eingetroffen wären oder 
eintreffen würden. Bis jetzt waren ſie aber z. B. in Bremen ſo unbe⸗ 
deutend, daß ſie den Preis durch die plötzliche Nachfrage ſteigerten, ſtatt 
ihn zu drücken. Die ruſſiſchen Häfen, von denen wir am meiſten zu er⸗ 
warten haben, ſind noch nicht vom Eiſe frei. Vor Ende Juni dürfen wir 
ſchwerlich auf irgend erhebliche Zufuhren von dort zählen. Es läßt ſich 
alſo mit ziemlicher Sicherheit annehmen, daß bis dabin die Preiſe eher 
ſteigen, als ſinken werden. Und da unſere Vorräthe faſt aufgezehrt ſind, 
da wir bis jetzt zwar ein fruchtbares, aber keineswegs frühes Jahr ha⸗ 
ben, fo müſſen wir leider befürchten, daß der Mangel an Lebens⸗ 
mitteln in den nächſten Wochen noch drückender hervortreten werde, als 
bisher. So ſteht es wenigſtens in unſerer Gegend; wir wollen wünſchen, 
daß die. Ankäufe, welche die Regierung dem Vernehmen nach in Holland 
und Belgien gemacht hat, einigermaßen unſerem Bedürfniß abhelfen und 
unſere Befürchtungen heben mögen; aber wir wagen es kaum, uns dieſer 
Hoffnung hinzugeben. — 

Preußen. Von der freien Bewegung, welche die Preſſe in der 
Beſprechung der ſtändiſchen Angelegenheiten genießen ſoll, iſt mir eben nicht 
viel bemerklich geworden. Eine Beſprechung der Thronrede, eine Zuſam⸗ 
menſtellung der Adreßdebatten bin ich vorläufig nicht im Stande, den 
Leſern mitzutheilen, aus Gründen, die ein Jeder leicht errathen wird; 
vielleicht iſt es ſpäterhin möglich, vielleicht auch nicht. Wir wollen alſo 
vorläufig den Gang der Verhandlungen des Vereinigten Landtages nur 
kurz beleuchten. Nach der Thronrede, deren ſich unſere Leſer gewiß noch 
ſehr genau erinnern, beſchloſſen die Stände, eine Adreſſe an den König 
zu erlaſſen. Hr. v. Beckerath redigirte ſie. Die Stände dankten nach ſei⸗ 
nem Entwurf für die verliehene Erweiterung der ſtändiſchen Verfaſſung, 
erklärten aber, daß die durch die früheren Geſetze, namentlich vom 17. Ja⸗ 
nuar 1820, verheißenen ſtändiſchen Rechte durch das Patent vom 3. Fe⸗ 
bruar nicht erfüllt würden, daß fie alſo eine Verwahrung dieſer fpezifizirt 
angeführten Rechte einlegen müßten. Dieſer Entwurf wurde nick! ange⸗ 
nommen. Das Amendement des Hrn. v. Arnim, welches jede Verwah⸗ 
rung ausmerzen und nur das Vertrauen ausſprechen ſollte, daß der 
König, wenn er ſich von den behaubteten Widerſprüchen der Patente und 
der früheren Geſetze überzeugte, ihnen abhelfen würde, fiel ebenfalls durch. 
Angenommen wurde ein Amendement des Hrn. v. Auerswald, welches 
zwar den ganzen Arnim'ſchen Paſſus mit aufnahm, aber doch auch den 
die Verwahrung im Allgemeinen ausſprechenden Satz ſtehen ließ und nur 
die Speziftzirung der vermeintlich verletzten Rechte ſtrich. Die Antwort 
des Königs auf dieſe Adreſſe lehnte die Verwahrung ab und erklärte die 
Patente vom 3. Februar für den einzig gültigen Rechtsboden, auf dem ſich 
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die Verſammlung zu bewegen hätte; dieſe Patente feien in ihren Grund⸗ 
lagen unerſchütterlich, aber nicht abgeſchloſſen, ſondern vielmehr bildungs⸗ 
fähig. Der König verſpricht, den Vereinigten Landtag in 4 Jahren wie⸗ 
der zu berufen, ohne ſich aber für immer an die vierjährige Friſt zu binden. 
Gegen dieſe Antwort iſt nun (laut Nachrichten der Köln. und Trier. Ztg.) 
vor der Oppoſition abermals ein Proteſt eingereicht, in welchem die aus 
den früheren Geſetzen hergeleiteten ſtändiſchen Rechte (namentlich unver⸗ 
kürztes Recht, die Anleihen zu bewilligen, jährliche Einberufung des Land⸗ 
tages) ſpezifizirt aufgeführt werden. Dieſer Proteſt, der in Form eines 
Antrages dem Marſchall eingereicht wurde, damit er zur Diskuſſion ge⸗ 
bracht werde, zählt 137 Unterſchriften. Man hält es nicht für unmöglich, 
daß er die Majorität in der Plenarverſammlung gewinne, wenngleich der 
Landtagskommiſſar v. Bodelſchwingh für dieſen Fall die Auflöſung des 
Landtages in Ausſicht geſtellt haben ſoll. Natürlich werden dieſe Prote⸗ 
ſtirenden ſich auch der Wahlen zu den ſtändiſchen Centralaus ſchüſſen, zu 
der Staatsſchulden⸗Deputation enthalten, weil grade die durch das Patent 
vom 3. Febr. dieſen Korporationen ertheilten Rechte mit den aus den frü⸗ 
heren Geſetzen abgeleiteten Rechten der ganzen ſtändiſchen Verſammlung 
kollidiren. Wann der Antrag zur Diskuſſion kommt, liegt nach der Ge⸗ 
ſchäftsordnung in der Hand des Marſchalls. Der Proteſt iſt deßhalb ſo 
wichtig, weil er die Frage zur Entſcheidung bringt, ob die Verſammlung 
die früher verheißene reichsſtändiſche iſt oder bloß eine Verſammlung 
der einzelnen Provinziallandtage. Iſt ſie nicht eine reichsſtändiſche, 
ſo würde, wie Pariſer Bankfürſten der „Berl. Zeitungshalle“ zufolge mei⸗ 
nen, eine Anleihe ſchwierig ſein, weil vielleicht die etwa ſpäter einberufe⸗ 
nen wirklichen Reichsſtände, die nach dem Geſetz vom 17. Jan. 1820 
allein Anleihen bewilligen können, die Bewilligung der gegenwärtigen Ver⸗ 
ſammlung annulliren könnten. Mehrere der bisher am meiſten hervortre⸗ 
tenden Redner der Oppoſition, die Hrn. v. Auerswald, Camphauſen, v. 
Beckerath haben übrigens ihre Unterſchrift verweigert. Ihr Einfluß hat 
ſich auch ſehr vermindert; von eigentlichen Führern, wie in anderen Par⸗ 
lamenten mit entſchieden ausgebildeten Parteien, iſt überhaubt noch nicht 
die Rede; die ſich bisher als Führer gerirenden Deputirten haben ſich auch 
nicht entſchieden genug gezeigt und würden wahrſcheinlich verdrängt werden. 
Ueberhaubt treten in unſerer demokratiſchen, den Autoritäten feindlichen 
Zeit die Maſſen immer mehr handelnd in den Vordergrund und drängen 
die einzelnen Perſonen zurück. 

Von den ſpäteren Verhandlungen hob ich ſchon in der Einleitung die 
über den Nothſtand hervor. Ziemlich unerheblich waren die über die Ver⸗ 
theilung der vom Könige als Geſchenk überwieſenen 2,500,000 Thlr.; ſie 
ſollen zur Errichtung von Provinzial⸗Hülfskaſſen verwandt werden. Er⸗ 
wähnen muß ich dabei des unpaſſenden und unbegründeten Antrages des 
weſtphäliſchen Ritterſchafts⸗Deputirten von Vinke auf eine itio in partes, 
weil er Weſtphalen bei der Vertheilung dieſer Summe für benachtheiligt 
hielt. Der Antrag ſiel in der Provinz ſelbſt durch; man hob es mit 
Recht hervor, wie ſehr man ſich vor einer ſolchen provinzialen Trennung 
hüten müſſe, da man erſt eben ein Centralorgan für das Land erhalten 
habe. — Ein Antrag des Abg. Mohr von Trier, der mir ſehr wichtig er⸗ 
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ſcheint, wie ich ſchon im vorigen Hefte andeutete, daß nämlich die Abge⸗ 
ordneten nicht nach den Provinzen getrennt ſitzen, ſondern ſich ihre Plätze 
je nach ihren Meinungen und Neigungen wählen möchten, fand keine Un⸗ 
terſtützung, wurde fogar unbegreiflicher Weiſe mit Gelächter aufgenommen; 
freilich iſt aus dem Protokoll nicht zu erſehen, ob dieſe auffallende Heiter⸗ 
keit der hohen Verſammlung dem Inhalte des Antrages galt, oder der 
Art, wie er vorgetragen wurde. Mancher Vortrag, der gedruckt ſehr be⸗ 
deutend ausſieht, iſt in der Verſammlung ſpurlos vorüber gegangen, weil 
es dem Redner an rhetoriſchem Talent gebrach. Mancher andere, der ge⸗ 
druckt ſich als eine Sammlung inhaltsloſer Phraſen erweiſ't, hat in der 
Sitzung durch perſönliche Eigenſchaften des Redners Eindruck gemacht. 
Beiſpiele ſind die Reden des Hrn. Meviſſen und des Hrn. v. Arnim bei 
der Adreßdebatte. 

Für jetzt beräth die Kammer das Beſcholtenheitsgeſetz; wer für be⸗ 
ſcholten erklärt wird, kann keine politiſche Rechte ausüben, nicht wählen, 
nicht gewählt werden. Die einzelnen Beſtimmungen ſind alſo ſehr wich⸗ 
tig; es iſt gefährlich, ſie zu weit auszudehnen, weil man doch nur aus 
ſehr gewichtigen Gründen Jemanden für politiſch todt erklären darf. Die 
Debatte iſt weitſchweifig, weil in der vorberathenden Abtheilung, welche 
der Marſchall ernennt, ſtatt daß ſie ſonſt die Kammern wählen, die Op⸗ 
poſition gar nicht vertreten war. So geht das Gutachten der Abtheilung 
weiter, als der Vorſchlag der Regierung; es will z. B. nur den für un⸗ 
beſcholten erachten, für den ſich / der Verſammlung erklären, während 
ſonſt umgekehrt / Stimmen erforderlich waren, um Jemanden für bes 
ſcholten zu erklären. Das Amendement Meviſſen, die Beſcholtenheit von 
einer rechtskräftigen Verurtheilung durch das Criminalgericht zu einer ent⸗ 
ehrenden Strafe und von dem Ausſpruch der Stände abhängig zu machen, 
iſt von der Verſammlung abgelehnt. Ebenſo wurde das Amendement 
Camphauſen abgelehnt: Beſcholten iſt derjenige, der wegen nicht poli⸗ 
tiſcher Vergehen (bei politiſchen Vergehen ſoll die Verſammlung über 
die Beſcholtenheit entſcheiden) zum Verluſt der Ehrenrechte rechtskräftig 
verurtheilt iſt. Ich glaube aber nicht, daß die Vermuthung des Abg. 
Graf Meerveldt, Landrath zu Beckum, man wolle Hochverräthern Zutritt 
zu der Verſammlung ſchaffen, dieſes Reſultat herbeigeführt hat. Dagegen 
iſt auch trotz der Anſtrengungen des Kriegsminiſters von Boyen und des 
Landtagskommiſſars v. Bodelſchwingh der Paragraph, welcher auch dieje⸗ 
nigen für beſcholten erklärt, die durch ein militairiſches Ehrengericht aus 
dem Offizierſtande entfernt oder aus dem Dienſte entlaſſen ſind, mit einer 
Majorität von 60 Stimmen abgelehnt; da aber nicht / Stimmen den 
Paragraphen ablehnten, ſo wird auch die Anſicht der Minorität zur Kennt⸗ 
niß des Königs gebracht. Es iſt in der That nicht abzuſehen, wie man 
die beſonderen Anſichten von Ehre, welche der in ſich abgeſchloſſene Mili⸗ 
tairſtand für nöthig hält, wie man gar die Qualifikation für dieſen beſon⸗ 
deren Stand als maaßgebend für die bürgerliche, für die Mannesehre, für 
die Ausübung politiſcher Rechte machen will. Um ein nahe liegendes Bei⸗ 
ſpiel anzuführen, ſo würde der aus dem Dienſt entlaſſene Lieutenant An⸗ 
neke nach dem Gutachten der Kommiſſion beſcholten ſein, obgleich ihm das 
Urtheil ſelbſt das Zeugniß der Ehrenhaftigkeit und der guten fittlichen 
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Führung gibt. Auf der anderen Seite kann Jemand aus dem Dienſt ent: 
laſſen werden, wenn er nachläſſig iſt oder das Exereitium nicht verſteht, 
während er trotz dieſer Mängel noch immer eine Zierde ſtändiſcher Ver⸗ 
ſammlungen fein kann. Meiner Anſicht nach könnte das ganze Geſetz 
füglich entbehrt werden. Prinzipaliter müßte man den Wählern die 
Entſcheidung überlaſſen, ob ſie Jemanden für ehrenhaft genug halten, um 
ſie zu vertreten. Die nächſte Umgebung kann am Beſten über den Cha⸗ 
rakter, über die Motive ſelbſt geſetzlich geſtrafter Handlungen entſcheiden. 
Auch Verurtheilte, ſelbſt zu Zuchthaus Verurtheilte gelten ihren Mitbürgern 
zuweilen für makellos und ehrenhaft, wie das die Wahl des Kaufmann 
Krackrügge zu Erfurt zum Stadtverordneten beweiſ't, obwohl er wegen Bes 
leidigung des Regierungsrath Ehrenberg durch die Schrift „Maria Haus 
ſer“ zu Zuchthausſtrafe (weil Ehrenberg adlich iſt) verurtheilt wurde. Die 
ſtändiſche Verſammlung iſt nicht ihretwegen da, ſondern der Wähler 
wegen; ſie braucht es nicht zu verantworten, wenn ein ihr nicht ganz 
genehmes Mitglied in ihr Platz nimmt. Die Verſammlung ſollte nur 
über die Integrität der Wahlen zu wachen haben, zu unterſuchen, ob Be⸗ 
ſtechungen oder ſonſtige Ungeſetzlichkeiten dabei vorgefallen ſind. Man 
könnte ihr nur das Recht zugeſtehen, über ehrenrührige Handlungen eines 
Deputirten nach der Wahl, wo die Kontrole der Wähler unmöglich iſt, 
zu richten resp. die Ausſchließung zu erkennen. Und auch dann würden 
wir es noch für zweckmäßiger halten, wenn die Verſammlung als Jury 
rein nach ſubjektiver Ueberzeugung ihren Spruch fällte; nicht die Hand⸗ 
lung, ſondern das Motiv der Handlung gibt häufig erſt den rich⸗ 
tigen Standpunkt für die Beurtheilung und ſo etwas läßt ſich eben nicht 
unter kriminaliſtiſche Kolonnen rubriziren. — 

Beiläufig wurde bei dieſer Debatte auch die Angelegenheit des Gra⸗ 
fen Reichenbach, erwählten Deputirten der Ritterſchaft von Brieg und Op⸗ 
peln, zur Sprache gebracht. Die Regierung hatte nämlich ſeine Wahl 
nicht beſtätigt, ſondern eine neue angeordnet, weil er wegen Verbreitung 
eines verbotenen Buches zur Criminalunterſuchung gezogen war. Er hatte 
ſich deßhalb beſchwerend an die Kammer gewandt und energiſch feine 
Einberufung verlangt, weil ihn ſeine Wähler und der Kreistag trotz 
dir Unterſuchung für unbeſcholten erklärten. Der Marſchall verſprach 
die bereits einer Abtheilung vorliegende Sache möglichſt zu beſchleunigen. 
Die Frage, ob die Verſammlung geſetzlich richtig konſtituirt ſei, ſollte aller⸗ 
dings die erſte ſein, die man erledigte. Daß Kirchengebete für eine ge⸗ 
deihliche Wirkſamkeit des Vereinigten Landtages angeordnet ſind, habe ich, 
glaube ich, ſchon früher gemeldet. — 

ö Kurz vor der Eröffnung des Landtages wurden verſchiedene nicht un⸗ 
wichtige Geſetze erlaſſen, welche nach der Verordnung über die Bildung der 
Provinzialſtände erſt dieſen zur Berathung hätten vorgelegt werden müſſen. 
Dahin gehört die Errichtung von Handelsgerichten in den alten Provinzen, 
die Ernennung einer aus dem Präſidenten des Staatsrathes und 9 Staats⸗ 
räthen (4 Juriſten, 5 Adminiſtrativbeamte) beſtehenden Kommiſſion zur 
Schlichtung der Kompetenzkonflikte zwiſchen Gerichten und Verwaltungsbe⸗ 
hörden. Ferner die Verordnung über neue Religionsgeſellſchaften, welche 
eigentlich nur die Beſtimmungen des Landrechts enthält. Nur ſind Civil⸗ 
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ſtandsregiſter eingeführt; Diffidenten find nicht mehr verpflichtet, ſich vom 
Pfarrer einer der anerkannten Konfeſſionen taufen oder trauen zu laſſen; 
der Akt hat bürgerliche Gültigkeit, wenn ſie beim Gericht die Anzeige ma⸗ 
chen. Auch ſollen Beamte, die ſich etwa einer noch nicht geduldeten Sekte 
anſchließen, darum nicht ohne Weiteres ihre Aemter und Würden verlieren 
müffen, ſoweit nicht das Amt durch eine beſtimmte Konfeſſion bedingt 
iſt, wie bei den Schullehrern. Wir ſehen nicht recht ein, warum das Lehr⸗ 
amt durch die Konfeſſion bedingt ſein muß; iſt der Lehrer ſonſt gut, ſo 
kann man ſchlimmſten Falls den Religionsunterricht bis zur Konfirmation 
hinausſchieben, wo er Sache des Pfarrers iſt. Uebrigens iſt das Geſetz 
noch immer beengend genug und verſchiedener Auslegung fähig, ſo daß die 
beim Landtage eingebrachten Petitionen um ſtaatsrechtliche Gleichſtellung 
aller Konfeffionen keineswegs durch dasſelbe erledigt werden. In Poſen 
ſind noch jetzt wieder durch Min. Reſkr. die jüdiſchen Stadtverordneten 
für unfähig erklärt, an den ſtändiſchen Wahlen theilzunehmen, obgleich in 
der Städteordnung nirgends ſteht, daß die Juden nicht alle Funktionen 
eines Stadtverordneten ausüben ſollten. Da wir einmal der Lehrer er⸗ 
wähnt haben, ſo wollen wir auch die in den diesjährigen Breslauer Schul⸗ 
programmen befindliche Verordnung anführen, daß der deutſche und hiſto⸗ 
riſche Unterricht in den oberen Klaſſen nur Schulmännern von gereiftem 
Urtheile, gediegenem Charakter und Beſonnenheit übertragen werden ſoll, 
die den Einflüſſen mit Erfolg zu begegnen vermögen, welche die frivole 
Tagesliteratur auch ſchon auf die Schüler zu gewinnen drohe. Bei dieſer 
Tendenz wird ſich die Geſchichte wohl oft ein Prokruſtesbett gefallen laſſen 
müſſen. — 

Es wurde ferner die bisher nur für Berlin geltende Oeffentlichkeit im 
Civilprozeß für alle Landestheile angeordnet, während die Oeffentlichkeit im 
Criminalprozeß noch immer nur für Berlin gilt. Dieſe Oeffentlichkeit ver⸗ 
hindert übrigens nicht, daß bei politiſchen Prozeſſen, für welche die Oef⸗ 
fentlichkeit am wichtigſten iſt, dieſelbe ausgeſchloſſen wird. So wurde noch 
kürzlich wieder Meyen 's Prozeß in Berlin bei verſchloſſenen Thüren ver⸗ 
handelt; das Urtheil I. Inſtanz wurde beſtätigt, 2 Jahre Feſtung, Verluſt 
der Nationalkokarde wegen Vorleſung eines verbotenen Gedichtes. Ebenſo 
iſt Dronke bei verſchloſſenen Thüren zu Koblenz zu 2 Jahr Gefängniß 
verurtheilt, die in II. Inſtanz in Feſtungsſtrafe verwandelt wurden. In 
den Entſcheidungsgründen wird die Frage, ob Dronke als Ausländer vor 
ein preußiſches Gericht gezogen werden könne, deßhalb für irrelevant er⸗ 
klärt, weil er an 3 Bekannte in Koblenz 3 Exemplare verſchickt habe; das 
ſei eine Verbreitung und Koblenz ſei der Ort der vollbrachten That, wenn 
die Verſendung auch von Frankfurt ausgegangen ſei. Welche Logik! Im 
Uebrigen enthalte (auf Grund einiger angeführten Stellen,) das Buch den 
radikalſten Kommunismus, feinde Staat und Chriſtenthum an, beleidige 
den König direkt und indirekt, tadle Geſetze und Anordnungen frech und 
unehrbietig, beleidige Hrn. Dunker in Beziehung auf fein Amt — es ſei 
alſo auf die Strafe des ſchwerſten Vergehens zu erkennen. — 

In Berlin wurde dagegen Julius Springer, wegen einer empfehlenden 
Anzeige einer Broſchüre von Oppenheim „das Verbot ganzer Verlagsfirmen“ 
des frechen Tadels der Geſetze und Anordnungen angeklagt, gänzlich frei⸗ 
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geſprochen, aber nur, weil er Preußen nicht direkt genannt habe, nicht 
etwa, weil er unter ſächſiſcher Cenſur geſchrieben hat. Viele Gerichte ha⸗ 
ben nämlich bis dahin den Bundestagsbeſchlüſſen gemäß angenommen, daß 
die Cenſur eines Bundesſtaates Verfaſſer und Verleger von weiterer Ver⸗ 
antwortung entbände, und darauf hin ſind mehrere Freiſprechungen erfolgt. 
Jetzt iſt aber der betreffende Paſſus dahin deklarirt, daß die Anwendung 
der Landesgeſetze auf die durch die Preſſe begangenen Verbrechen durch die 
Bundesbeſchlüſſe nicht beſchränkt ſei und daß die Cenſur eines anderen 
Bundesſtaates keineswegs vor Verantwortlichkeit ſchütze. Das Gericht zu 
Berlin erkannte dieſe Deklaration als bindend und gültig an. So wird 
es denn auch Hrn. Simon, gegen den wegen feines Buches über die Pa⸗ 
tente vom 3. Februar „Annehmen oder Ablehnen“ eine Unterſuchung ein⸗ 
geleitet iſt, nichts nützen, daß ſein Buch unter ſächſiſcher Cenſur erſchien, 
obgleich man Anfangs glaubte, daß man nun die Unterſuchung aufgeben 
würde, daß deßhalb der bereits in die Druckerei gegebene Steckbrief zurück⸗ 
genommen ſei. Simon hat übrigens nicht an Flucht gedacht, obgleich die 
„Allg. Preuß. Ztg.“ es verſicherte; ſobald er Kunde von der Unterſuchung 
bekam, ſtellte er ſich ſeinem Richter, iſt auch bis jetzt in ſeiner Freiheit 
nicht beſchränkt. — Die vier wegen kommuniſtiſcher Verſammlungen noch 
verhafteten Einwohner Berlin's find per decretum des Gerichtshofes ohne 
weitere Verhandlung freigelaſſen. — Gegen die bei den Tumulten am 3. 
und 4. Auguſt zu Köln Verhafteten hat jetzt auch die Prozedur begonnen. 
18 ſind außer Verfolgung geſetzt, 7 vor das Zuchtgericht zu Köln ver⸗ 
wieſen, einer bleibt verhaftet. Die Anſchuldigungen lautet meiſt auf Wider⸗ 
ſetzlichkeit gegen die bewaffnete Macht, auf Ungehorſam gegen ihre Auffor⸗ 
derung, den Platz zu verlaſſen, auf Beſchimpfung derſelben im Dienſt. — 

Aus dem kürzlich erſchienenen Rechenſchaftsbericht über die Peſtalozzi⸗ 
ſtiftung von Dieſterweg und Kaliſch ergiebt ſich, daß die Hoffnung, eine 
deutſche Peſtalozziſtiftung zu gründen, deren Anſtalten fich allmählig über 
ganz Deutſchland verbreiten ſollten, eine illuſoriſche war. Sie iſt an dem 
Separationsgeiſt der Deutſchen geſcheitert, welche an vielen Orten eigene 
Anſtalten für die engere Heimath gründeten. So bleibt denn auch dem 
Berliner Verein Nichts übrig, als einſtweilen nach ſeinen Kräften für ſich 
anzufangen. Der Vorſtand hat die Statuten für die zu gründende Anſtalt 
entworfen und der Regierung zur Genehmigung vorgelegt. Das Direkto⸗ 
rium beſteht aus den HH. Dieſterweg, Kaliſch und Becherer. Möge die 
Anſtalt fröhlich gedeihen; ſie wird hoffentlich wie eine Oaſe unter unſeren 
ſonſtigen verſtaubten Erziehungsanſtalten daſtehen. — In dem oft unbe⸗ 
wußten Drange nach Aſſoziation, nach gemeinſamem Handeln, in dem un⸗ 
klaren Gefühle, daß die Kraft oder das Kapital des Einzelnen den Ver⸗ 
bältniſſen gegenüber nicht mehr ausreicht, bildet man Vereine für und gegen 
Alles und Jedes. Hat doch ſogar in Berlin ein „Verein ex officio unter 
heroiſchen Anſtrengungen zur Eroberung einer Küche und eines Wirthes 
Pferdefleiſch gegeſſen, um das Vorurtheil dagegen zu zerſtören. Merkwür⸗ 
diger Weiſe iſt das der Verein gegen Thierquälerei, der von der Anſicht 
ausgeht, es müſſe den emeritirten Pferden viel angenehmer und ſchmeichel⸗ 
hafter fein, geſchlachtet und verfpeift zu werden, als Droſchken oder Miſt⸗ 
karren zu fahren. Aber das Leben iſt doch ſchön, ſagt Marquis Poſa, 
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und außerdem wird das Fleiſch wohl trotz alledem etwas theuer bleiben. 
Das beiläufig. Außer einem durch Hrn. Prince⸗Smith's, des germaniſirten 
Engländers, Arroganz in der Geburt verunglückten Freihandelsvereins, iſt 
in Berlin ein Aufruf zu einem ſehr nützlichen Unternehmen erſchienen, zu 
einer Baugeſellſchaft, um Häuſer für die unteren Volksklaſſen zu 
bauen; damit ſollen Sparkaſſen und dgl. verbunden werden. Man hat 
berechnet, daß man den Leuten für den Miethpreis, den ſie jetzt für ihre 
elenden, ſchmutzigen Höhlen zahlen, eine hübſche geſunde Wohnung bieten 
könne, und daß dann bie Geſellſchaft doch noch gute Geſchäfte machen 
würde. Der Plan iſt daher ſehr zu loben; wenn er nur nicht zu den 
vielen in Deutſchland angebahnten Werken geſchlagen wird, die man 
nie vollendet; ich erinnere mich, daß ſchon vor mehreren Monaten ſtark 
von der Sache die Rede war. Seither iſt ſie aber wenig vorgerückt; in 
England geht das raſcher. — Ferner beabſichtigt man in Berlin einen 
General⸗Agentur⸗ Verein, welcher Depots von Waaren aller Art errichten 
ſoll, zur Vermittelung zwiſchen Groſſiſten und Detailliſten. Dadurch wür⸗ 
den die Geſchäfte viel einfacher und billiger; es fiel das ganze Heer der 
commis voyageurs fort, was Jedermann, außer den Wirthen, nicht nur 
der Erſparniß, ſondern auch feiner Ohren wegen zu ganz ſonderbarer Sa- 
tisfaktion gereichen dürfte. Wahrſcheinlich wird aber wieder jeder Fabri⸗ 
kant denken, daß er durch eigene Empfehlung feiner Waare beſſer Eingang. 
verſchaffen könne, er wird an der Unpartheilichkeit der Beamten des Ver- 
eins zweifeln, wie das unſer Zeitalter ſo mit ſich bringt. — Der ſeit 
1840 in Berlin beſtehende jüdiſche Kulturverein, der ſich die Aufgabe ge⸗ 
ſtellt hat, durch Preisaufgaben, Prämien und Unterſtützungen die Juden, 
namentlich in Polen, zu Wiſſenſchaft, Kunſt und Gewerbe heranzuziehen, 
iſt durch Polizeireſkript vorläufig ſiſtirt, weil er Ende vorigen Jahres den 
Beſchluß gefaßt hat, bei den Ständen um Judenemanzipation zu petitioni⸗ 
ren; das ſei ein politiſcher Akt, wodurch er die Grenzen ſeiner Wirkſam⸗ 
ſamkeit überſchritten habe. Aber haben wir denn nicht Petitionsrecht? — 
Der Gemeinderath zu Crefeld iſt vom Oberpräſidenten dahin beſchieden, 
daß er den provinzialſtändiſchen Deputirten zwar Aufträge ertheilen könne, 
aber nur ſolche, welche die Gemeindeverwaltung betreffen. 
Ueber andere Angelegenheiten habe er nur zu berathen, wenn ſie durch be⸗ 
ſondere Geſetze oder durch Verfügung der Regierung an ihn verwieſen 
würden. Aber kann ſich denn die Gemeinde von der Provinz iſoliren? 
Und wer ſoll ſich denn um die allgemeinen, gemeinſamen Intereſſen der 
Provinz kümmern, wenn nicht einmal die Gemeinderäthe das Recht dazu 
haben? Eine wohl aufzuwerfende, aber ſchwer zu beantwortende Frage! — 
Großes Aufſehen macht die Exkommunikation des Fürſten Hatzfeld, 
bisherigen Haubtes der ariſtokratiſch⸗ katholiſchen Partei in Schlefien; er 
ließ ſich mit einer geſchiedenen Proteſtantin von einem proteſtantiſchen Pfar⸗ 
rer trauen, als ihm von der katholiſchen Kirche der Dispens dazu beharr⸗ 
lich verweigert wurde. — In Königsberg wurde am Charfreitage durch 
polizeiliche Beſetzung ſeines Hauſes der Prediger Detroit verhindert, den 
Gottesdienſt der „evangeliſchen Gemeinde“ abzuhalten. 
In kommerzieller Beziehung habe ich noch zu melden, daß der eng⸗ 
liſch⸗preußiſche Handels⸗ und Schiffarthsvertrag vom 2. März 1841 ge⸗ 
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kündigt iſt. — In Erwägung der Noth und der Theuerung fallen die 
Landwehrübungen der Kavallerie aus und die der Infanterie ſind vorläuſig 
bis zum Herbſt verſchoben. — 

Lippe: Detmold. Der Landtag iſt ſehr ungnädig geſchloſſen. Die 
Haubtveranlaſſung war die ſchon mehrfach verlangte Trennung des Staats⸗ 
vom Dominial⸗ Haushalte und die in Folge deſſen geforderte fpegifizirte 
Rechnung über den Dominialhaushalt. Die Regierung wollte darauf nicht 
eingehen und die Stände bewilligten deßhalb die geforderte Sublevation 
von 12,000 Athr. für das fürſtliche Haus nicht. Sie wurden vertagt und 
nach einigen Wochen wieder einberufen. Sie hatten ſich aber keines an⸗ 
deren beſonnen und obgleich die Regierung ihre Forderung auf 8000 Rthr. 
herabſetzte, erklärten ſie doch, ſie würden vor detaillirter Rechnungslage kei⸗ 
nen Deut bewilligen. Da wurde der Landtag geſchloſſen; der Landtags- 
abſchied iſt noch nicht erſchienen. 

Sachſen. Um der Ueberhand nehmenden Verbreitung revolutionä⸗ 
rer Flugſchriften entgegen zu wirken, hat die ſächſiſche Regierung durch eine 
Prämie die Anzeige ſolcher Verbreiter befördern zu müſſen geglaubt. Die 
Denunziation herausfordern iſt immer ein verwerfliches Mittel; es werden 
ſich nicht viele finden, welche um Geld zu Denunzianten werden, welche 
um Geld Jemanden in bedenkliche Kriminalunterſuchungen verwickeln möch⸗ 
ten. — Der zum Stadtrichter in Neuſtadt erwählte Oppoſitionsdeputirte 
Dr. Schaffrath iſt von der Regierung nicht beſtätigt worden. — Die 
Geldkriſis macht ſich auch in Sachſen bemerklich, Bankerotte ſind an der 
Tagesordnung. Durch den Bankerott einer Druckerei und Spinnerei in 
Chemnitz wurden 4 — 500 Menſchen brodlos; Chemnitz allein verliert da⸗ 
bei 75,000 Thlr. — 

Hannover. Am 21. April iſt die Kammer vertagt. Die Reſul⸗ 
tate der Sitzung ſind unerheblich. Manche Anträge z. B. der auf Gleich⸗ 
ſtellung der Juden wurden erſt in der II. Kammer gehörig beſchnitten, in 
der I. dann noch mehr verkümmert, und die II. trat gewöhnlich im In⸗ 
tereſſe der Eintracht dieſen Einſchränkungen bei. Außerdem ſind auch noch 
die meiſten Beſchlüſſe der Stände zurückgewieſen und dieſe Zurückweiſungen 
zeigen einen ſo herben, ſchneidenden Ton, wie man ihn ſeit mehreren Jah⸗ 
ren dort nicht mehr gehört hatte. Dahin gehört die Abweiſung eines 
ſtändiſchen Antrages auf Aufhebung der Spielbanken. Die Ge⸗ 
nehmigung zur Haltung öffentlicher Spielbanken ſei ein unbeſtrittenes Prä⸗ 
rogativ der Krone, das man ſich in keiner Weiſe durch ſtändiſche Ueber⸗ 
griffe werde verkürzen laſſen. Noch ſchärfer wird die beantragte Oeffent⸗ 
lichkeit der ſtändiſchen Sitzungen verweigert. „Von dieſer Oeffentlichkeit, 
ſagt das königl. Schreiben, könne nur in konſtitutionellen Staaten 
die Rede fein, in denen den Organen des Volkes eine weſentliche 
Theilnahme an der Regierung eingeräumt werde, in denen die monarchi⸗ 
ſche Gewalt durch Verantwortlichkeit der Miniſter gegen die Stände eine 
Theilung erlitten habe und das Regierungsſyſtem von den wechſelnden 
Majoritäten der Kammern abhänge. Das Alles entſpreche den Grund⸗ 
geſetzen des deutſchen Bundes nicht und der König vermiſſe darin auch 
eine Garantie des dauernden Glückes der Völker. Die hannöverſchen 
Stände hätten die nach Art. 57. der Wiener Schlußakte geregelte Befug⸗ 
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niß, ſich unter Feſtſtellung der Einheit der landesherrlichen Staatsgewalt 
auf die zuſtändige Mitwirkung an der Ausübung beſtimmter Rechte zu be⸗ 
ſchränken; es ſei ihnen mithin der Charakter einer dieſe poſitiven Grän⸗ 
zen überſchreitenden allgemeinen Volksvertretung nicht beige⸗ 
legt. Die Oeffentlichkeit mache die Sitzungen länger und theurer, lähme 
die heilfame Mitwirkung wohldenkender und erfahrener Männer, die nicht 
ſprechen könnten, und könne leicht dazu gemißbraucht werden, unter dem 
Schutze der ſtändiſchen Unantaſtbarkeit achtbare Stellungen und Perſönlich⸗ 
keiten herabzuwürdigen, unerreichbare Wünſche zu erwecken, durch unſtatt⸗ 
hafte Anforderungen das Vertrauen in die Regierung zu untergraben, eine 
erkünſtelte (2) öffentliche Meinung zu bilden, den Samen der Unruhe und 
Unzufriedenheit mit dem Beſtehenden im Volke auszuſtreuen, die Maſſen 
mit einem Worte aufzuregen und zu verblenden, — Uebel, die eine gedie⸗ 
gene Berichtigung von Irrthümern durch Organe der Regierung wohl bis 
zu einem gewiſſen Grade mildern kann, aber welche zu tilgen ſie im Kam⸗ 
pfe mit den Leidenſchaften nicht vermag. Deßhalb wird der König die 
Oeffentlichkeit niemals bewilligen.“ Es iſt auffallend, daß die Regie⸗ 
rung nur der Oppofition Einfluß auf die öffentliche Meinung zuſchreibt, 
daß ſte dieſen Einfluß nicht tilgen zu können eingeſteht. Das muß doch 
irgendwie ſeinen Grund haben. Uebrigens glaube ich nicht, daß König 
Ernft Auguſt dieſe Sprache in England gelernt hat; es ſcheinen näher 
liegende Reminiszenzen zu ſein. Jedenfalls wiſſen die Hannoveraner jetzt, 
wie ſehr ſie im Irrthum waren, wenn ſie ihr Land für ein konſtitutionel⸗ 
les hielten. — 

Kurheſſen. In Kaſſel ſollen Verhaftungen wegen „kommuniſtiſcher 
Verbindungen“ vorgekommen fein. Man darf mit Fug und Recht an der 
Realität dieſer Verbindungen zweifeln; in Kaſſel iſt man aber in Bezug 
auf „Vereine“ aller Art noch ängſtlicher und aufmerkſamer als anderswo. 
So hat der bekannte Polizeibeamte Wangemann kürzlich in einem Re⸗ 
ſtripte an den „geſelligen Verein“ zu Marburg zur Bedengung der Ge⸗ 
nehmigung gemacht, daß der Verein kein Buch, keine Zeitſchrift ohne 
polizeiliche Erlaubniß anſchaffe, daß er ſich jeder Zeit kontroliren laſſe und 
vor allen Dingen nicht politiſch würde. Zugleich wird bis zur polizeili⸗ 
chen Genehmigung laut Bundesbeſchluß vom Juni 1832 gegen politiſche 
Verſammlungen Jedem die Theilnahme an dem Verein, den Wirthen die 
Aufnahme deſſelben bei 5 Thlr. Strafe unterſagt. Die Vorſtandsmitglie⸗ 
der haben beim Marburger Obergericht eine Klage gegen den eifrigen 
Polizeimann wegen rechtswidriger Gewalt angeſtellt. 

Heſſen⸗Darmſtadt. Die Kammer hat den Antrag auf vollſtän⸗ 
dige Emanzipation der Juden verworfen, ebenſo den Antrag auf Aufhe⸗ 
bung aller bezüglich der Juden beſtehenden civilrechtlichen und civilprozeſ⸗ 
ſualiſchen Ausnahmegeſetze. Dagegen hat fie die Anträge des Ausſchuſſes 
auf eine allmählige Emanzipation der Juden, die von der fortſchrei⸗ 
tenden Theilnahme derſelben an bürgerlichen Gewerben abhängt, angenom⸗ 
men. Die Kammer iſt echt deutſch mit ihrer Liebhaberei für die Allmäh⸗ 
ligkeit. Von den Juden verlangen, daß ſie unter der Herrſchaft von Aus⸗ 
nahmsgeſetzen und Vorurtheilen ihre Lebensverhältniſſe ändern, das iſt 
ungefähr grade ſo, als Jemanden ein Flötenkonzert zumuthen, dem man 
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freundfchaftlich den Hals zuſchnürt, oder einen zum Fortſchritt ermuntern, 
den man vorſorglich an Händen und Füßen geknebelt hat. 

Frankfurt. Wie weiland die Revolution, ſo machen jetzt die Li⸗ 
teraten⸗Ausweiſungen die Runde um die Welt. Auch aus der freien Re⸗ 
publik Frankfurt am Main ſind, dem Vernehmen nach auf Requiſition des 
deutſchen Bundes, die Literaten Dr. Lommel und Dr. Löwenthal ausge⸗ 
wieſen. Das lichtfreundliche Montagskränzchen, in welchem erſterer häufig 
Vorträge hielt, iſt zugleich der beſonderen Aufmerkſamkeit eines wohlweiſen 
Senates empfohlen. Sehr ſchmeichelhaft! — 

Baiern. Wie ich bereits im vorigen Hefte ſagte, iſt von liberalen 
Reformen, welche Manche nach dem Sturze des jeſuitiſchen Miniſteriums 
Abel zu erwarten ſchienen, nirgend die Rede. Die Nacheenſur iſt eher 
verſchärft, als gemildert. Die bedeutendſte Veränderung iſt bis jetzt, daß 
der König eine neue Hofcharge unter dem Titel Hofjunker, mit glei⸗ 
chem Range und gleicher Uniform wie die Kammerjunker, zu errichten be⸗ 
ſchloſſen hat. — 

Baden. Der ultramontane Abgeordnete Prof. Buß, welcher ſeinen 
Wahldiſtrikt, den Schwarzwald, zur Erforſchung und Erleichterung der 
materiellen Noth bereiſ'te, hat endlich die Liberalen aus ihrer optimiſtiſchen 
Gleichgültigkeit gegen die Noth aufgeſchreckt. Sie ſahen ein, daß ſie den 
Ultramontanen nicht nachſtehen dürften, wenn ſie nicht alles Terrain bei'm 
Volke verlieren wollten, welches ſich nun einmal auch bei den ſchönſten li⸗ 
beralen Phraſen das Eſſen nicht abgewöhnen kann und mag. Die Libe⸗ 
ralen ſetzten alſo, nach dem Beiſpiel der Ultramontanen und der freiwillig 
ohne Einwirkung der Hausgeiſtlichen für die nothleidenden Schwarzwälder 
ohne Unterſchied der Konfeſſion unter ſich kollektirenden Freiburger Sträf⸗ 
linge, in Freiburg eine aus allen Konfeſſionen beſtehende Kommiſſion zur 
Unterſtützung der Schwarzwälder nieder. Die Beiträge floſſen ziemlich 
reichlich, man hoffte, daß der größten Noth bald abgeholfen ſein würde. 
Schlimmer ſieht es im Odenwalde aus; weder in Mannheim, noch in 
Heidelberg hat die liberale Bourgeoiſie etwas zur Abhülfe der dort herr⸗ 
ſchenden Noth gethan. Sie iſt ſo arg, daß die Gerüchte von einem dro⸗ 
henden Aufſtande im Odenwalde, die ſich freilich nachher als falſch erwie⸗ 
ſen, ziemlich viel Glauben fanden. Die „Karlsruher Zeitung“ trug denn 
auch das ihrige dazu bei, den Schrecken der Bourgeoiſie zu vermehren. 
Nicht die Noth, ſagte ſie, ſondern die maſſenweiſe verbreiteten revolutio⸗ 
nären Pamphlete könnten möglicher Weiſe Aufſtände hervorrufen. Wenn 
nun auch ein ſo thörichtes Unternehmen keinen Falls auf Erfolg rechnen 
könnte, ſo möchten doch bei etwaigen Zuſammenläufen leicht Exzeſſe gegen 
das Eigenthum, Angriffe auf Wohlhabende, Plünderung von Fruchtſpei⸗ 
chern und Brandſtiftungen vorkommen. Grund genug für die liberalen 
wohlthätigen Bürger, ſich um ſolches Geſindel erſt recht nicht zu beküm⸗ 
mern. Die Verbreitung revolutionärer und kommuniſtiſcher Pamphlete fol 
immer ſtärker und ſyſtematiſcher betrieben werden. In Raſtadt hat man 
einen Studenten Schaible arretirt, bei dem man einen ganzen Koffer ſol⸗ 
cher Blätter gefunden, wenngleich man ihn nicht bei der Verbreitung der⸗ 
ſelben betroffen haben ſoll. Der Privatbeſitz ſolcher Blätter wird aber 
ſchwerlich beſtraft werden können. Daß Dr. Rauſchenplett wegen Verbrei⸗ 
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tung folder Blätter in Baden arretirt ſei, war ein falſches Gerücht; er 
iſt bereits wieder freigelaſſen. Das durch den Advokaten Kräuter zu Hei⸗ 
delberg ausgeſprochene Entſetzen der liberalen Bourgeoiſie vor ſolchen Ver⸗ 
breitungen meldete ich ſchon. — . 

In Mannheim hat es die Bourgeoiſie und Büreaukratie durch In⸗ 
differenz und direkte Machinationen glücklich ſo weit gebracht, daß der mit 
fo großen Hoffnungen begründete Proletarierverein ſich faſt auschließlich 
auf den Kartoffelhandel beſchränken muß; freiwillige Kollekten z. B. dür⸗ 
fen nicht ihm, ſondern nur der gewöhnlichen Armenverwaltung übergeben 
werden. — Bemerkenswerth iſt die Art, wie die Mannheimer Polizei die 
Mitglieder des aufgelöſ'ten Handwerkervereins (ſ. Aprilheft) von dem Stre⸗ 
ben nach allgemeiner und politiſcher Bildung, von dem Leſen mißliebiger 
Blätter abzuhalten ſuchte. „Left die Bibel, das „Mannheimer Morgen⸗ 
blatt“ (ein Pendant zum Tippelskircher Volksblatt) und die „Karlsruher 
Zeitung,“ ſagte ſie ihnen, dann thut euch Niemand etwas.“ Ein deutli⸗ 
cher Wink! — . 

Schweiz. Ultramontane und Radikale machen bei den gegenwärti⸗ 
gen Großrathswahlen die größten Anſtrengungen, um ihrer Partei den 
Sieg zu verſchaffen. Ob Baſelſtadt trotz der angenommenen Verfaſſungs⸗ 
reviſion, bei der ſich die Radikalen als leicht zu dupirende Idealiſten er⸗ 
wieſen, radikal für die Tagſatzung inſtruiren und ſo einen Zwölferbeſchluß 
zu Stande bringen wird, ſteht noch ſehr dahin. Dagegen haben in St. 
Gallen, wo ſich bisher im Gr. Rath die Parteien an Zahl ganz gleich 
gegenüberſtanden, die Radikalen jetzt die Majorität und dadurch iſt einer 
der hervorragendſten Schildknappen des Jeſuitismus, der einſt radikale 
Baumgärtner, beſeitigt. Pabſt Pius ſoll entſchloſſen ſein, im Fall eines 
Zwölferbeſchluſſes gegen die Jeſuiten dieſe zur Verhütung des Bürgerkrie⸗ 
ges abzuberufen, was indeſſen wohl noch der Beſtätigung bedarf. Der 
Sonderbund ſoll die Abſicht haben, die nächſte Tagſatzung gar nicht zu 
beſchicken, wodurch denn der Bruch immer größer würde. Der Fanatis⸗ 
mus der Jeſuitenkantone if übrigens größer, als je. Eine Frau Rey⸗ 
Bellet in Wallis fordert die Frauen auf, ſich zum Schutz des Vaterlan⸗ 
des und der Religion militairiſch zu organiſiren, ſich Hoſen anzuthun, 
weil ſo viele Männer sansculottes geworden wären. Oeſterreich hat den 
Haß zwiſchen der radikalen Schweiz und dem Sonderbunde noch vermehrt, 
indem es durch ſeine Maaßregeln letzteren noch deutlicher als die Partei 
des Auslandes bezeichnete. „Oeſterreich ſchlug das Geſuch der Züricher 
Regierung ab, die ihr gehörigen, bereits verzollten Getreidevorräthe aus 
der Lombardei ausführen zu dürfen, wogegen ſich freilich die lombardiſchen 
Bauern aufgelehnt haben würden; Oeſterreich theilte nachher dem ſchweize⸗ 
riſchen Geſchäftsträger nur mit, die Regierung habe in Bezug auf das 
von den mailändiſchen Behörden erlaſſene Ausfuhrverbot Anordnungen ver⸗ 
fügt, welche die intereſſirten ſchweizeriſchen Kantone beruhigen ſollten; bis 
jetzt hat man aber noch nichts davon gehört. Dagegen geſtand Oeſterreich 
den Kantonen des Sonderbundes alsbald beſondere Begünſtigungen bei 
der Korneinfuhr aus der Lombardei zu, und wenn irgendwas eine Partei 
in der Schweiz verhaßt machen kann, ſo iſt es ihre Hinneigung zum Aus⸗ 
lande, die durch ſolche Protektion deutlich genug beſtätigt wird. — 
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Belgien. Das Miniſterium, welches die Finanzlage ſtets glänzend 
ſchilderte, wenn es Geld für ſeine Zwecke brauchte, und ſie für bedenk⸗ 
lich ausgab, wenn es ſich um andere Unternehmungen handelte, weigerte 
ſich, die direkte Eiſenbahn von Brüſſel nach Gent auf das Budget der öf⸗ 
fentlichen Arbeiten zu ſetzen. Miniſter de Theux erklärte, um der Debatte 
auszuweichen, das Miniſterium habe die Frage noch nicht geprüft. „Wie, 
rief Hr. Delhougne, Abg. von Gent, die Herſtellung dieſer Bahn gehört 
zur Löſung der Frage des Pauperismus in den Flandern, ſie muß tau⸗ 
ſenden von Arbeitern, welche aus Mangel an Arbeit verhungern, Brod 
verſchaffen, und das Miniſterium wagt es, ſelbſt zu erklären, daß es, nach⸗ 
dem es ein Jahr am Ruder geweſen, dieſe wichtige Frage noch nicht er⸗ 
wogen habe!“ Trotz des Widerſtandes der Miniſter wurden die nöthigen 
Summen auf das Budget angewieſen. — Das Minifterium hat ſich be⸗ 
kanntlich ſtets einer Ausdehnung des Wahlrechtes widerſetzt. Als aber 
jetzt die liberalen Vereine die Wahlliſten revidirten, fanden ſich auf dem 
platten Lande in derſelben hunderte als Wähler aufgeführt, welche nach 
dem Cenſus gar nicht wahlberechtigt waren. In einem einzigen flandri⸗ 
ſchen Dorfe mußten von 22 Wählern 14 als unberechtigt geſtrichen werden. 
Daß das — natürlich zufällig — immer Leute waren, die für das Mi⸗ 
niſterium ſtimmten, bedarf wohl keiner Erwähnung. 

Frankreich. Das Miniſterium Guizot iſt jetzt mehr gefährdet, als 
je; es iſt zwiſchen ihm, dem Repräſentanten der abſoluten Stabilität und 
den progreſſiſtiſchen Konſervativen unter Emil v. Girardin (ſ. Aprilheft) 
zum vollſtändigen Bruch gekommen. Zwar ſind die geheimen Fonds ohne 
erhebliche Debatte votirt und man iſt gewohnt, das als Zeichen des Ver⸗ 
trauens anzuſehen. Aber dießmal war es bloß die Folge der Einſchüchte⸗ 
rung der beſitzenden Bourgeoiſie, weil Duchatel erklärt hatte, ohne die ges 
heimen Fonds ſei die bei der jetzigen Aufregung in Folge der Theuerung 
ſo dringend nöthige polizeiliche Aufſicht nicht möglich; er könne ohne ſie 
nicht für die Ruhe bürgen. Der Schrecken der Bourgkeoiſie, der ſich ſchon 
hinlänglich durch die Hinrichtungen von Buzancais, durch die furchtbar 
harten Strafen gegen die bei den Getreidetumulten Verhafteten ausſprach, 
wurde natürlich noch vermehrt, als die Noth und die Theuerung ſtetig 
ſtiegen, als große Banden das Land durchzogen, mit bewaffneter Hand 
Almoſen fordernd, als die Kohlengrubenarbeiter zu St. Etienne wieder zu 
feiern begannen, als man täglich zu Paris aufrühreriſche Plakate und Zet⸗ 
tel in Maſſe fand, folgenden Inhalts: „Laßt uns niederbrennen, bis es 
gegen eine gerechte Vertheilung der Aecker und Ernten keinen Widerſtand 
mehr gibt,“ oder: „die Einwohner werden an den Montagen des Abends 
am Thore von St. Denis über die Mittel berathſchlagen, ſich die ihnen 
gebührende rechtmäßige Exiſtenz zu verſchaffen.“ Unter ſo drohenden Au⸗ 
ſpizien war eine Miniſterkriſis nicht räthlich, weil dadurch dem gemeinſa⸗ 
men Feinde hätte Vorſchub geleiſtet werden können. Deßhalb blieb der 
Vorſchlag von Remuſat über die Inkompatibilitäten (Unvereinbarkeit man⸗ 
cher Staatsämter mit einer Deputirtenſtelle) in der Minorität, da das 
Miniſterium eine Kabinetsfrage daraus machte. Das wird aber Hrn. v. 
Girardin, der trotz aller ſeiner ſonſtigen Eigenſchaften ein geſchickter Tak⸗ 
tiker und ein gefährlicher Gegner iſt, nicht hindern, zur rechten Zeit Hrn. 
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Guizot in die Flanken zu fallen. Ich will aber keineswegs behaubten, 
daß dadurch irgend etwas geändert oder gar gebeſſert wäre. Vielleicht 
rettet ſich Guizot dadurch, daß er ſeine unbedeutenderen Kollegen über 
Bord wirft und ſich mit jungen Kräften reſtaurirt. Eine kleine Niederlage 
hat das Miniſterium ſchon erlitten durch Ledru⸗Rollin's Rede über die 
ſchlechte Ausführung der Geſetze zur Aufhebung der Sklaverei, in welcher 
er einige ſcheußliche Beiſpiele von Grauſamkeit der Pflanzer und pflicht⸗ 
vergeſſener Nachſicht der Beamten mit ſolchen Schandthaten erzählte. Die 
Petitionen um ſofortige Aufhebung der Sklaverei wurden trotz des mini⸗ 
ſteriellen Widerſtandes an den Conſeilpräſidenten, den Juſtiz- und Mari⸗ 
neminiſter überwieſen. . 

Nach einer langen Debatte und nach noch längeren leitenden Artikeln 
ſämmtlicher Journale iſt die Bank von Frankreich ermächtigt, Noten von 
200 Frs. auszugeben. Die Baarſchaft der Bank iſt bedeutend geſtiegen, 
in England dagegen umgekehrt geſunken. Das Journal des Debats be⸗ 
haubtet, die Geldkriſis ſei ihrem Ende nahe. Es dringt auf Aufhebung 
der den Eiſenbahngeſellſchaften auferlegten läſtigen Bedingungen, damit ſie 
mit den Arbeiten beginnen und vielen tauſend Arbeitern Beſchäftigung ge⸗ 
ben könnten. Das wäre allerdings eine bedeutende Hülfe bei der gegen⸗ 
wärtigen Calamität, wenn bis dahin zureichende Vorräthe angekommen 
ſind, wie man hofft. Aber Frankreich braucht ſchon in gewöhnlichen gu⸗ 
ten Jahren erhebliche Zufuhren an Lebensmitteln. Die Unterſuchungen des 
Ackerbaukongreſſes haben unzweifelhaft bewieſen, daß der Ackerbau in Frank⸗ 
reich zu ſehr vernachläſſigt wird, als daß die Produktion dem Bedarfe ent⸗ 
a könnte. Unermeßliche Strecken wüſten Landes harren noch der 

tur. 

Eine Petition, den Napoleoniden die Rückkehr nach Frankreich zu ge⸗ 
ſtatten, iſt abermals abgewieſen; man fürchtet noch immer die Sympathie 
des Volkes für Napoleon. Vielleicht hat auch des Prätendenten Louis 
Napoleon's Erklärung, daß er der franzöſiſchen Regierung gegenüber keine 
Verpflichtung auf ſich genommen, keinen Verzicht auf ſeine Rechte geleiſtet 
hätte, Einfluß auf dieſes Reſultat, obwohl mir dieſe Erklärung ebenſo lä⸗ 
cherlich, als die Berückſichtigung derſelben kleinlich erſcheint. Wer für 
ſeine Prätenſionen weiter keine hervorragenden Eigenſchaften geltend zu 
machen hat, als daß er der Neffe eines großen Mannes iſt, ihm ſogar 
etwas ähnlich ſieht, der iſt heute mehr lächerlich, als gefährlich. — 

England. Die bedeutendſte Vorlage der Regierung war der Ent⸗ 
wurf über die Organiſation des Unterrichts, welcher im Parlamente leb⸗ 
hafte Debatten, außerhalb deſſelben viele Meetings und einen ganzen 
Schwarm von Petitionen für und wider hervorrief. Die Gegner des Re⸗ 
gierungsentwurfes machten beſonders geltend, daß die geforderte Summe zu 
klein ſei, daß der Staat ſich überhaubt in die Unterrichtsfrage nicht mi⸗ 
ſchen, ſondern ſie den Privaten überlaſſen ſolle, beſonders aber, daß er ſich 
hüten müſſe, irgend eine Konfeſſion zu bevorzugen, wie es der Entwurf 
thue. Indeſſen wurden alle dahin einſchlagenden Amendements von Dun⸗ 
tombe, Clay u. a. verworfen. Daß die Nichtberückſichtigung der Konfef⸗ 
ſion bei den bigotten Engländern keinen Anklang fand, darf uns nicht 
wundern. Iſt doch noch kürzlich auf Antrag des Sir Robert Inglis die 
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ſ. g. katholiſche Hülfsbill verworfen, welche die befonderen gegen die 
Katholiken als ſolche beſtehenden Strafen aufheben ſollte; ſo kann z. B. 
jeder Irländer, der in einen katholiſchen Orden tritt, verbannt oder depor⸗ 
tirt werden. Das Haus bewilligte die vom Kabinet geforderten 100,000 
Pfd. St. für Erziehungszwecke. Ich würde vorſchlagen, einiges davon an 
beſagten Sir Robert Inglis zu wenden. — 

Die Baarvorräthe der Bank ſind bis auf etwa 9 Mill. Pfd. St. 
zuſammengeſchmolzen. Sie hat demnach den Disconto auf 5% erhöht 
und ihre Vorſchüſſe noch mehr beſchränkt. Namentlich wollte ſie die Wech⸗ 
ſel der großen in Getreide ſpekulirenden Häuſer nicht mehr diskontiren, 
weil ſie fürchtete, daß dieſelben bei'm plötzlichen Sinken der Preiſe ihre 
Verpflichtungen nicht würden erfüllen können. Aber auch bei den Baum⸗ 
wollenſpekulanten in Mancheſter u. ſ. w. herrſcht Geldmangel; die Preiſe 
der Baumwolle ſind geſtiegen, die Arbeitszeit iſt noch mehr beſchränkt, 
viele Arbeiter werden entlaſſen. Eine Verminderung der Noth iſt alſo 
vorläufig keineswegs zu erwarten. — Wie bedeutend die vom Parlament 
angenommene Fielden'ſche Zehnſtundenbill einwirkt, mag man aus folgen⸗ 
den ſtatiſtiſchen Nachrichten entnehmen. Nach dem „Globe“ arbeiten in 
den Baumwollen⸗ Flachs⸗ und Seidenfabriken Englands einem kürzlich 
von den Fabrikinſpektoren erſtatteten Bericht zufolge 544,876 Perſonen; 
darunter waren Männer über 18 Jahr nur 138,298; auf die übrigen 
406,578 oder auf ¼ der ganzen Zahl findet mithin die Zehnſtundenbill 
Anwendung. — 

Die Lage Irland's iſt noch immer ebenſo verzweifelt, wie früher. 
Hier verheerende Seuchen, dort mehr oder minder ernſte und blutige Auf⸗ 
ſtände theils aus Mangel an Lebensmitteln, theils wegen Entlaſſung von 
den öffentlichen Arbeiten. Aus vielen Theilen des Landes laufen Denk⸗ 
ſchriften an die Regierung ein, welche bei der großen Aufregung des Land⸗ 
volkes ernſtliche Aufſtände prophezeien, wenn die Regierung mit dem 1. 
Mai die öffentlichen Arbeiten einſtellen ließe. Wo die materielle Noth et⸗ 
was gemindert und dadurch die Energie des Volkes ein wenig geſteigert 
iſt, da beginnen auch wieder die agrariſchen Verbrechen, die früher in dfn. 
Bl. geſchilderten Exekutionen Molly Maguire's. Dazu liegen nach fehl⸗ 
geſchlagenen Verſöhnungsverſuchen die Repealer unter John O'Connell und 
Jung⸗Irland unter Smith O'Brien im heftigſten Streite. Letzterer wirft 
den erſteren gradezu vor, daß ſie ſich feige den Whigs verkauft hätten. 
Wahrlich, der alte O'Connell kann nicht zu einer gelegeneren Zeit vom 
Schauplatz abtreten, als eben jetzt bei dieſer Verwirrung. Der Nimbus, 
der ihn umgab, iſt ſchon mannichfach erſchüttert. Lebt er noch länger, ſo 
könnte ſein Kranz leicht von den rauhen Stürmen der Zeit gänzlich ent⸗ 
blättert werden. Zur rechten Zeit ſterben, — das erhält noch Manchem 
den Nachruhm, der ihm ſonſt mitleidslos entriſſen wäre. — 

Spanien. Außer den montemoniliniſtiſchen Aufſtänden in den Pro⸗ 
vinzen nebſt den dabei unvermeidlichen Erſchießungen fanden auch in Ma⸗ 
drid tumultuariſche Szenen ſtatt. Man wollte zwar die Königin durch 
Acclamationen und Vivats in ihrer Hinneigung zu den Progreſſiſten er⸗ 
muntern; aber bei einer Spazierfahrt gerieth ſie doch in einige Gefahr. 
Noch immer kreuzen ſich moderatiſtiſche und progreſſiſtiſche d. h. franzöſi⸗ 


303 


fche und englifche Intriguen. Die Progreffiften resp. General Serrano 
ermuntern die Königin, Narvaez, das Haubt der Moderados, zum Ge⸗ 
ſandten in Paris zu ernennen, um ihn mit guter Manier los zu werden. 
Dazu verlangen ſie die Rehabilitirung Espartero's, ſeine Ernennung zum 
Geſandten in London und eine allgemeine Amneſtie, namentlich für die 
verbannten esparteriſtiſchen Generale. Das Miniſterium Pacheco iſt 
machtlos. Moderados und Progreſſiſten liegen in erbittertem Kampfe. 
Jetzt ſind die letzten im Vortheil; in einem Lande aber, wo Alles von 
Pallaſt⸗ und Militairintriguen abhängt, kann jeder Tag die Lage ändern. 
Uebrigens ſoll ſich Iſabella in anderen Umſtänden befinden, als das Land, 
nämlich in geſegneten, und Herr Guizot ſoll über dieſes Ereigniß, wel⸗ 
ches ihm die für jetzt ſehr unbequeme engliſche Eiferſucht vom Halſe ſchafft, 
ſehr erfreut ſein. . n 

Portugal. Die Königin iſt unterlegen. Die Generale der In⸗ 
ſurrektion drangen überall ſiegreich vor, Sa da Bandeira bedrohte Liſſa⸗ 
bon, ſo daß die Königin Englands und Spaniens Hülfe nachſuchte. Eng⸗ 
liſche Soldaten ſind zu ihrem Schutz gelandet. Wahrſcheinlich wird die 
Sache aber jetzt durch einen Vergleich abgemacht. Koſta Kabral wird auf 
gute Manier entfernt, Dietz, der intriguante Sekretair des Königs, iſt 
ſchon nach London geſchickt. Die Königin bietet völlige Amneſtie, Her⸗ 
ſtellung der Charte, Einberufung der Kortes und ein aus gemäßigten 
Männern beider Parteien beſtehendes Miniſterium. Da beide Parteien 
kein Geld haben, fo werden fie ſich wohl auf dieſen Grundlagen verſtän⸗ 
digen, obwohl die Inſurgenten früher ein demokratiſches d. h. ſeptembriſti⸗ 
ſches Miniſterium und Erſetzung des Senates durch eine zweite Wahlkam⸗ 
mer verlangten. Aber ſo enragirte Demokraten ſind die Inſurgenten, na⸗ 
mentlich die Führer auch nicht, daß ſie nicht auf Einiges verzichten ſollten, 
wenn fie ſich gut placiren können. 

Italien. Wie es heißt, hat der Papſt die Einberufung von 3 
Perſonen aus jeder Legation beſchloſſen, welche ihm in allerlei Dingen 
Kath ertheilen ſollen, den er befolgen wird, wenn es ihm gut dünkt. Das 
nennt man eine allmählige Anbahnung des Repräſentativſyſtems, freilich 
etwas en miniature. 

Griechenland. Die diplomatiſchen Beziehungen mit der Pforte 
find in Folge eines Etiketteſtreites abgebrochen; Griechenland hat bis jetzt 
die Zumuthungen der Pforte, ihr Genugthuung zu geben, entſchieden ab⸗ 
geſchlagen, indem es ſich ſelbſt für den beleidigten Theil hält. Aber auch 
hier kreuzen ſich franzöſiſche und engliſche Intriguen. England unterſtützt 
die Pforte, ermuntert die contrerevolutionären Abſichten des Kalergis auf 
Zante und ſetzt Griechenland durch die Einforderung der fälligen Zinſen 
in Verlegenheit, um den ſich zu den Franzoſen hinneigenden Kolettis zu 
ſtürzen und den verlorenen Einfluß wieder zu gewinnen. Aber grade aus 
dieſem Grunde darf Frankreich Griechenland nicht ſtecken laſſen. Uebri⸗ 
gens iſt die Erbitterung zwiſchen Türken und Griechen ſo groß, daß es 
trotz beiderſeitiger Finanzverlegenheit und trotz der Parteikämpfe zwiſchen 
den einzelnen griechiſchen Häubtlingen leicht zu ernſtlichen Konflikten kom⸗ 
men könnte. Ein eidgenöſſiſcher Oberoffizier wirbt in der Schweiz ſchon 
800 Mann, um ſie für dieſen Fall Griechenland zuzuführen. 
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Rußland will, wie es heißt, jetzt auch in englifchen Papieren eis 
nige disponible Millionen anlegen. Die Engländer fühlen ſich bei ihrem 
gegenwärtigen Mangel an Geld durch dieſen zur Schau getragenen ruſſi⸗ 
ſchen Ueberfluß empſindlich in ihrem Stolze verletzt und heben deßhalb 
nur die für den Kaiſer vortheilhafte finanzielle Seite des Geſchäftes her- 
vor. — In Polen fol ein neuer Strafkodex eingeführt werden; darum 
wird nicht weniger geknutet und nach Sibirien befördert werden. — Der 
Aufſtand der Tſcherkeſſen, die in neuerlichen blutigen Kämpfen wieder 
Sieger geblieben ſind, ſchreitet trotz Woronzoff's Anſtrengungen immer 
weiter fort. a 

Oeſterreich hat dem Vernehmen nach Preußen vorgeſchlagen, alle 
in Cenſur⸗ und Preßangelegenheiten abgeſchloſſenen Verträge aufzuheben 
und jedes Land nach eigenem Belieben verfahren zu laſſen. Preußen ſoll 
darauf eingegangen ſein. So ſtände alſo den etwaigen Anträgen des 
preußiſchen Landtages dieſes Hinderniß, die Bundesgeſetzgebung nicht mehr 
im Wege; denn die kleineren konſtitutionellen Staaten, namentlich Baden, 
haben erſt kürzlich wieder auf ein allgemeines Preßgeſetz ſtatt der Cenſur 
angetragen. Wir wollen aber hoffen, daß das preußiſche beſſer werde, als 
das, welches Hrn. Nebenius vorſchwebte. . — Den Jeſuiten ift der Auf⸗ 
enthalt in Prag verſagt. Davon ſehe ich eigentlich keinen Grund ein, 
wenn nicht etwa den Ständen die Entſcheidung zuſteht. Warum ſollte 
Oeſterreich einen Orden nicht dulden, den es überall offen protegirt? — 

Dänemark und Schleswig: Solftein. Die däniſche Regie⸗ 
rung beharrt auf dem einmal eingeſchlagenen Wege. Auf die die Verfaſ⸗ 
ſung betreffenden Anträge der Ritterſchaft antwortet der König, „daß er 
die allerunthänigſte Eingabe derſelben vom 19. Januar d. J. mit Rück⸗ 
ſicht auf deren Faſſung und Inhalt zur Ertheilung einer Allerhöchſten Re⸗ 
ſolution auf dieſelbe nicht für geeignet befunden habe.“ Dem Eiderſtedter 
Wochenblatt und vorher ſchon 2 anderen ſind die Konzeſſionen entzogen; 
der Debit der „Bremer Zeitung“ iſt jetzt auch den Buchhändlern unter⸗ 
ſagt. Das däniſche Volk legt in der Preſſe und bei anderen Gelegenhei⸗ 
ten die entſchiedenſte Mißachtung des deutſchen Nationalgefühls an den 
Tag. Das deutſche Volk, meinen die Dänen, werde nicht weiter kommen, 
als bis zu Adreſſen und Beileidsbezeugungen, und wenn die Sache an 
den deutſchen Bund komme, meinen ſie, ſo würde ſie vollends in deſſen 
Protokollen begraben. Die Dänen ſind ein eitles, prahleriſches Volk, dem 
es auf eine Handvoll tapferer Worte nicht ankommt; aber dießmal haben 
ſie ſo unrecht nicht. Früher ſchien ihnen die Sache bedenklicher; die Er⸗ 
laſſe des deutſchen Bundes nach den Demonſtrationen Deutſchlands zu 
Gunſten Schleswig⸗Holſteins waren aber allerdings fehr dazu angethan, 
die Dänen zu beruhigen über die etwa in Ausſicht ſtehenden Thaten 
Deutſchlands. 

Um nun aber Nichts zu verſäumen, möchte der Kammerherr v. 
Scheel gern ein deutſches Blatt zur Vertheidigung des Regierungsſyſtems 
in den Herzogthümern herausgeben, wodurch er vielleicht noch manchen 
Anhänger kapern könnte. Er ſucht deßhalb ſchon lange einen Redakteur 
zur Miethe. Konzeſſion, Druckerei, Geld, Alles iſt da, nur kein Redakteur. 
Iſt denn keiner unter all' den unzähligen Literaten, der dem Manne aus 
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der Verlegenheit helfen will? Meldet euch nur, es iſt nicht unbeſcheiden; 
Hr. v. Scheel verlangt nur einen Mann von mäßigen Talenten und 
Kenntniſſen. Und doch hat er ſeit Monaten vergebens geſucht! Das muß 
doch wohl an der zu vertheidigenden Sache liegen. Am Ende kann 
Deutſchland noch ſtolz auf ſeine Literaten werden und läßt ihnen in pleno 
ein Denkmal ſetzen, weil keiner von der Zunft ſich an Hrn. v. Scheel 
verdingen mochte! — In der letzten Zeit tauchte ein ſeltſames Gerücht in 
den Zeitungen auf. Der König ſoll den Herzogthümern angeboten haben, 
eine Verfaſſung zu oktroyiren, wenn fie einem anderen die Untheilbarkeit 
des Reiches ſichernden Erbfolgegeſetz ihre Zuſtimmung gäben. Der Mini⸗ 
ſter Oerſted ſoll bereits mit der Ausarbeitung dieſer auf dem Zweikam⸗ 
merſyſtem beruhenden Verfaſſung beſchäftigt ſein. Wenn die Verfaſſung 
gut iſt, ſo wird den Herzogthümern die Wahl ſchwer werden. Nament⸗ 
lich möge auch der Preußiſche Landtag bedenken, daß Deutſchland jetzt 
raſch vorwärts machen muß, wenn ihm die Sympathie der Herzogthümer 
nicht entgehen, wenn ihre Wahl nicht zu ſeinem Nachtheil ausfallen ſoll! 


Rheda, den 10. Mai 1847. 2 
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